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„DIE EINHEIT EUROPAS WAR EIN TRAUM VON WENIGEN. SIE WURDE EINE 
HOFFNUNG FÜR VIELE. SIE IST HEUTE EINE NOTWENDIGKEIT FÜR UNS ALLE. SIE 
IST, MEINE DAMEN UND HERREN, NOTWENDIG FÜR UNSERE SICHERHEIT, FÜR 
UNSERE FREIHEIT, FÜR UNSER DASEIN ALS NATIONEN UND ALS GEISTIG, 
SCHÖPFERISCHE VÖLKERGEMEINSCHAFT.“ 
 








Die Europäische Union beschäftigt mich seit vielen Jahren und bildete nicht nur in 
meiner beruflichen Orientierung einen Schwerpunkt, sondern auch während meiner 
universitären Laufbahn. Durch meine „Einjährig Freiwilligen“-Ausbildung und die 
Miliztätigkeit im Österreichischen Bundesheer sowie im Rahmen beruflicher 
Volontariate im Kosovo und Israel konnte ich ebenfalls Erfahrungen im Bereich der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik sammeln. Vor diesem Hintergrund entschloss 
ich mich für die nähere Auseinandersetzung mit der GASP der EU und danke Univ.-
Doz. Dr. Johann Wimmer für seine Bereitschaft diesen komplexen Gegenstand zu 
betreuen. Neben diesen persönlichen Gründen war es mir außerdem wichtig, tiefer in 
den Forschungsgegenstand einzutauchen, da ich der festen Überzeugung bin, dass 
der Prozess der Europäischen Integration das größte Friedensprojekt der 
Menschheitsgeschichte darstellt. Angesichts globaler Veränderungen und einer 
neuen Weltordnung empfinde ich es als immanent, dass Europa weiter 
zusammenwächst, um meiner Generation eine sichere Zukunft gewährleisten zu 
können. Dafür ist auch die Sicherheitspolitik von hoher Bedeutung, denn wenn die 
Union ihre Interessen wahren und durchsetzen möchte, bedarf es nicht nur einer 
gemeinsamen Außenpolitik, welche mit einer Stimme spricht, sondern auch eines 
zugehörigen verteidigungspolitischen Rückgrats. Im Zuge meiner Recherchen und 
Analysen kam ich zu dem Schluss, dass es noch viel zu tun gibt, damit der policy-
Bereich den von der EU selbst gesetzten Ansprüchen gerecht werden kann. Für 
Überzeugungen einzutreten und an Entwicklungen mitzuarbeiten soll vor allem in der 
heutigen Zeit nicht mehr ausschließlich den politischen Entscheidungsträgern 
vorbehalten sein. Vor allem die Jugend muss ihre eigene Zukunft mitgestalten, ihre 
Forderungen äußern und darf sich nicht mit einer Verwaltung des gegenwärtigen 
Zustands zufrieden geben. In diesem Sinne hoffe ich mit meiner Diplomarbeit auch 
allen Leserinnen und Lesern näher bringen zu können, warum eine starke GSVP für 
den europäischen Kontinent im 21. Jahrhundert so wichtig ist und vor allem sein 
wird. Ich möchte mich abschließend bei allen Kolleginnen und Kollegen der 
Universität Wien für die schönen Jahre meines Studiums bedanken. Weiters danke 
ich allen Mentoren, welche mich in meiner beruflichen Entwicklung begleitet als auch 
ihren Erfahrungsschatz mit mir geteilt haben und die Begeisterung für Europa in mir 
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Am Ende des Zweiten Weltkrieges am 08. Mai 1945 stand ganz Europa vor einem 
devastierten, zerstörten Kontinent. Von Lissabon bis Kiew waren Städte bis auf ihre 
Grundfesten zerstört, Millionen Menschen hatten ihr Leben verloren, wirtschaftliche 
Grundlagen schienen ausgelöscht und Familien erlitten Schicksale, die man heute in 
unseren Breiten nur mehr von Erzählungen kennt. Europa stand nicht mehr vor dem 
Abgrund, es befand sich mittendrin. Die europäischen Völker waren mit einer Form 
vom „Ende der Geschichte“1 konfrontiert. Perspektiven- und Hoffnungslosigkeit 
machten sich breit und die Zukunft war alles andere als gewiss. Walter Laqueur 
schrieb dazu: „der Tag des Sieges wurde überall gefeiert, aber am Tag danach waren 
es nur noch ein paar Unerschrockene, die Licht am Ende des Tunnels sahen, was 
die Aussichten auf einen Wiederaufstieg Europas betraf. Es war nicht nur das 
Ausmaß der materiellen Zerstörungen, sondern vor allem das Fehlen jeder Hoffnung. 
Es war vielleicht ein Glück, daß 1945 nur wenige in Europa über die 
Zukunftsaussichten ihres Landes oder gar ihres Erdteils nachdachten; die 
allermeisten waren vollauf mit so prosaischen Dingen beschäftigt wie der 
Beschaffung von Nahrung und Unterkunft für den nächsten Tag.“2 Laqueurs 
Ausführungen sind notwendig um zu verstehen vor welchem Hintergrund, vor 
welcher kollektiven gesellschaftlichen Emotion in den späten vierziger und fünfziger 
Jahren Entscheidungen getroffen wurden. Es stand das „Überleben des Kontinents 
selbst auf dem Spiel.“3 Getrieben von Ungewissheit und Angst verlangten die 
Menschen nach Perspektive, nach Sicherheit: Sicherheit in der 
Nahrungsmittelversorgung - vielleicht einer der Gründe für die bis heute andauernde 
Überbordung der europäischen Landwirtschaftspolitik. Politische Sicherheit im Sinne 
von Hoffnung, wirtschaftliche Sicherheit in Bezug auf Wohlstand und Arbeitsplätze. 
Militärische Sicherheit angesichts der Vermeidung künftiger europäischer Kriege, 
basierend auf den Erfahrungen im Ersten und Zweiten Weltkrieg, aber auch 
                                                 
1
 Anm.: Der moderne Begriff wurde von Francis Fukuyama 1992 anlässlich des Zerfalls der 
Sowjetunion geprägt. (Siehe:  Fukuyama 1992) Hier ist die Gegenthese dazu gemeint, dass das Ende 
der Geschichte vielmehr das Ende der Nationalstaaten in ihrer Urform definiert, wie es in der Ära des 
Kalten Krieges zwischen 1945 und 1991 aufgrund der Blockbildung der Fall war. (Siehe: 
http://www.zeit.de/2004/14/winkler, 05.10.2011) Ursprünglich stammt der Begriff von Georg Hegel 
datiert auf das 19. Jhd. der das Ende der Geschichte mit dem Napoleonischen Europa erreicht sah 
(Siehe: De Berg 2007)
 
2 Laqueur 1992, S. 10 
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angesichts der aufkommenden Bedrohung durch die stalinistische Sowjetunion im 
Osten des Kontinents. Die politischen Eliten schienen zu verstehen, dass die 
zahlreichen (Sicherheits-) Herausforderungen, vor welchen man stand nur 
gemeinsam bewältigt werden könnten. Der Wunsch nach dem theoretischen Konzept 
„kollektiver Sicherheit“4 wurde stärker und war somit nicht nur Triebkraft für die 
Gründung der Vereinten Nationen, der NATO oder auf der anderen Seite des 
Warschauer Pakts, sondern vor allem ein Impuls für die europäische Integration. Die 
treffendste Begriffsdefinition liefert Gerhart Raichle, der „kollektive Sicherheit“ als „ein 
System internationaler Kooperation zur Verhinderung bzw. Niederschlagung von 
Angriffskriegen durch Verpflichtung aller beteiligter Staaten, durch Sanktionen aller 
Art (moralische, diplomatische, wirtschaftliche und/oder militärische) gegen jeden 
Friedensbrecher gemeinsam vorzugehen“5 bezeichnet. Das Bedürfnis nach 
kollektiver Sicherheit in Europa manifestierte sich zuerst auf nationalstaatlicher 
Ebene. So schrieb das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland bereits 1949 
„der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in die Beschränkungen seiner 
Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche und dauerhafte Ordnung in Europa und 
zwischen den Völkern der Welt herbeiführen und sichern.“6 Frankreich verzichtete in 
seiner Verfassung von 1946 ebenso auf den Krieg als Mittel der Politik und legte in 
Absatz 15 der Präambel fest: „Frankreich versteht sich unter dem Vorbehalt der 
Gegenseitigkeit zu den für die Organisation und die Verteidigung des Friedens 
notwendigen Einschränkungen seiner Souveränität.“7 Das Konzept kollektiver 
Sicherheit ist jedoch als theoretischer Rahmen nicht ausreichend um die Anfänge 
und vor allem Gründe der europäischen (Sicherheits-)Integration zu erklären. Es 
diente zwar wie erwähnt als Impuls, ist jedoch eher auf internationale Organisationen 
wie den Völkerbund oder später die Vereinten Nationen beziehungsweise auf die 
NATO oder den Warschauer Pakt anzuwenden. Die politikwissenschaftlichen 
Sicherheitstheorien umfassen daher weiters die „kooperative Sicherheit“ und 
                                                 
4
 Anm.: Ideengeschichtlich geht das Konzept kollektiver Sicherheit auf den Pariser Mönch Eméric 
Crucé zurück. (Siehe: Schlochauer 1953, S. 16 f.) Er forderte darin die Aufnahme nicht-christlicher 
Staaten in einen Staatenbund, daneben eine ständige Botschafterversammlung mit 
schiedsrichterlichen Funktionen sowie die Fixierung des territorialen Status quo als Friedensgrundlage 
(Siehe: Raumer 1953, S. 311)
 
5
 Raichle 1972, S. 5
 
6
 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art. 24/II, in der Fassung vom 23.Mai 1949
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„integrative Sicherheit“. Bei ersterem ist zentral, dass Sicherheit nicht 
„gegeneinander“ („konfrontativ“) sondern „miteinander“ („kooperativ“) gewährleistet 
wird.8 Dabei sind die Teilnehmerstaaten bemüht „entstehende Konflikte durch 
geeignete Maßnahmen an der weiteren Eskalation zur bewaffneten Konfrontation zu 
hindern“ und „im Vorfeld eines möglichen Friedensbruches die Zusammenarbeit zu 
festigen, um so das Entstehen von Konfliktursachen zu verhindern.“9 Bei der Idee 
„integrativer Sicherheit“ hingegen findet eine „Verschmelzung“ der 
Verteidigungsmaßnahmen mehrerer Teilnehmer in einer „gemeinsamen 
Heeresorganisation“ statt, worunter die Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
nach dem Pleven-Plan10 einzuordnen wäre.11 Die Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Europäischen Union konnte aber in all ihren Etappen niemals 
ausschließlich einem theoretischen Modell zugeordnet werden und auch in der 
heutigen Form ist dies weiterhin nicht möglich. Vielmehr ist diese ein „sicherheits- 
und verteidigungspolitischer Hermaphrodit“, welche eine Mischform mehrerer 
Modelle  darstellt.12 In der vorliegenden Arbeit soll dieser Tatsache näher auf den 
Grund gegangen und die einzelnen Entwicklungsschritte konzeptualisiert, analysiert 
und bewertet werden. Der Fokus liegt dabei auf der militärpolitischen Dimension der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik in ihrer heutigen Form, nach in 
Kraft treten des Lissabon-Vertrages als aktuell gültige Rechtsgrundlage. Es stellt sich 
die Frage ob die geschaffenen Strukturen, Kapazitäten und Entscheidungsprozesse 
dem Anspruch eines gemeinschaftlichen Politikfelds gerecht werden und in wie fern 
diese Relevanz besitzen. Außerdem werden existierende Mängel herausgearbeitet  
und alternative Konzepte identifiziert sowie der Frage nachgegangen, wozu Europa 
überhaupt eine gemeinsame Sicherheitspolitik braucht. Auf Basis der gewonnen 
Erkenntnisse wird schließlich erarbeitet, wie sich der Politikbereich auf 
supranationaler Ebene in Zukunft entwickeln kann oder besser formuliert, wie er sich 
entwickeln muss um den, von der EU selbst gesetzten Ansprüchen gerecht zu 
werden und die Herausforderungen in den kommenden Jahrzehnten bewältigen zu 
können. Ich hoffe mit der Arbeit zum besseren Verständnis der GSVP beitragen zu 
können und wünsche allen Leserinnen und Lesern viel Freude bei der Lektüre.  
                                                 
8
 Krejci/Reiter/Schneider 1992, S. 85 ff. und Neuhold in Reiter 1998, S. 525 ff. 
9
 Vetschera 1991, S. 461 
10
 Vgl.: S. 25 
11
 Busek/Hummer 2004, S. 157 
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VON ROM BIS NIZZA  
– THEORIE UND HISTORIE DER GEMEINSAMEN SICHERHEITSPOLITIK 
 
Wie einleitend bereits auf einzelne Sicherheitstheorien eingegangen wurde, so 
möchte ich an dieser Stelle auf anerkannte Integrationstheorien zurückgreifen, um 
ein besseres Verständnis für die Entwicklungen der europäischen Integration zu 
schaffen. Die heutige EU - beziehungsweise gegenständlich die GSVP - ist nicht nur 
ein enorm komplexes Gebilde, auch ihr Entstehen war ein hochgradig komplexer 
Prozess. Wie Kai Arzheimer, Politikwissenschaftler an der Universität Mainz, daher 
feststellt, sind „systematische Beschreibung und akribisches Faktenwissen“13 
unzureichend. Ebenso nach Ben Rosamond bedarf es „einem theoretischem 
Einstiegsprozess, bevor man sich in der empirischen Welt der Europäischen 
Integration verliert.“14 Nicht zuletzt lässt sich die Entwicklung der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik auch nur im Kontext der europäischen 
Integrationsentwicklung in ihrer Gesamtheit seriös erarbeiten und beurteilen. 
 
1.1 BEGRIFFSDEFINITION & ABGRENZUNG 
 
Was aber bringt der Terminus „Integration“ im Bezug auf Europa überhaupt mit sich? 
Welche Begrifflichkeit steckt dahinter und was will sie ausdrücken? Der antike 
Ursprung geht auf das lateinische Wort „integratio“ zurück, was so viel bedeutet wie 
„Erneuerung“, aber auch „Wiederherstellung“.15 Die Übersetzung in den modernen 
Sprachgebrauch ist in Bezug auf die politischen Hintergründe nach dem Zweiten 
Weltkrieg brisant, da es letztendlich um nichts anderes als die Erneuerung eines 
zerstörten Kontinents und die Wiederherstellung einer Einheit ging. Die zahlreichen 
soziologischen Definitionen, welche sich alle auf das Zusammenleben von Menschen 
verschiedener Herkunft beziehen, sind an dieser Stelle nur peripher hilfreich. Auch 
die europäische Integration beschäftigt sich letztendlich aus einer Meta-Ebene 
betrachtet mit nichts weniger als der Grundfrage, wie ein Zusammenleben zwischen 
                                                 
13
 http://www.kai-arzheimer.com/integrationstheorien.pdf; Folie 24; 06.10.2011
 
14
 Übersetzt aus dem englischen Original: „theoretical initiation ceremony before being let loose into 
the empirical world of European integration“ (Siehe: Rosamond 2000)
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Menschen verschiedener Gesellschaften nachhaltig, geordnet, sicher, effizient, 
prosperierend, in Harmonie und auf Ethos basierend funktionieren kann. In der 
vorliegenden Arbeit hilft eine politikwissenschaftliche Definition aber besser weiter. In 
klassischer Manier kann man den Terminus als den „Zusammenschluss einzelner 
Teile zu einem übergeordneten Ganzen“16 bezeichnen. Es geht jedoch um mehr als 
die Zusammenarbeit von Staaten, daher ist Folgendes wohl am treffendsten: „Wenn 
diese [Staaten, Anm.] sich zu einer Integration entscheiden, dann geben sie 
nationalstaatliche Zuständigkeiten an eine übergeordnete Ebene ab, die eigene 
Organe ausbildet. Es entsteht ein supranationales Institutionensystem mit autonomer 
Rechtsordnung, d. h. Staaten arbeiten nicht nur auf Gebieten gemeinsamen 
Interesses zusammen, sondern übertragen auf freiwilliger Basis nationale 
Hoheitsrechte an überstaatliche Institutionen. Im Gegensatz zur Kooperation kommt 
es zu einer Verschmelzung von ursprünglich nationalstaatlichen Hoheitsrechten. Die 
gemeinschaftliche Politik soll mehr sein als nur die Summe der Politiken der 
einzelnen Mitglieder. Die europäische Integration ist in ihrer Art bisher ein weltweit 
einzigartiger Vorgang. Das Wort Integration bezeichnet im politischen 
Sprachgebrauch sowohl ein Ziel als auch den zu diesem Ziel führenden Prozess.“17 
Die funktionale Unterscheidung sieht demnach folgendermaßen aus: 
 
 Sektorale Integration Vertikale Integration Horizontale Int. 















Sie setzen sich mit den Prozessen und Ergebnissen der Integration auseinander, 
versuchen diese zu analysieren und zu erklären sowie zukünftige Entwicklungspfade 
aufzuzeigen.18 Die Wissenschaft ist sich einig, dass sich das System Europäische 
Union nicht mit einer ausschließlichen Theorie begründen lässt. Es bedarf daher 











verschiedener Ansätze um polity-, policy- und politics-Entwicklungen erfassen zu 
können. Simon Hix schreibt dazu: „Wir haben keine allgemeine Theorie der 
amerikanischen oder deutschen Regierung, warum sollte es also eine generelle 
Theorie der EU geben? Wir haben spezifische Erklärungen von Phänomenen, die in 
allen politischen Systemen existieren […] wenn wir die Kritik an der empirischen, 
neuen Governance-Konzeption der EU akzeptieren, können diese Phänomene in der 
EU dadurch erläutert werden, indem man generelle Methoden, Konzepte und 
Theorien der vergleichenden Politikwissenschaft heranzieht.“19 In diesem Sinne 
lassen sich die Integrationsschritte der EU bzw. GSVP seit den 50er Jahren auch 
nicht unter eine Theorie subsumieren, sondern müssen in sich differenziert betrachtet 
werden. An dieser Stelle möchte ich mich daher auf jene Theorien beschränken, die 
eine Antwort auf die Fragen geben warum es überhaupt zur Integration kam und wie 
die historischen Resultate zu erklären sind. In der einschlägigen Fachliteratur werden 
die Anfänge des Integrationsprozesses vor allem mit dem Neo-Funktionalismus, dem 
Intergouvernementalismus, dem Transaktionalismus und dem Föderalismus erklärt 
und Widersprüche aufgezeigt. Man könnte sich die Frage stellen, warum die 
Wissenschaft für einzelne Entwicklungsschritte mehrere theoretische Modelle 
entwickelt hat. Johannes Pollak und Peter Slominski vertreten dazu die Ansicht, dass 
„die Existenz von mehreren Theorien zur Erklärung ein und derselben Realität […] 
nicht Ausweis der Beliebigkeit, sondern Ausdruck des Strebens nach Verbesserung, 
nach exakteren Erklärungen unserer sozialen Welt und ihrer Phänomene“20 sind. Im 
Folgenden wird auf die einzelnen Theorien näher eingegangen und im Anschluss 




Die Theorie geht auf eine Revision von Ernst B. Haas über den Funktionalismus 
zurück, welche er im Rahmen einer Analyse des Integrationsprozesses der 
Montanunion durchführte. Den Kern bilden sogenannte „spill-over“ und „spill-back“ 
                                                 
19
 Übersetzt aus dem englischen Original: „We have no general theory of American or German 
government, so why should there be a general theory of the EU? What we do have are particular 
explanations of phenomena that exist in all political systems [...] If we accept the critique levelled at 
the new governance empirical conception of the EU, these phenomena can be studied in the EU using 
methods, concepts and theories from the general fields of comparative politics and comparative public 
policy“ (Siehe: Hix 1998, S. 38-65)
 
20




Phänomene.21 Ersteres geht von der Annahme aus, dass eine erfolgreiche 
Kooperation in einem Politikfeld die politische Zusammenarbeit in weiteren Bereichen 
begünstigt.22 Wirtschaftliche Bereiche bilden dabei oft den Anfang. Das Konzept des 
„spill-over“ wird oft auch als „Monnet-Methode“ bezeichnet und geht auf einen der 
Gründerväter der Europäischen Gemeinschaft, Jean Monnet, zurück. Sektorale 
Integration führt dabei zu einer Verflechtung immer weiterer Sektoren und schließlich 
zum Endstadium einer allgemeinpolitischen Föderation23 oder einfacher formuliert 
„was klein anfängt, wird einer internen, endogenen Logik folgend zu einem noch 
nicht eindeutig festlegbaren Ziel.“24 Auf der anderen Seite kennt der Neo-
Funktionalismus sogenannte „spill-back“ Effekte, welche den Prozess in umgekehrter 
Reihenweise erfolgen lassen.25 Ergo eine Des-Integration, welche durch äußere 
Faktoren, wie der aktuellen Staatsschuldenkrise, oder aufgrund starker 
Entscheidungsträger forciert werden kann. Die sogenannte „Politik des leeren 
Stuhls“26 des französischen Staatspräsidenten Charles De Gaulle ist vermutlich eines 
der besten Beispiele für einen „spill-back“ Effekt.27 Der Begründer der Theorie Ernst 
B. Haas erklärte 2001 die Theorie für veraltet, sie ist in der Wissenschaft jedoch nach 
wie vor präsent und kann zur Analyse der GSVP-Gründungsjahre herangezogen 
werden.28 Die folgende Tabelle veranschaulicht die Variablen des Neo-






















 Anm.: Bezeichnet eine Differenz um Zolleinnahmen der damals 6 EG-Mitgliedstaaten, welche aus 
nationalen Agrarexporten direkt als EG-Eigenmittel zugeführt werden sollten sowie um die Einführung 
von Mehrheitsbeschlüssen.   Frankreich war gegen den Vorschlag, verließ aus Protest den 
Sitzungssaal und hinterließ einen leeren Stuhl. Eine Beschlussfassung wurde damit unmöglich und 
die Politik des leeren Stuhls blockierte von 1. Juli 1965 bis 30. Januar 1966 die Gemeinschaft. Mit der 
anschließenden Einführung des Konsensverfahrens wurde der Vorstoß gen Mehrheitsbeschluss 
aufgeweicht und den Mitgliedstaaten ein de 
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1.2.2 (LIBERALER) INTERGOUVERNEMENTALISMUS 
 
Die Theorie weist in der Politikwissenschaft zwei behandelte Ausprägungen auf. Die 
bedeutendere Form stellt der realistische Intergouvernementalismus dar, welcher 
unter anderem von Stanley Hoffmann erforscht wurde.29 Der liberale 
Intergouvernementalismus hingegen geht auf Andrew Moravcsik zurück.30 Beide 
Formen sehen die Staaten als zentrale Akteure und laut Hoffmann wird Integration 
„immer eine rein begrenzte Vereinbarung zwischen souveränen Nationalstaaten 
bleiben.“31 Das sogenannte nationale Interesse definiert sich dabei durch 
geopolitische Macht- und Sicherheitsinteressen und seine Stärke bildet sich aus den 
allgemeinen Machtressourcen heraus.32 Der realistische Intergouvernementalismus 
geht davon aus, dass die Nationalstaaten ihren Fokus auf den Ausbau ihres 
Einflusses bzw. ihrer Autonomie legen.33 Die liberale Ausprägung hingegen läuft auf 
„Effizienzgewinne“ 34 hinaus und berücksichtigt zusätzlich die „innergesellschaftliche 
Willensbildung“35 in ihrer Analyse. Moravcsik geht davon aus, dass sich die 
Nationalstaaten einer rationellen Kosten-Nutzen-Analyse unterziehen, weil 
zunehmende Interdependenzen gezwungenermaßen zu Liberalisierungsprozessen 
führen.36 Der Aufbau supranationaler Institutionen wird dabei als das „Ergebnis […] 
strategischer rationaler Wahlen und Verhandlungen von Regierungen in einem 
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anarchischen Kontext erklärt.“37 Kompromisse werden dabei auch als „package-
deals“ beziehungsweise „side-payments“ beschrieben und am Ende steht bei beiden 
Formen eine Gewinnmaximierung an zentraler Stelle, welche „ein hohes Maß an 
vertrauenswürdiger Information und effektiver Kommunikation“ erfordert.38 
Vergemeinschaftete Institutionen können dies effizienter und kostengünstiger 
bewerkstelligen, ohne, dass ihnen dabei eine gestaltende Rolle von Seiten der 
Nationalstaaten zugestanden wird.39 
 




































Dieser Theorie kommt in der Literatur geringere Bedeutung zu als den zuvor 
behandelten, obwohl sie einen interessanten eigenen Ansatz wählt. Grundlage bildet 
für die Transaktionalisten gleichermaßen das Bedürfnis der Menschen, „Kriege 
irgendwann abzuschaffen“40 beziehungsweise den Krieg nicht mehr als legitimes 
Mittel internationaler Politik zu verstehen. Der Lösungsansatz liegt dabei aber nicht in 
der Schaffung eines institutionellen Rahmens, sondern „auf der Grundlage eines 
Gefühls der Gemeinschaft.“41 Das erfordert jedoch nicht zwingend die Abschaffung 
der Nationalstaaten oder „die Notwendigkeit des Zusammenschlusses unter einer 
gemeinsamen rechtlich-institutionellen Ordnung.“42 Vielmehr geht der 
Transaktionalismus von der Notwendigkeit einer auf Vertrauen basierten 
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 Ebd., S. 25 ff. 
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 Übersetzt aus dem englischen Original: “men someday might abolish war” (Siehe: Deutsch 1957, S. 
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Wertegemeinschaft aus, deren Intensität von den Austauschbeziehungen 
nationalstaatlicher Akteure abhängig ist.43 „Je vielfältiger und umfassender die 
Transaktionen und Kommunikationsströme sind, umso größer wird auch die Chance 
für gegenseitiges Verständnis, das Entstehen einer gemeinsamen Identität, sowie 
das Gefühl der Sicherheit.“44 
 




























Die Theorie unterscheidet sich vor allem durch ihre Einbeziehung einer europäischen 
Finalitätsfrage und gilt als „eine der ältesten kooperations- beziehungsweise 
integrationstheoretischen Ausrichtungen.“45 Maßgeblich für die Entwicklung der 
Theorie waren vor allem Carl Friedrich und Amitai Etzioni.46 Zentrale These des 
Föderalismus ist: Die Funktion folgt der Form. Territoriale Einheiten müssen dabei 
ihren „machtpolitischen Souveränitätsanspruch aufgeben und sich einer 
gemeinsamen Willensbildung unterwerfen.“47 Ein funktioneller Sachzwang - welcher 
ökonomische oder soziale Fragen betrifft - kann laut Ansicht der Föderalisten nicht zu 
einer integrierten Einheit führen, da diese Problemstellungen keinen politischen 
Machtanspruch im eigentlichen Sinne darstellen.48 Die Theorie vertritt die Meinung, 
dass ohne die Nationalstaaten als bestehende politische Akteure keine Integration 
möglich ist.49 Die Finalitätsfrage beantwortet der Föderalismus mit einer „am 
Nationalstaat orientierten föderativen Ordnung“50 welche folgende Faktoren aufweist: 
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„ein effektives Gewaltmonopol, ein Entscheidungszentrum welches die Allokation und 
Verteilung von Ressourcen übernimmt und gleichzeitig den dominierenden 
Schwerpunkt politischer Identifikation und Orientierung für den Bürger darstellt.“51 
Charles Pentland liefert dafür folgende Präzisierung: “Einen Wechsel von einem 
klassischen internationalen System zu einer einzigen polity mit spezifischen 
konstitutionellen und soziologischen Charakteristika.“52 Integrationsfortschritte 
schlagen sich daher vor allem in verfassungsrechtlichen Veränderungen nieder.53 
 
Voraussetzungen Zentrale Akteure Mechanismen
54


























1.3 DAS BEDÜRFNIS NACH SICHERHEIT UND DIE GSVP-GRÜNDUNGSJAHRE 
 
Die gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der heutigen EU blickt auf 
eine jahrzehntelange Geschichte zurück. Rechtliche Grundlagen oder signifikante 
Entwicklungsschritte wurden im Laufe des 20. Jahrhunderts relativ spät getätigt, 
jedoch bildeten Fragen der Sicherheit den zentralen Grundstein für den Beginn des 
Integrationsprozesses überhaupt. Bereits nach Ende des Ersten Weltkrieges stellte 
der Gründer der Paneuropa-Bewegung55, Richard Graf Coudenhove-Kalergi, 
geschockt von den enormen Auswirkungen des bis dahin schwersten Konfliktes der 
Menschheitsgeschichte und inspiriert von den politischen Umbrüchen sowie dem 
Zerfall der herrschenden politischen Systeme der Monarchien fest: „Die ganze 
europäische Frage gipfelt im Entweder-Oder, Krieg oder Frieden, Anarchie oder 
Organisation, Wettrüsten oder Abrüsten, Konkurrenz oder Kooperation, 
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 Übersetzt aus dem englischen Original: „A shift from a classic international system to a single polity 
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55
 Anm.: Die gescheiterte Paneuropa-Bewegung gilt als der ideelle Ursprung der Europäischen 
Integration noch vor dem Zweiten Weltkrieg (Siehe: Ziegerhofer-Prettenthaler 2004) 
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Zusammenbruch oder Zusammenschluss.“56 Seine Appelle verhallten jedoch 
angesichts katastrophaler wirtschaftlicher Zustände und dem damit verbundenen 
Aufstieg nationalistischer Gruppierungen in ganz Europa. Die Zeit schien noch nicht 
reif und die Bevölkerungen, angeheizt von extremistischen Stimmungen und 
Brandreden radikaler Politiker, noch nicht bereit für einen ersten Schritt in Richtung 
einer europäischen Gemeinschaft. Es bedurfte eines erneuten globalen Konflikts, der 
Millionen Menschen das Leben kostete und einem totalen Krieg, welcher die 
Zerstörung in die Häuser europäischer Bürgerinnen und Bürger trug und letztendlich 
den Kontinent in Schutt und Asche legte. Erst nach dem kompletten Zusammenbruch 
waren europäische Eliten bereit die Gedanken Coudenhove-Kalergis aufzugreifen 
und aus den Trümmern des Krieges heraus ein neues Europa zu bauen. Der 
damalige Premierminister Großbritanniens, Winston Churchill, fand dafür in seiner 
Rede am 19. September 1946 vor Studierenden der Universität Zürich folgende 
Worte: „Der erste Schritt zu einer Neuschöpfung der europäischen Völkerfamilie 
muss eine Partnerschaft zwischen Frankreich und Deutschland sein […] Aber ich 
muss Sie warnen. Vielleicht bleibt wenig Zeit. Gegenwärtig gibt es eine Atempause. 
Die Kanonen sind verstummt. Die Kampfhandlungen haben aufgehört; aber die 
Gefahren haben nicht aufgehört. Wenn wir die Vereinigten Staaten von Europa, oder 
welchen Namen sie haben werden, bilden wollen, müssen wir jetzt anfangen […] 
Darum sage ich Ihnen: Lassen Sie Europa entstehen!“57 Churchill betonte damit in 
seiner Rede, dass der Frieden nach dem Krieg nur von temporärer Dauer sein wird, 
sofern nicht die Voraussetzungen geschaffen werden, um künftige Konflikte innerhalb 
Europas erst gar nicht aufkommen zu lassen. Die Furcht vor einer erneuten 
Bedrohung durch Deutschland und die, nach dem Zweiten Weltkrieg vermutlich noch 
größere Furcht vor der Bedrohung durch die Sowjetunion rief zum Handeln auf. 
 
1.3.1 SCHUMAN, PLEVEN UND DIE WESTEUROPÄISCHE UNION 
 
Bereits 1947 schlossen Großbritannien und Frankreich den Vertrag von Dünkirchen, 
welcher eine gegenseitige Beistandspflicht im Falle einer erneuten Bedrohung durch 
ein wieder erwachendes Deutschland besiegelte.58 Im Jahr 1948 unterzeichneten die 
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beiden Länder mit den drei Beneluxstaaten den Vertrag von Brüssel59 und 
begründeten damit die Grundlage der Westunion, welche bereits die aggressive 
Politik der UdSSR60 im Fokus hatte und sich nicht primär gegen Deutschland 
richtete.61 Die Berlin-Blockade im selben Jahr oder die brutale Niederschlagung des 
Arbeiteraufstandes in der Deutsch-Demokratischen Republik 1953 waren bereits 
Ausdruck eines aufkommenden Konflikts, dessen Höhepunkt in dieser Zeit der 
Korea-Krieg bildete.62 Als der französische Außenminister Robert Schuman am 09. 
Mai 1950 vor die Presse trat, um im Rahmen einer Regierungserklärung den 
sogenannten „Schuman-Plan“ vorzustellen, hatte er nicht nur ein wirtschaftliches, 
sondern vor allem ein sicherheitspolitisches Kalkül. Er forderte die „Gesamtheit der 
französisch-deutschen Kohle- und Stahlproduktion einer gemeinsamen Hohen 
Behörde zu unterstellen, in einer Organisation, die den anderen europäischen 
Ländern zum Beitritt offensteht“63, um einen Krieg zwischen den beiden Staaten 
„nicht nur undenkbar, sondern materiell unmöglich“64 zu machen. Daraus ging zwei 
Jahre später die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl - kurz EGKS - 
hervor, welche als Gründungsakt der EU in ihrer heutigen Form verstanden werden 
kann.65 Nach Ausbruch des Korea-Krieges am 25. Juni 1950 forderte Churchill am 
11. August in Straßburg binnen zweier Jahre eine europäische Armee unter 
einheitlichem Kommando.66 Ebenso forderte der zu dieser Zeit amtierende 
amerikanische Hochkommissar für Deutschland John J. McCloy europäische 
Sicherheitskräfte unter Einbeziehung amerikanischer, kanadischer und deutscher 
Truppen.67  Problematisch für die westeuropäischen Staaten, vor allem für 
Frankreich, war jedoch in diesem Kontext die Wiederaufrüstung Westdeutschlands 
und die Einbeziehung deutschen Militärs - immerhin lag das Kriegsende nur fünf 
Jahre zurück.68 Auf Druck des damaligen US-Außenministers Dean Acheson gab 
Paris jedoch nach, da er wirtschaftliche Hilfe für den Wiederaufbau an die Akzeptanz 
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deutscher Soldaten in einem Verteidigungsbündnis knüpfte.69 Der in Folge am 24. 
Oktober vom französischen Ministerpräsidenten und Gaullisten Réne Pleven 
vorgeschlagene Plan hatte im Gegensatz zur Schuman-Erklärung eine 
ausschließlich sicherheitspolitische Dimension. Die Konzeption dahinter stammt 
eigentlich vom europäischen Gründervater Jean Monnet, Pleven ging jedoch damit in 
die Geschichte ein.70 Dahingehend fällt der Pleven Plan auch unter das theoretische 
Konzept des Neo-Funktionalismus, da die EGKS-Gründung sich über die Monnet-
Methode („spill-over“) auf den sicherheitspolitischen policy-Bereich ausdehnte. Die 
französische Regierung wollte damit bereits 1950 eine Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) schaffen, welche einem supranationalen, von den 
sechs Regierungen ernannten Verteidigungsminister untersteht.71 Dieser wiederum 
würde an den direkten Befehl des Nato-Oberbefehlshabers gebunden sein, seine 
Direktiven von einem Ministerrat erhalten und einer parlamentarischen Versammlung 
rechenschaftspflichtig sein.72  Weiters beinhaltete er eine vollständige 
Zusammenlegung der Einheiten und Ausrüstung. Der Vorstoß sah sich allerdings 
bereits in der Anfangsphase mit massivem Widerstand konfrontiert. Besonders die 
Niederlande hatten aufgrund des drohenden Souveränitätsverzichts in einem 
Kernbereich staatlicher Hoheitsrechte große Bedenken.73 Ebenso waren die 
Vereinigten Staaten und Großbritannien nicht begeistert, da der Plan im Gegensatz 
zu ihren Vorstellungen einer integrierten Armee unter Nato-Oberkommando auf rein 
europäischen Truppen basierte.74 Der britische Verteidigungsminister Emanuel 
Shinwel bezeichnete das Vorhaben gar als „militärischen Blödsinn und politischen 
Wahnsinn.“75  Kritiker entgegneten, dass der Pleven-Plan nicht einen 
Sicherheitsgewinn Westeuropas zum Ziel machte, sondern um die Frage der 
westdeutschen Wiederbewaffnung von der Agenda zu streichen.76 Der Vorwurf sieht 
sich dahingehend bestätigt, dass der Pleven-Plan zahlreiche Diskriminierungen 
Deutschlands vorsah, wie etwa Zugangshürden für die BRD in einen gemeinsamen 
Generalstab oder das Primat Frankreichs einen supranationalen 
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Verteidigungsminister zu stellen.77 Außerdem wäre es bis auf Deutschland allen 
Mitgliedstaaten möglich gewesen ihre nationalen Truppenkontingente zu erhalten.78 
Das Nachrichtenmagazin „derSpiegel“ schrieb dazu vier Tage vor der Pleven-
Konferenz in Paris: „Die französische Regierung hat einen Plan fertiggestellt, der 
offen darauf abzielt zu verhindern, dass Deutschland jemals wieder eine eigene 
Armee, Kriegsmarine oder Luftwaffe bekommt.“79 Drei Thesen bestimmten laut 
„derSpiegel“ die Motivation Frankreichs: Deutsche Divisionen unter einer Atlantik-
Armee machen die BRD zum potentiellen Bundesgenossen der USA; 
Westdeutschland als anglo-amerikanischer Verbündeter könnte Frankreich auf den 
zweiten Platz verdrängen; Europas Süden könnte unter einem deutsch-
angelsächsischen Block erdrückt werden, was sogar im Vatikan zu Bedenken 
führte.80 Der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer erkannte, dass die 
Verhandlungen ins Stocken geraten würden da die BRD volle Gleichberechtigung 
innerhalb der EVG81 verlangte und favorisierte daher zuerst den Schuman-Plan 
voranzutreiben.82 Adenauer argumentierte im Gespräch mit dem französischen 
Hohen Kommissar für Deutschland Francois Poncet, dass der Pleven-Plan keine 
Antworten auf akute Fragen angesichts steigender Hegemonialinteressen 
Sowjetrusslands gab83 - wie das sowjetische Atomprojekt und das später folgende 
UdSSR-Strategiekonzept eines umfassenden Kernwaffenkrieges im Falle einer 
erneuten Berlin-Krise.84 Weiters junktimierte die BRD ihre Zustimmung zum Pleven-
Plan mit der Aufhebung des Besatzungsstatuts, worauf das sowjetisch besetzte 
Ostberlin hellhörig wurde und gesamtdeutsche Wahlen mit Rückendeckung aus 
Moskau anbot.85 Die BRD vertrat zu dieser Zeit jedoch die Meinung, dass die DDR 
ein Satellitenstaat ohne Verhandlungslegitimation sei und ging nicht auf das Angebot 
ein.86 Am 10. März 1952 kam es zur sogenannten „Stalinnote“, welche die 
Wiederherstellung der Deutschen Einheit als neutralen Staat vorsah, jedoch von 
Adenauer abgelehnt wurde, da er darin eine Sabotageaktion der bald 
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abgeschlossenen EVG-Verhandlungen sah.87 Nach zähen Debatten einigte man sich 
schließlich auf einen Kompromiss88 und unterzeichnete am 26. Mai 1952 den 
Deutschland-Vertrag, welcher unter anderem das Ende der Besatzung und die volle 
Souveränität der BRD fixierte, sowie am 27. Mai den adaptierten EVG-Vertrag.89 Der 
ursprüngliche Pleven-Plan und sein Konzept der „dritten Kraft“90 war damit 
gescheitert und die Verteidigungsgemeinschaft war ohne Beteiligung der Briten in die 
Wege geleitet, jedoch weitete das Land seine Beistandspflicht über den Brüsseler-
Pakt auf Deutschland aus.91 Über die geplante Verbindung zwischen EVG und Nato 
schien man das volle Potential westlicher Verteidigung zu erreichen, was klar im 
transatlantischen Interesse lag.92 Die Regierungen machten ihre Rechnung jedoch 
ohne die nationalen Parlamente, welche die Rechtsgrundlage erst noch ratifizieren 
mussten. Obwohl die anderen Parlamente nach hitzigen Debatten zustimmten, 
lehnte das französische Parlament eine Befassung mit dem Vertragstext am 30. 
August 1954 mit knapper Mehrheit ab.93 264 Abgeordnete stimmten Pro und 319 
Abgeordnete Contra, darunter vor allem Kommunisten und Gaullisten denen die 
Zugeständnisse an Deutschland zu weit gingen.94 Im Zuge dessen war auch das 
polity-Projekt der Europäischen Politische Gemeinschaft (EPG) passé, welche eine 
Verschmelzung von EGKS und EVG zu einer supranational integrierten Organisation 
vorsah.95 Die revolutionäre Idee der Verteidigungsgemeinschaft war damit 
gescheitert und mit dem BRD Beitritt zur Nato im folgenden Jahr, orientierte sich 
Europa sicherheitspolitisch endgültig an den USA,96 die Nachwirkungen sind noch 
heute zu spüren. Durch die erfolglosen Bemühungen um die EVG minderte sich nicht 
der Bedarf nach einer sicherheitspolitischen Kooperation innerhalb des Kontinents. 
Im Zuge dessen wurde der Brüsseler-Vertrag zur Beistandspflicht von 1948 von den 
sechs97 EGKS-Staaten sowie Großbritannien am 23. Oktober 1954 zur 
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Westeuropäischen Union98 umgewandelt.99 Vertragskern bildete dabei der Artikel V, 
welcher im Sinne der Verbindlichkeit über Artikel V des Nato-Vertrages hinausging100 
und wie folgt lautete: „Wenn eine Vertragspartei zum Objekt eines bewaffneten 
Angriffs in Europa wird, werden die anderen Vertragsparteien, in Übereinstimmung 
mit Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen, all ihre militärische und sonstige 
Hilfe und Unterstützung leisten zu der sie im Stande sind.“101 Neben den zuvor 
genannten Gründerstaaten traten 1990 Spanien und Portugal sowie 1995 
Griechenland als Vollmitglieder bei. Auf Basis der Römer Verträge von 1992 kamen 
Island, die Türkei, Norwegen sowie 1999 Ungarn, Polen und die Tschechische 
Republik als assoziierte Mitglieder hinzu. Alle bisher genannten Länder sind ebenfalls 
Mitglied der Nato. Irland und Dänemark, ebenfalls ein Nato-Mitglied, schlossen sich 
1992 und Österreich, Schweden und Finnland 1995 der WEU als Beobachter an. Mit 
dem Kirchberg-Abkommen von 1994 gewann das Verteidigungsbündnis sieben 
assoziierte Partner, darunter Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, die 
Slowakei und 1996 Slowenien. Die WEU hatte ihren Sitz in London als auch Paris 
und umfasste letztendlich 28 Delegationen in vier Mitgliederkategorien.102 In Folge 
der Petersberger-Erklärung wurde der Sitz am 19. Juni 1992 nach Brüssel verlegt.103 
Mit der damit verbundenen Übernahme der Petersberg-Aufgaben verpflichteten sich 
die WEU-Mitgliedstaaten „militärische Einheiten des gesamten Spektrums ihrer 
konventionellen Streitkräfte für unter Befehlsgewalt der WEU durchgeführte 
militärische Aufgaben zur Verfügung zu stellen.“104 Diese Kontingente konnten für 
folgende Aufgaben auch außerhalb des Gemeinschaftsgebietes herangezogen 
werden: „Humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze; friedenserhaltende Aufgaben; 
Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung, einschließlich Maßnahmen zur 
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Herbeiführung des Friedens.“105 Ab 1992 trafen sich die Generalstabschefs der 
Mitgliedstaaten auf regelmäßiger Basis, was 1997 zu einem permanenten 
Militärausschuss führte.106 1993 folgte ein Planungsstab, welcher sich in den 
Bereichen Einsatzplanung, Führungsempfehlungen und der Erstellung von 
Truppenbestandslisten befasste – der später durch ein Lagezentrum und eine 
Aufklärungseinheit ergänzt wurde.107 Bis das Bündnis im Maastricht-Vertrag 1992 im 
Säulenmodell (GASP) aufging, stand es komplett im Schatten der Nato, verwies 
ausdrücklich auf diese und verzichtete auf eigene Verteidigungsstrukturen108 – sie 
erfährt daher hier keine tiefergehende Behandlung.109 Obwohl die WEU in ihrer 
Laufzeit formell auf 50 Jahre begrenzt war, wurde sie 1998 mangels Kündigung 
stillschweigend verlängert und blieb eine völkerrechtlich selbstständige 
Organisation.110 Aufgrund der immer stärker werdenden Bedeutungslosigkeit wurde 
sie am 31. März 2010 für aufgelöst erklärt und die zuletzt 60 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, welche über ein Budget von 13 Millionen Euro verfügten, schlossen im 
Juni 2011 ihre Büros.111 Der kalte Krieg ging damit auch formell zu Ende. 
 
1.3.2 EUROSKLEROSE LÄHMT WEITERE ENTWICKLUNG 
 
Nach dem gescheiterten Vorstoß zur Schaffung einer Europaarmee durch René 
Pleven sowie der partiell erfolgreichen Einführung der Westeuropäischen Union 
wurde es Mitte der fünfziger Jahre ruhiger um das Thema sicherheitspolitische 
Zusammenarbeit in Europa. Im Rahmen der Fouchet-Pläne112 Anfang der sechziger 
Jahre ging Frankreich erneut in die Offensive und präsentierte am 18. Juni 1961 bei 
einer Konferenz der Staats- und Regierungschefs in Bonn sein Konzept für die 
Schaffung einer politischen Union.113 Darin wurde unter anderem eine gemeinsame 
Außenpolitik in Fragen von europäischem Interesse und eine gemeinsame 
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Verteidigungspolitik mit Verpflichtung zu gegenseitiger Solidarität und Beistand 
gefordert.114 Diese umfassende Reform wollte der französische Premierminister 
sogar durch eine Volksabstimmung in allen sechs Mitgliedstaaten bestätigen 
lassen.115 Die Nato und die Vereinigten Staaten wurden dabei explizit nicht erwähnt, 
was gänzlich im ideologischen Sinne des Gaullismus verstanden werden kann, der 
auf die volle Souveränität Frankreichs abzielte und letztendlich in einem Rückzug der 
französischen Truppen und Vertreter aus allen Nato-Gremien endete.116 Auf Druck 
von Deutschland, Italien und Luxembourg wurde dieser Passus jedoch abgeändert 
und nachträglich ein Nato-Bezug in die Präambel eingefügt.117 Man warf de Gaulle 
vor, mit den Fouchet-Plänen seine Vision von „Europa als Dritter Kraft neben den 
Supermächten realisieren [zu wollen].“118 Vor allem führende CDU/CSU Kräfte in 
Deutschland hegten große Vorbehalte und warfen Frankreich vor von einem Bündnis 
auf zwei Ebenen auszugehen: „Auf der ersten Ebene liegt das Bündnis der drei 
Atommächte. […] Auf der zweiten Ebene liegt das Bündnis mit den 
kontinentaleuropäischen Staaten, das Frankreich auf der ersten Ebene vertreten will. 
In diese Vorstellungen passt eine europäische Integration nicht hinein [...]“119 
Deutschland setzte daher aus  Furcht vor Einflussverlust weiterhin 
verteidigungspolitisch auf die Nato. Obwohl man 1961 zu einem Kompromiss unter 
den sechs Mitgliedstaaten über den Aufbau der politischen Union gekommen war, 
brachen die Niederlande und Belgien im April 1962 alle weiteren Gespräche ab, da 
Frankreich das Beitrittsgesuch Englands blockierte.120 Für die Benelux-Staaten hatte 
der gemeinsame Markt Priorität und die Angst vor einer Hegemonialstellung 
Frankreichs und Deutschlands sowie Opposition zu einer von der Nato losgelösten 
Verteidigungspolitik führten zu einer Ablehnung der adaptierten Fouchet-Pläne.121 
Letztendlich scheiterte die politische Union 1962 an divergierenden nationalen 
Interessen, lieferte aber genau dreißig Jahre später eine wichtige Grundlage für den 
Maastricht-Vertrag.
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den USA und einen damit drohenden Bedeutungsverlust gewann die damalige 
Gemeinschaft indirekt auch politisch an Einfluss.124 In Folge beschlossen die 
Regierungen der Mitgliedstaaten am 27. Oktober 1970 die Europäische Politische 
Zusammenarbeit (EPZ) – eine lose, nicht vertragsgebundene Form der 
„wechselseitigen Unterrichtung und Konsultation“ auf intergouvernementaler 
Ebene.125 
 
Trotz stufenweiser Eskalation des Kalten Krieges, welche sich in diesem Zeitraum 
vor allem durch den Ungarn-Aufstand 1956, die Kuba-Krise 1962 oder den Prager 
Frühling 1968 manifestierte, lässt sich keine Korrelation mit einem Ausbau der 
verteidigungspolitischen Agenden auf europäischer Ebene erkennen – 
Entwicklungen innerhalb der transatlantischen Nato sind hierbei nicht berücksichtigt. 
Obwohl enorme institutionelle, wirtschaftliche und teils außenpolitische Erfolge der 
europäischen Integration durch EGKS, EPG, EAG und Euratom, EWG, EEA oder mit 
der ersten Direktwahl zum Europaparlament 1979 verzeichnet wurden, behandelte 
man den policy-Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik stiefmütterlich und 
begnügte sich mit kargen Worthülsen im Rahmen der polity-Entwicklung. Der 
Politikbereich stagnierte ebenfalls unter der integrationstechnisch allgemein 
schwierigen Periode der siebziger und achtziger Jahre, welche in der 
Politikwissenschaft gemeinhin als Eurosklerose bezeichnet wird.126 Die Zeit war noch 
nicht reif und der Druck von außen nicht ausreichend um die politische Union zu 
schaffen, welche mit einer Aufgabe des Kerns der nationalstaatlichen Souveränität – 
der Verteidigungspolitik als auch der militärischen Macht – verbunden ist. Außerdem 
konnte man sich damals noch gänzlich auf die Unterstützung der USA im Rahmen 
der Nato verlassen. In der bipolaren Weltordnung zwischen West und Ost schien es 
einfach interessenopportuner sich auf eine Seite zu schlagen als einen 
eigenständigen Weg in der Mitte zu gehen. 
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1.3.3 EU-GRÜNDUNG LÄUTET NEUE ÄRA EIN 
 
Nach der Auflösung des Warschauer Paktes und dem Zerfall der Sowjetunion Anfang 
der neunziger Jahre änderte sich die sicherheitspolitische Lage Europas zur Gänze. 
Die EG-Staaten sahen sich mit Krisen und Konflikten in ihrer Nachbarschaft 
konfrontiert, welche einer koordinierten politischen Einflussnahme bedurften und 
neue Konzepte erforderten.  Primäres Ziel war die regionale Stabilisierung an den 
Außengrenzen, welche von Umbrüchen wie dem Jugoslawien-Krieg erschüttert 
wurden.127 Die Gemeinschaft orientierte sich dabei an ihren Prinzipien Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und ihre Erfolge darin sind unbestritten, wenn 
auch kaum eine einheitliche Vorgehensweise bei zentralen sicherheitspolitischen 
Aufgaben verzeichnet werden konnte.128 Am 7. Februar 1992 unterzeichneten die 
Staats- und Regierungschefs der EG im holländischen Maastricht den Vertrag über 
die Europäische Union, welcher schließlich am 1. November 1993 in Kraft trat. 
Neben umfassenden Neubestimmungen reformierte der EUV auch die Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften, ergo EG-, EURATOM- und EGKS-
Vertrag. Der Entwicklungsschritt ist der bis dahin wohl bedeutendste in der 
Geschichte der Europäischen Union und hievte auch die Sicherheitspolitik in Europa 
auf eine neue Ebene. In der Präambel entschloss sich der Europäische Rat erstmals 
dazu eine „… gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik zu verfolgen, wozu auf 
längere Sicht auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, 
die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte, und so die 
Identität und Unabhängigkeit Europas zu stärken, um Frieden, Sicherheit und 
Fortschritt in Europa und in der Welt zu fördern.“129 Mit dem Maastricht-Vertrag wurde 
das bildhafte Säulenmodell ins Leben gerufen, welches die EU-Politikbereiche in 
supranationale und intergouvernementale Prozesse und Portfolios einteilte.130 Die 
zweite Säule bildete dabei die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
und inkludierte die neu geschaffene Europäische Sicherheitspolitik auf 
intergouvernementaler Ebene, wenn auch der Verteidigungsbereich noch nicht 
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explizit erwähnt war.131 Als Weiterentwicklung der EPZ verfügte die GASP über ein 
wesentlich „breiteres und ausgefeilteres Tableau von Zuständigkeiten, Institutionen, 
Instrumenten und Verfahren.“132 Damit wurden zwar aus juristischer Sicht keine 
Hoheitsrechte der Mitgliedstaaten an die EU übertragen, jedoch verschiedene 
Handlungsformen gebündelt, Ziele formuliert und der sicherheitspolitischen 
Zusammenarbeit eine vertragliche Grundlage im Primärrecht gegeben.133 Die 
Mitgliedstaaten waren dabei, nicht anders als in der EPZ, nach wie vor die zentralen 
Akteure und sollten auf Grundlage des Vertrags gemeinsame Standpunkte und 
Aktionen formulieren.134 Diese wurden durch den Rat festgelegt und obwohl die 
Mitgliedstaaten vertraglich dazu verpflichtet gewesen wären ihre nationalstaatliche 
Politik damit in Einklang zu bringen135, zeigte die Geschichte oft das Gegenteil. Der 
Vertragstext basierte auf den Überlegungen von Helmut Kohl und François Mitterand, 
welche den Gedanken einer Politischen Union angesichts der weltweiten Umbrüche 
erneut aufgreifen wollten.136 Deutschland und Frankreich konzentrierten sich in ihren 
Konzepten neben der Wirtschafts- und Währungsunion vor allem auf die Außen- und 
Sicherheitspolitik – Großbritannien und andere Länder hatten jedoch kein Interesse 
von der bisherigen losen Form der Politischen Zusammenarbeit (EPZ) 
abzuweichen.137 Die Verhandlungen im Vorfeld der Vertragsunterzeichnung liefen 
unter großem Zeitdruck und die Gelegenheit einer intensiven Diskussion über „die 
Bedeutung des Politikfeldes und ebenso wenig über die damit verbundenen 
Implikationen für den Integrationsprozess, die daran teilnehmenden Mitgliedstaaten 
und spezifische Teilaspekte wie Entscheidungs- und Abstimmungsmechanismen, die 
Finanzierung, die Rolle von Gemeinschaftsinstitutionen oder eine gemeinsame 
Verteidigungspolitik“138 wurde verabsäumt. Der Maastricht-Vertrag stellte daher für 
die Sicherheitspolitik einen Minimalkonsens dar und Simon Nuttall beurteilt die GASP 
„weniger als ein idealistisches Integrationsprojekt, sondern als einen auf nationalen 
Interessen begründeten pragmatischen Schritt Deutschlands und Frankreichs.“139 Es 
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blieb umstritten ob die GASP „nur eine Fortführung der EPZ unter anderem Namen“ 
war beziehungsweise ob man sie überhaupt als gemeinsam aufgrund fehlender 
Mehrheitsentscheidungen klassifizieren konnte – Oppermann kritisierte sie sogar als 
„Etikettenschwindel“.140 Trotz dieser berechtigten Kritik dürfen die Fortschritte von 
Maastricht nicht verkannt werden und obwohl viele Detail-, aber auch Grundfragen 
offen blieben, setzte der Vertrag einen konkreten Entwicklungsprozess für die 
europäische Sicherheitspolitik in Gang. Bereits wenige Jahre später entschlossen 
sich die Mitgliedstaaten zu einer Vertragsrevision. Der Vertrag von Amsterdam wurde 
am 18. Juni 1997 beschlossen, trat am 1. Mai 1999 in Kraft und hatte die 
Handlungsfähigkeit der Union nach der Osterweiterung zum Ziel, deren 
Verhandlungen bereits intensiv am Laufen waren.141 Im Zuge der Überarbeitung 
erkannte man auch die Defizite innerhalb der GASP und plante über das neu 
geschaffene Amt des Hohen Vertreters für die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik in Art. 18 Abs. 3, Art. 26 EUV deren Effizienz zu steigern.142 Da die 
Position mit dem Generalsekretär des Rates verbunden war, wurde der erste 
Amtsinhaber der deutsche Sozialdemokrat Jürgen Trumpf, welcher bereits seit 
mehreren Jahren die Ratssitzungen koordinierte.143 Er wurde jedoch bereits nach 
wenigen Wochen am 18. Oktober 1999 vom Spanier Javier Solana abgelöst, der 
zuvor als Nato-Generalsekretär amtierte.144 Gewählt wurde die Position alle fünf 
Jahre vom Ministerrat. Zu seiner Unterstützung sah der Amsterdam-Vertrag auch die 
Schaffung einer Strategieplanungs- und Frühwarneinheit vor und um seine 
Koordinierungsaufgaben umfassend erfüllen zu können wurde der Spanier auf 
Wunsch der Mitgliedstaaten am 18. November auch noch Generalsekretär der 
Westeuropäischen Union.145 Solana bekleidete diese Funktionen bis zum in Kraft 
treten des Lissabon-Vertrages am 01. Dezember 2009. Weiters übernahm der 
Vertrag die Petersberg-Aufgaben der WEU und schaffte formell die Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) innerhalb der GASP um die Union 
militärisch handlungsfähig zu machen.146 Auf dem Papier war dies ein erster Schritt 
in Richtung einer eigenen, koordinierten Verteidigungspolitik. In der Praxis zeigte sich 
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jedoch, dass nicht das eigene Handeln im Vordergrund stand, sondern die bessere 
Koordinierung von Nato-Mitteln und -Fähigkeiten für Operationen, in denen die 
nordatlantische Allianz nicht selbst tätig wurde.147 Letztendlich stellte die 
Vertragsrevision für die Sicherheitspolitik nicht die erhoffte Europäisierung des 
Politikfeldes dar, sondern nur eine weitere Reformetappe - denn die „Kluft zwischen 
den an die EU gerichteten Erwartungen und den verfügbaren 
Handlungsinstrumenten [blieb] bestehen.“148 Im Rahmen der Regierungskonferenz in 
Nizza über die zweite Revision des Vertrages über die Europäische Union blieb die 
GASP nur ein Randthema.149 Der deutsch-französische Motor stockte aufgrund der 
amtierenden Ratspräsidentschaft Frankreichs, Großbritannien blockierte erneut und 
ließ einschlägige Textpassagen pro ESVP streichen, die Debatte wurde überlagert 
von Machtfragen bezüglich Stimmgewichtung im Rat und dem anstehenden 
Erweiterungsprozess und Deutschland wollte lieber über die praktische 
Ausgestaltung der sicherheits- und verteidigungspolitischen Dimension diskutieren, 
als sich mit entsprechenden Vertragsänderungen auseinanderzusetzen.150 
Sogenannte „left-overs“ des Amsterdam-Vertrages wurden aufgrund der genannten 
Umstände wieder nicht behandelt und unterschiedliche Positionen betreffend einer 
stärkeren Betonung der Nato im Vertragsentwurf, zwischen Bündnismitgliedern und 
den allianzfreien post-neutralen Staaten, lähmten den Prozess zur Gänze.151 Der 
Vertrag von Nizza wurde schließlich am 26. Februar 2001 unterzeichnet und trat am 
1. Februar 2003 in Kraft. Eine Weiterentwicklung der ESVP brachte er aufgrund 
„begrenzten Reformeifers“152 nicht. 
 
1.4 BEWERTUNG DES INTEGRATIONSPROZESSES BIS LISSABON  
 
Die bisher behandelte Ära in der Entwicklung der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik war gezeichnet von Erfolgen und Rückschlägen, die politische 
Stimmungslage in der Nachkriegszeit schwierig. Einerseits geprägt von Erschöpfung 
durch die Leiden des Weltkrieges, wirtschaftlichem Niedergang und Angst vor der 
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Zukunft. Andererseits  herrschte der Wille zum Neuanfang, ein Reformbedarf zur 
Vermeidung künftiger Konflikte am europäischen Kontinent, der Wunsch nach 
Frieden mit den Nachbarstaaten, aber auch begründetes Misstrauen aufgrund 
gemeinsamer, historischer Erfahrungen. Bemerkenswert ist, dass die bedeutendsten 
Entwicklungsschritte von den ursprünglichen Erzfeinden Frankreich und Deutschland 
ausgingen. Die Verhandlungen zur WEU und EPG waren primär beeinflusst von 
gegenseitigem Misstrauen zwischen den beiden Großmächten. Auch wenn es 
paradox klingen mag - es war letztendlich nicht der Wille zum harmonischen 
Zusammenleben mit dem Nachbarn welcher die ersten Integrationsschritte 
einläutete, sondern vielmehr der Wunsch nach Kontrolle und Einschränkung der 
Hegemonialstellung des jeweiligen Gegenübers sowie die Absicherung vor künftigen 
Auseinandersetzungen. Hinzu kam die steigende Bedrohung durch die Sowjetunion 
im Osten, welche die westeuropäischen Mächte gleichermaßen betraf. In diesem 
Sinne bestand die Causa für den Beginn der europäischen Integration ganz klar in 
dem Bedürfnis nach Sicherheit – in weiterer Folge kollektiver Sicherheit wie 
einleitend erwähnt. Der Prozess erscheint daher retrospektiv betrachtet logisch und 
konsequent, was auch einem neofunktionalistischen Theorieansatz entspricht. Über 
den Auslöser, das Verlangen nach Sicherheit, kam es schrittweise zu „spill-over“ und 
manchmal „spill-back“ Effekten in vielen Politikbereichen. Die Monnet-Methode kann 
daher als erfolgreich bezeichnet werden, wenn sie auch im Bereich der GSVP bis 
Nizza nicht zu supranationalen Strukturen führte, sondern die Entwicklung 
durchgehend auf intergouvernementaler Ebene stattfand. Nichts desto trotz, auf eine 
Vision folgte eine Debatte, einer Debatte folgte koordinierte Zusammenarbeit, diese 
wurde zunehmend auf eine vertragliche Grundlage gestellt und Stück für Stück 
wurde die GSVP zwar nicht institutionalisiert, aber von der Idee her und in der 
Diskussion supranationalisiert. Ohne diesen Prozess hätte die vergangene 
Entwicklung in dieser Art und Weise nicht stattgefunden und sie hat vor allem in der 
Verteidigungspolitik bei Weitem noch nicht ihren Gipfel erreicht.  
 
WEU, EVG, EPG oder die Fouchet-Pläne waren dominiert vom Supranationalismus, 
welcher in der Theorie dem Neo-Funktionalismus zugerechnet wird.153 In der Zeit der 
Eurosklerose setzten sich ab Mitte der sechziger Jahre die Intergouvernementalisten 
durch, was letztendlich zur EPZ, aber auch zur Schaffung des Europäischen Rates 
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führte.154 Ab Mitte der Achtziger lösten neue Theorien155 die alten Konzepte ab, was 
in der supranational-intergouvernementalen Mischform des Säulenmodells der EU 
mündete und sich durch die langsame Verflechtung mit der WEU beziehungsweise 
der Schaffung der ESVP auch auf die Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
ausdehnte. Es muss festgestellt werden, dass die Integrationsgeschichte nicht nur in 
der GSVP von Anfang an ein Elitenprojekt war. Dafür ist, trotz hehrem Ziel, das top-
down Vorgehen innerhalb der Gemeinschaftsmethode respektive des 
Funktionalismus verantwortlich.156 Eine wirkliche Einbindung der Bürgerinnen und 
Bürger in die politischen Prozesse der Union fand bis Nizza nur marginal statt, allen 
voran waren die Regierungen aber ihrer Informationspflicht nicht nachgekommen. 
Vor diesem Hintergrund konnte sich kein Druck von Seiten des Demos auf die 
handelnden Personen entwickeln und selbst in der Sicherheitspolitik ist die faktische 
Notwendigkeit des Handelns alleine oft nicht ausreichend. Es wäre wünschenswert 
gewesen, hätte sich die Theorie des Transaktionalismus bereits früher durchgesetzt. 
Denn letztendlich ist die Form der Kooperation, supranational oder 
intergouvernemental, Nationalstaat oder Superstaat, nicht die Entscheidende. 
Vielmehr zählt die Frage, ob man gemeinsam agieren will oder nicht und dazu 
braucht es die europäischen Bürgerinnen und Bürger als Fundament. Seit der 
Verfassungsdiskussion, welche nach Nizza eingesetzt hat, scheint man diesen 
Aspekt stärker ins Kalkül zu ziehen.  Weiters lässt sich über die Geschichte 
feststellen, dass vor allem angloamerikanische Kräfte einen raschen Fortschritt in der 
GSVP-Entwicklung blockierten. Das ist insofern verwunderlich, als es ein britischer 
Premierminister war, der als Erster überhaupt die politische Union sowie eine 
Europaarmee gefordert hat. Wobei man es sich zu einfach machen würde den 
schwarzen Peter bei Großbritannien oder den USA zu suchen. Auch 
kontinentaleuropäische Kräfte lieferten oft den Beweis, dass nationaler Egoismus die 
pre-Lissabon Ära dominiert hat. Außerdem genügte man sich in den Armen der Nato, 
welche größtenteils von den Vereinigten Staaten getragen wurde – Frankreich hatte 
sich immerhin seit de Gaulle gänzlich vom transatlantischen Bündnis abstinentiert. 
Die WEU war in Teilen effizient, aber sie war keine gesamteuropäische 
Sicherheitsgemeinschaft, denn nur 10 von 27 EU-Staaten waren zuletzt 
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Vollmitglieder. Sie diente vielmehr der Koordination der europäischen 
Nationalstaaten innerhalb der Nato, dessen Bedeutung auch nicht verkannt werden 
darf. Dieser Ansatz harmoniert auch mit der Bestellung Javier Solanas, welcher die 
drei Elemente Nato, als ehemaliger Generalsekretär, WEU, als neuer 
Generalsekretär und europäischer Nationalstaat, als Generalsekretär des Rates, 
vereinte. Diese Eigenschaften gingen letztendlich in der Funktion des Hohen 
Vertreters unter neuem Namen auf. Trotz allem war die europäische Integration in 
ihrer Gesamtheit die letzten Jahrzehnte zweifellos eine Erfolgsgeschichte, bei allen 
Problemen welche auch die heutige Union noch aufweist. Die GSVP steckte zwar 
erst in ihren Kinderschuhen, aber zumindest wurde sie auf Basis der vergangenen 






DER STATUS-QUO  
– LISSABON, AKTEURE UND ERNEUERTE STRUKTUREN 
 
Durch den historischen Abriss und der theoretischen Einleitung wurden Hintergründe 
und Prozesse der GSVP-Entwicklung aufgezeigt. Im Folgenden geht es um die 
Frage, detailliert darzustellen wohin diese die Europäische Union heute geführt 
haben, welche Rechtsgrundlagen der aktuell gültige Lissabon-Vertrag der GSVP zur 
Verfügung stellt und welche Abläufe, Befehlsketten und Strukturen die Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik auf europäischer Ebene aufweist. Laut der Hohen Vertreterin 
Catherine Ashton ist es vor allem von 2000 bis 2010 gelungen, den „Grundstein für 
eine glaubwürdige Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu legen“ aber es bleibe 
noch viel zu tun und in den „kommenden Jahren müssen die Instrumente gestärkt 
werden, die der Union [aktuell] zur Verfügung stehen.“157 Welche das sind, soll im 
folgenden Kapitel näher erläutert werden. 
 
2.1 DER VERTRAG VON LISSABON ALS GÜLTIGE GSVP-RECHTSGRUNDLAGE 
 
Der Lissabon-Vertrag geht aus dem gescheiterten Verfassungsprozess hervor und 
stellt neben Maastricht das bisher größte Reformwerk der europäischen 
Integrationsgeschichte dar. Es bedurfte knapp zehnjähriger Verhandlungen vom 
Grundrechtekonvent 1999 über den Verfassungskonvent 2002 bis hin zu den 
negativen Referenden über den Verfassungsvertrag 2005, bis der Reformvertrag am 
13. Dezember 2007 von den Staats- und Regierungschefs unterzeichnet werden 
konnte und schließlich am 1. Dezember 2009 in Kraft getreten ist. Der Prozess bis 
dahin war insofern einzigartig, als erstmalig die Einberufung eines Konvents 
stattgefunden hat um die neue vertragliche Grundlage auf eine breite Basis zu 
stellen, alle Akteure mit einzubeziehen und einen europäischen „Ideenwettbewerb“158 
zu lancieren. Er vereinte insgesamt 105 Mitglieder mit jeweils einem Stellvertreter, 
welche sich aus Repräsentanten der nationalen Parlamente und Regierungen159, des 
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Europäischen Parlaments, der Kommission sowie mit beratender Stimme dem 
Ausschuss der Regionen, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Europäischen 
Sozialpartnern und dem Bürgerbeauftragen zusammensetzten.160 Weiters legte der 
Konvent großen Wert auf Transparenz und Einbeziehung der Zivilgesellschaft, 
welche im Rahmen ihrer Verbände 2002 in einer eigenen mehrtägigen Sitzung 
angehört wurde, als auch der Jugend, deren 210 Vertreter ebenfalls ihre Stimme 
einbringen konnten - letztendlich stand es jedem der damals 450 Millionen EU-
Bürgerinnen und Bürgern frei, sich über den eigens eingerichteten 
Kommunikationsstab am Prozess zu beteiligen.161 Der Verfassungsvertrag kam zwar 
nie zustande, das Gros der Inhalte wurde jedoch ident in den Lissabon-Vertrag 
übernommen.162 Das ist insofern für die Sicherheits- und Verteidigungspolitik von 
Bedeutung, als deren betreffende Passagen damit eine hohe Legitimationsgrundlage 
aufweisen. Anders als der EVV163, welcher als gänzlich neues Vertragswerk das 
bisherige Primärrecht obsolet gemacht hätte, ist der Reformvertrag von Lissabon ein 
„Änderungs- und Ergänzungsabkommen zum bisherigen Vertragswerk.“164 Er gliedert 
sich auf 403 Seiten in die konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische 
Union, in den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Protokolle, 
Anhänge, Erklärungen sowie die Charta der Grundrechte. In der Präambel des 
EUV165 hat für den behandelten Bereich keine Änderung166 zu vorhergegangenem 
Primärrecht stattgefunden, es wurde jedoch ein Verweis auf Artikel 42 hinzugefügt, 
welcher die „vertragsrechtliche Grundlage für eine gemeinsame Verteidigungspolitik 
der EU“167 bildet.  
 
In Absatz 2 des Artikels 42 wurde an der Stelle eine leicht übersehbare, aber 
signifikante Adaptierung vollzogen. Im Vertrag von Nizza fand man dort noch den 
Konjunktiv vor welcher festlegte, dass die „gemeinsame Verteidigungspolitik zu einer 
gemeinsamen Verteidigung führen könnte“ - der Lissabon-Vertrag nützt dabei den 
Indikativ: Nach Beschluss des Rates führt die GSVP zu einer gemeinsamen 
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Verteidigung.168 Weiters teilt Artikel 42(1) die Operationsfähigkeit der Union in einen 
zivilen sowie militärischen Teil,169 im Detail wird später darauf eingegangen. Explizit 
erwähnt wird, dass die Politik der Union nicht den besonderen Charakter der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten berührt, im 
Besonderen nennt er dabei die Unterzeichner des Nordatlantikvertrages.170 
Zusätzlich sind es die EU-27 welche der Union für die Umsetzung der GSVP zivile 
und militärische Fähigkeiten zur Verfügung stellen, um die vom Rat festgelegten 
Ziele zu erfüllen – die EU selbst hat keine operativen Kräfte.171 Interessant ist, nicht 
zuletzt aufgrund der Debatte um die Heeresreform in Österreich, dass sich die 
Mitgliedstaaten in Absatz 3 selbst verpflichten ihre militärischen Fähigkeiten zu 
verbessern.172 Der Terminus „verbessern“ lässt zwar einen gewissen 
Interpretationsspielraum zu, verweist aber auf die neue Europäische 
Verteidigungsagentur mit Koordinations- und Beratungsaufgaben in den Bereichen 
Verteidigungsfähigkeiten, Forschung, Beschaffung und Rüstung.173 Jegliche GSVP-
Beschlüsse werden vom Rat nach dem Einstimmigkeitsprinzip auf Vorschlag des 
Hohen Vertreters oder eines Mitgliedstaats gefällt.174 Absatz 7 erwähnt die 
umfassende Beistandspflicht der Mitgliedstaaten untereinander, im Falle eines 
bewaffneten Angriffs auf das Hoheitsgebiet jedes einzelnen.175 Der Paragraph 
übernimmt dabei Artikel V der Westeuropäischen Union176 und schafft ein de-facto 
Verteidigungsbündnis, welches mit den Auflagen der neutralen EU-Staaten 
unvereinbar erscheint, da diese im Kriegsfall nicht mehr neutral sein können – die 
völkerrechtliche Dimension dieses Diskurses ist jedoch noch nicht abgeschlossen.177 
Ebenso gilt die Beistandsverpflichtung im Vergleich zur WEU und Nato als 
weitreichender, da sie Übersee-Gebiete der Mitgliedstaaten der Union wie z.B. 
Französisch Guyana, Réunion, Gibraltar und andere inkludiert.178 Bezugnehmend 
auf die Argumentation, dass ein bewaffneter Konflikt am europäischen Kontinent in 
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naher Zukunft unwahrscheinlich erscheint, wirft diese Feststellung einige Brisanz auf, 
da die Überseegebiete in teils instabilen Regionen der Welt verteilt sind. In der 
deutschen Version des Lissabon Vertrages findet sich in der Übersetzung eine 
weitreichende Unschärfe, da „armed aggression“ aus dem Englischen mit 
„bewaffneter Angriff“ übersetzt wurde – nach UNO-Definition179 umfasst eine 
Aggression aber auch zum Beispiel Hafenblockaden durch Kriegsschiffe.180  
 
Artikel 43 übernimmt die Petersberg-Aufgaben181, welche sich mit Ergänzungen nun 
wie folgt zusammensetzen:182 
 
 Gemeinsame Abrüstungsmaßnahmen 
 Humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze 





 Aufgaben der militärischen Beratung und Unterstützung 
 Aufgaben der Konfliktverhütung und der Erhaltung des Friedens 
 Operationen zur Stabilisierung der Lage nach Konflikten 
 
Der Vertragstext verweist dabei explizit auf die Option, die Maßnahmen auch zur 
Bekämpfung von Terrorismus heranzuziehen und mit Unterstützung der jeweiligen 
Exekutive ebenso auf dem Hoheitsgebiet von Drittländern.183  
 
Artikel 44 geht auf die durch Artikel 42(3) geschaffene Verteidigungsagentur ein, 
definiert deren Aufgaben konkreter
184
 und stellt den Mitgliedstaaten die 
Zusammenarbeit mit ihr frei.185 Sie untersteht direkt dem europäischen Rat und kann 
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erforderlichenfalls mit der Kommission zusammenarbeiten – der 
intergouvernementale Charakter geht jedoch aus dem Vertragstext klar hervor.186  
 
Nach Artikel 46 können Mitgliedstaaten für „Missionen mit höchsten Anforderungen“ 
untereinander eine „Ständige Strukturierte Zusammenarbeit“ (SSZ) begründen, 
welche einen Sonderfall der allgemeinen verstärkten Zusammenarbeit im Lissabon-
Vertrag darstellt.187 Von den 31 Seiten des konsolidierten EUV sind der GASP 14 
Seiten gewidmet, davon vier explizit für die neu benannte Gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP).188 
 
Es lohnt sich auch ein Blick auf die reformierte Position des Hohen Vertreters,189 
welche verschiedene Ämter im Bereich der Außenvertretung der EU und EG vereint. 
Laut Vertrag delegiert er im Auftrag des Rates die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik sowie die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik und 
führt den Vorsitz im Außenministerrat.190 Er wird mit qualifizierter Mehrheit vom Rat 
gewählt und kann sein Amt - nach Zustimmung des Kommissionspräsidenten und 
einem positiven Hearing im Europäischen Parlament - in der Kommission 
einnehmen, deren Vizepräsident er gleichzeitig ist.191 Er wird zur Erfüllung seiner 
Aufgaben vom neu geschaffenen Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) 
unterstützt, dessen Behandlung mangels direkten Konnexes zur GSVP an dieser 
Stelle jedoch nicht stattfindet. Das im Verfassungsvertrag noch titulierte Amt des EU-
Außenministers wird seit in Kraft treten des Lissabon Vertrages von der ehemaligen 
britischen EU-Kommissarin Lady Catherine Ashton ausgeführt, deren Amtsführung 
bis dato jedoch mit heftiger Kritik konfrontiert war.192 In Bezug auf die 
Außenvertretung der Union lassen Artikel 15(6) und Artikel 17(1) eine schwierige 
Kompetenzzuordnung in der Praxis vermuten, da nach ersterem der neu geschaffene 
Ratspräsident – zwar unbeschadet der Befugnisse des Hohen Vertreters – die 
Außenvertretung der Union in Angelegenheiten der GASP wahrnimmt und nach 
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zweiterem die Vertretung nach außen der Kommission obliegt, wenn auch die GASP 
dabei ausgeklammert wird.193 Ob damit der Forderung des ehemaligen US-
Außenministers Henry Kissinger nach einer „Telefonnummer für Europa“ 
nachgekommen wurde bleibt daher zweifelhaft.194 Böse Zungen ätzen seit dem 
Lissabon-Vertrag, dass auch Europa zwar jetzt eine Telefonnummer habe, jedoch 
kommt man dort auf einen Anrufbeantworter welcher von sich gibt: Für die Deutsche 
Position drücken sie 1, für die Französische Position drücken sie 2, und so weiter. 
Eine starke, bekannte und geschätzte Persönlichkeit, welche die enorme 
Koordinationsherausforderung angesichts der schwierigen Bedingungen in der 
europäischen Außenpolitik bewerkstelligen kann, wäre daher nötig um der 
reformierten, bedeutenderen Position des Hohen Vertreters Leben einzuhauchen. 
 
Seit Lissabon besitzt die Europäische Union auch umfassende 
Völkerrechtssubjektivität. Die Völkerrechtsfähigkeit der EU wurde zwar bereits zur 
Zeit der EG-Verträge anerkannt, im Reformvertrag wird die Rechtspersönlichkeit 
jedoch explizit in Artikel 47 EUV erwähnt.195 Der Union wird ausdrücklich das Recht 
zum Abschluss internationaler Verträge zugewiesen, sie ist jedoch dadurch in 
keinster Weise ermächtigt über ihre Zuständigkeiten hinaus zu handeln und durch 
das Fehlen der Staatsqualität kommt sie der Rechtsnatur einer internationalen 
Organisation gleich.196 Die Auswirkungen dieses Zugewinns sind für die GSVP noch 
nicht abschätzbar, liefern aber eine wichtige Grundlage für künftige Entwicklungen, 
denkt man zum Beispiel an globale Abrüstungsverträge oder Rechtsgrundlagen für 
friedenserhaltende bzw. friedenschaffende Maßnahmen via UN-Mandat. 
 
Im zweiten Vertragsteil – dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) – normiert Artikel 2(4) die Zuständigkeit der Union zur schrittweisen 
Erarbeitung und Verwirklichung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik.
197
 Durch die 
Einschränkung „nach Maßgabe des Vertrages“ mag der Terminus „Union“ verwirrend 
                                                 
193
 Vgl.: Art 15 Abs 6 EUV (VvL) und Art 17 Abs 1 EUV (VvL) 
194
 Hüfner 2006, S. 110 
195




 Vgl.: Art 2 Abs 4 AEUV (VvL) 
45 
 
sein, da eine gestalterische Hoheit alleinig dem Rat und damit den nationalen 
Regierungen zukommt.198  
 
Artikel 222 befasst sich mit der sogenannten „Solidaritätsklausel“, welche explizit die 
Mobilisierung militärischer Mittel erwähnt.199 Er berücksichtigt dabei folgende 
Auflistung: 
 
 Terroristische Bedrohungen im Hoheitsgebiet von Mitgliedstaaten 
 Schutz demokratischer Institutionen und der Zivilbevölkerung vor 
Terroranschlägen 
 Im Falle eines Terroranschlags auf Ersuchen der nationalen politischen 
Organe 
 
Anders als in der Beistandsverpflichtung nach Artikel 42(7) EUV müssen über die 
Solidaritätsklausel – welche bereits 2004 nach den Anschlägen von Madrid 
implementiert wurde – nicht nur die Mitgliedstaaten, sondern die Union als solches 
tätig werden.200  
 
Artikel 275 im AEUV schließt den Gerichtshof der Europäischen Union von den 
Bestimmungen zur Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und auf deren Basis 
erlassene Rechtsakte aus.  
 
In Artikel 346 sichert der Vertragstext den Mitgliedstaaten das Recht zu, über 
wesentliche Sicherheitsinteressen keine Auskunft erteilen zu müssen und erlaubt 
keinen Eingriff der Union in die Erzeugung oder den Handel von Waffen, Munition 
und Kriegsmaterial, sofern diese die Wettbewerbsbedingungen nicht-militärischer-
Güter nicht beeinträchtigen.201 
 
In den abschließenden Erklärungen präzisiert der Lissabon-Vertrag die zuvor 
behandelten Bestimmungen und schließt einen teilweise vorhandenen 
Interpretationsspielraum aus. So wird ausdrücklich erwähnt, dass keine der neuen 
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beziehungsweise reformierten GASP/GSVP-Bestimmungen „die derzeit bestehenden 
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Formulierung und Durchführung ihrer 
Außenpolitik noch ihre nationale Vertretung in Drittländern und internationalen 
Organisationen berühren […] Die Konferenz erinnert außerdem daran, dass die 
Bestimmungen […] den besonderen Charakter der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Mitgliedstaaten unberührt lassen.“202  
 
Erklärung 14 geht in eine ähnliche Richtung und unterstreicht, dass der Kommission 
sowie dem Europaparlament durch die Lissabonner GASP/GSVP-Bestimmungen 
keine neuen Befugnisse übertragen werden und deren Rollen nicht erweitern.203 
Dadurch wird deutlicher als in den vorherigen Verträgen durch die Mitgliedstaaten als 
„Herren der Verträge“ die nationale Gestaltungshoheit betont und sogenannte 
„domaines reservées“ abgesichert.204 
 
Interessant ist zuletzt noch ein Blick auf die Protokolle des Lissabon-Vertrages, 
wobei Nummer 10 über die Ständige Strukturierte Zusammenarbeit205 und Nummer 
11 zu Artikel 42 des Vertrags über die Europäische Union von Relevanz für die GSVP 
sind. Protokoll 10 verweist nicht nur auf „entschiedene Anstrengungen“ welche der 
Ausbau der Verteidigungspolitik von den Mitgliedstaaten verlangen wird, sondern legt 
auch fest, dass bei Teilnahme an der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit 
„bewaffnete Einheiten“ bereitgestellt werden müssen, die innerhalb von „fünf bis 30 
Tagen Missionen nach Artikel 43“ aufnehmen und diese für 30 bis 120 Tage aufrecht 
erhalten können.206 Außerdem verpflichten sich die Mitgliedstaaten bei Teilnahme an 
der SSZ zu einer „möglichst weit gehenden Angleichung ihres 
Verteidigungsinstrumentariums“, einer Harmonisierung des militärischen Bedarfs, 
einer gemeinsamen Nutzung und Spezialisierung ihrer Verteidigungsmittel und -
fähigkeiten sowie zur „eventuellen Mitwirkung an der Entwicklung gemeinsamer oder 
europäischer Programme für wichtige Güter im Rahmen der Europäischen 
Verteidigungsagentur.“207 In Protokoll 11 wird die Europäische Union noch beauftragt 
                                                 
202
 Vgl.: 13. Erklärung zur GASP (VvL) 
203
 Vgl.: 14. Erklärung zur GASP (VvL) 
204
 Decker/Höreth 2009, S. 76 
205
 Vgl.: S. 43 
206
 Vgl.: 10. Protokoll (VvL) 
207
 Vgl.: Ebd. 
47 
 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit der Westeuropäischen Union einzuleiten208 – 
seit der Auflösung der WEU ist diese Bestimmung jedoch obsolet.209 
 
2.1.1 BEURTEILUNG DES LISSABON-VERTRAGES FÜR DIE GSVP 
 
Es kann abschließend beurteilt werden, dass das neue Primärrecht nicht nur die 
GSVP festschrieb, sondern im Vergleich zur vorherigen ESVP210 auch umfassende 
Änderungen für den sicherheits- und verteidigungspolitischen Bereich mit sich 
brachte. Die Kompetenzen der supranationalen Institutionen wie EU-Kommission 
oder Europäisches Parlament bleiben weitestgehend beschränkt und im Vergleich 
zum EVV wurden die Vorbehalte und Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten stärker 
betont – die GASP/GSVP Normen bleiben auch mit Lissabon eindeutig 
intergouvernemental ausgerichtet.211 Einen Fortschritt stellen die 
Beistandsverpflichtung und Solidaritätsklausel dar, welche jedoch aufgrund 
einschlägiger Verweise auf nationalstaatliche Besonderheiten einzelner Mitglieder in 
ihrer Dimension begrenzt sind.212 Für die Europäische Verteidigungsagentur schaffte 
man, trotz ihres Bestehens seit 2004, mit Lissabon eine vertragliche Grundlage und 
da militärische Güter nicht den Bestimmungen des Binnenmarktes unterliegen, 
kommt ihrer Tätigkeit erhöhte Bedeutung zu.213 Ebenso neu ist, dass die GSVP einen 
militärischen und zivilen Teil vorsieht, beide Elemente verknüpft und dabei klarer als 
im Nizza-Vertrag das Aufgabenspektrum der EU definiert.214 Dafür werden primär 
folgende Funktionen festgelegt: „Die Verbindung zwischen militärischen Kräften der 
EU und zivilen Akteuren, die nicht der EU angehören (einschließlich internationaler 
Organisationen, Nichtregierungsorganisationen, lokaler Akteure und der 
Zivilbevölkerung) zur Unterstützung von Missionen; die zivile Unterstützung der 
militärischen Kräfte [sowie] militärische Unterstützung der zivilen Aktivitäten in 
besonderen Situationen.“215 In GASP/GSVP-Entscheidungsfragen bleibt das 
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Einstimmigkeitsprinzip vorerst erhalten, wobei die neue Möglichkeit geschaffen 
wurde mittels Einstimmigkeit im Rat Mehrheitsentscheidungen zu implementieren.216 
Einen derartigen Fall hat es bis dato aber noch nicht gegeben. Artikel 42(1) EUV 
verweist zwar auf die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen 
Verteidigungspolitik welche nach Ratsbeschluss zur gemeinsamen Verteidigung 
führt, was aber keinen Automatismus bedeutet, sondern im Ermessen der 
Regierungen liegt, auch für Nato-Mitglieder keine Reduktion ihrer Pflichten aus dem 
Atlantikvertrag bedeutet und die Abhängigkeit von Mitgliedstaaten und 
transatlantischer Allianz mangels eigener Kapazitäten nicht aufweicht.217 Das 
eingeführte Instrument der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit ist positiv zu 
bewerten, liefert aber auch die Grundlage für eine Entwicklung der unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten218 – innerhalb der GSVP vielleicht mehr Notwendigkeit als 
Hindernis. Welche konkreten Änderungen Lissabon auf Akteurs-Ebene bringt wird 
auf den folgenden Seiten behandelt. 
 
Im Zuge des Reformvertrags musste sich die EU auch dem Vorwurf der 
Militarisierung aussetzen. So kritisierte Robert Menasse die scheinbare 
„Aufrüstungsverpflichtung […] [und die] Bereitschaft, Weltmärkte, die nicht mehr 
ökonomisch zu erobern sind, nötigenfalls auch mit Waffengewalt zu erobern.“219 Eine 
weite Auslegung der neuen GSVP-Bestimmungen mag womöglich zu diesem 
Schluss kommen, praktische Erfahrungen und Fakten widerlegen jedoch die 
Militarisierungsthese. Eine Debatte über die Notwendigkeit, Legitimation und 
Reichweite der militärischen Verteidigung ökonomischer Interessen wäre allerdings 
zu begrüßen, was auch die Rücktrittscausa des ehemaligen deutschen 
Bundespräsidenten Horst Köhler im Jahr 2010 aufgezeigt hat.220 Ein markantes 
Detail am Rande: im Vertrag scheint exakt 234 Mal auf insgesamt 403 Seiten das 
Wort Sicherheit auf – ein weiteres Indiz für die Europäische Union als 
Sicherheitsgemeinschaft.  
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Abschließend kann zusammengefasst werden, wäre die Vertragsgrundlage nicht 
reformiert worden, hätte dies für die GASP weitreichendere Konsequenzen gehabt 
als für die GSVP, welche mehr als nur einen Vertragstext darstellt.221  Das 
Instrumentarium der GSVP wird mit Lissabon wesentlich differenzierter und 
„Konturen einer EU-Sicherheitsarchitektur“ zeichnen sich ab, obwohl die 
„intergouvernementale Logik [seit] der EPZ“ im Kern beibehalten wurde.222 
 
2.2 AKTEURE DER GSVP 
 
Mit der neuen Rechtsgrundlage verschoben sich zum Teil die Kompetenzen der 
involvierten Akteure. Auch, wenn vorweg bereits festgestellt wurde, dass zentrale 
Entscheidungsfragen der GSVP nach wie vor intergouvernemental organisiert sind, 
lohnt sich doch ein Blick auf die einzelnen Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten der 
EU-Institutionen sowie die eigens für den verteidigungspolitischen Bereich 
eingerichteten Agenturen und Gremien. Aufgrund der Komplexität der Strukturen und 
ineinander greifender Kompetenzen empfiehlt es sich zum einfacheren Verständnis 




2.2.1.1 EUROPÄISCHER RAT UND RAT DER EUROPÄISCHEN UNION 
 
Der Europäische Rat, als höchstes Entscheidungsgremium der Europäischen Union, 
bekam erst mit dem Lissabon-Vertrag den Status eines EU-Organs und wird nicht 
mehr durch einen rotierenden Vorsitz geführt, sondern durch einen auf zweieinhalb 
Jahre mit qualifizierter Mehrheit gewählten Präsidenten, welcher sich einmalig einer 
Wiederwahl stellen kann.
223
 Das Mandat kann daher maximal für fünf Jahre ausgeübt 
werden. Aktuell amtiert der ehemalige belgische Premierminister Herman van 
Rompuy und seine Aufgabe besteht in der Vor- und Nachbereitung der Gipfel der 
Staats- und Regierungschefs sowie in der Repräsentation der EU auf internationalen 
                                                 
221
 Algieri 2009, S. 1 ff. 
222
 Leiße 2010, S. 203 
223
 Hauser 2010, S. 45 
50 
 
Treffen im Bereich der GASP.224 Durch das Recht des Agenda-Settings kommt ihm 
eine Schlüsselrolle zu, sofern die amtierende Persönlichkeit frei von externen 
Einflüssen starker Mitgliedstaaten agieren kann. Van Rompuy ist dabei nicht über 
jeglichen Zweifel erhaben und böse Zungen behaupten, die Ratsvertreter haben 
bewusst einen „schwachen Präsidenten“ für das neue Amt gesucht.225 Andererseits 
wird sein Stil als „leiser Politiker“ auch als Chance zur Kompromissfindung 
gesehen.226 Wie dem auch sei, bis dato hat er noch keine Gelegenheit genützt, um 
sich für die GSVP zu profilieren. Verteidigungspolitische Vorstöße kamen bisher in 
der post-Lissabon Ära von einzelnen Staats- und Regierungschefs, aber nicht vom 
Rat als Gesamtheit.  
 
Anders als der Europäische Rat, der Strategie und Ziele der Union für die 
GASP/GSVP festlegt, kümmert sich der Rat der Europäischen Union (Ministerrat) um 
die nähere Durchführung und erlässt konkrete Beschlüsse.227 Er setzt sich dabei 
entweder aus den nationalen Außenministern oder (informell) Verteidigungsministern 
zusammen228, entscheidet, „falls eine internationale Situation ein operatives 
Vorgehen der Union verlangt“, legt „in den Beschlüssen […] ihre Ziele, ihr[en] 
Umfang, die der Union zur Verfügung zu stellenden Mittel sowie die Bedingungen 
und erforderlichenfalls der Zeitraum für ihre Durchführung“ fest und „in denen der 
Standpunkt der Union für eine bestimmte Frage geografischer oder thematischer Art 
bestimmt wird. Die Mitgliedstaaten tragen [dabei] dafür Sorge, dass ihre 
einzelstaatliche Politik mit den Standpunkten der Union in Einklang steht.“229  
 
Beschlüsse zur GASP/GSVP werden in beiden Gremien einstimmig gefasst, wobei 
das Instrument der „konstruktiven Enthaltung“ einem Mitgliedstaat die 
Beschlussdurchführung offen lässt, sofern er akzeptiert, dass der Beschluss für die 
Union bindend ist – tut dies jedoch ein „Drittel der Mitgliedstaaten die mindestens ein 
Drittel der Unionsbevölkerung ausmachen, so wird der Beschluss nicht erlassen.“230 
Die rotierende Ratspräsidentschaft wurde mit Lissabon nur im Europäischen Rat 
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abgeschafft, im Ministerrat gilt sie sowie die bisherigen Ratsformationen nach wie 
vor. Trotzdem bildet die GSVP eine Ausnahme, da die Verteidigungsminister nach 
wie vor keine eigene Formation besitzen, sich lediglich auf informeller Basis treffen 
und nur bei Bedarf vom Rat für Allgemeine Angelegenheiten hinzugezogen werden, 
welcher sich aus den Außenministern zusammensetzt.231 Im Außenministerrat hat 
den Vorsitz ebenfalls nicht die rotierende Ratspräsidentschaft inne, sondern die 
Position des Hohen Vertreters der Union für die Außen- und Sicherheitspolitik.232 
 
2.2.1.2 EUROPÄISCHE KOMMISSION 
 
Die Handlungsmöglichkeiten der Kommission im Bereich der GSVP bleiben auch mit 
Gültigkeit des Lissabon-Vertrags beschränkt. Signifikante Änderungen gibt es aber 
im Bereich der GASP durch das Amt des Hohen Vertreters der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik (HV) und dem unterstellten Europäischen Auswärtigen Dienst 
(EAD).233 An zentraler Stelle steht dabei die Zusammenführung exekutiver und 
administrativer Pfeiler der Kommission und des Rates, da der Hohe Vertreter und 
Generalsekretär des Rates nach Nizza mit dem Amt der Außenkommissarin zur 
neuen Position fusioniert wurde, um stärkere Kohärenz in der Außenpolitik zu 
gewährleisten – Raube bezeichnet dies als „transgouvernementales“ Element.234 
Eine Einflussmöglichkeit auf die GSVP gibt dem Hohen Vertreter Artikel 30(1) EUV, 
welcher ihm einzeln oder mit Unterstützung der Kommission ein Initiativrecht 
einräumt, wonach sich der Rat mit seinen Vorschlägen befassen muss.235 Nach 
Absatz 2 kann er ebenfalls binnen 48 Stunden eine außerordentliche Tagung des 
Rates einberufen, sofern ein Fall absoluter Notwendigkeit gegeben ist.236 Der dem 
HV unterstellte EAD umfasst den Militärstab der Europäischen Union, den Zivilen 
Planungs- und Durchführungsstab, die Direktion Krisenbewältigung und Planung 
sowie das Gemeinsame Lagezentrum SitCen (Joint Situation Centre), welches sich 
in Zukunft zu einer Art Europäischer Geheimdienst entwickeln könnte237 – mehr zu 
den militärischen-zivilen Strukturen weiter unten. Gestaltungsmöglichkeiten des HV 
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sind demnach auch in der GSVP gegeben, wenn auch bis jetzt konkrete Handlungen 
in diesem Bereich ausblieben. Durch die Schlüsselrolle zwischen Rat und 
Kommission steht der HV zwischen den oft konkurrierenden supranationalen 
Institutionen und den Mitgliedstaaten. Obwohl der Kommissionspräsident durch die 
Funktion des HV als Vizepräsident der Kommission eine direktere Zugriffsmöglichkeit 
hat, ist es doch der Rat welcher die Position besetzt. Dieses quasi 
Abhängigkeitsverhältnis steht und fällt vermutlich mit der Persönlichkeitsstärke des 
amtierenden Hohen Vertreters. 
 
2.2.1.3 EUROPÄISCHES PARLAMENT 
 
In der Hierarchie der GSVP-Kompetenzen steht das Europaparlament (EP) wohl an 
letzter Stelle, was bezugnehmend auf die demokratische Legitimation von 
Bereichsentscheidungen als problematisch erachtet werden kann. Die Abgeordneten 
setzen sich jedoch teilweise energisch für ein Europa der Verteidigung ein und 
kämpfen auch in der GSVP für einen Ausbau ihrer Kompetenzen.238 Es besitzt durch 
Lissabon ein Anhörungs- und Informationsrecht, weist einen eigenen 
Unterausschuss für Sicherheit und Verteidigung auf (SEDE) und ist dadurch 
zumindest im Meinungsaustausch zwischen Ratsvorsitz, dem Hohen Vertreter und 
den restlichen Akteuren beteiligt.239 Ebenso hat das EP über das 
Mitentscheidungsverfahren einen indirekten Zugriff auf Verteidigungsagenden, so 
zum Beispiel über den Verkehr auf Seeüberwachung und Raumfahrtprogramm, über 
den sozialen Bereich zur Verhinderung von Diskriminierung innerhalb der 
militärischen Kräfte, über die Forschung zur technologischen Entwicklung und nicht 
zuletzt über den Binnenmarkt auf die Rüstungsindustrie.240 Das stärkste Druckmittel 
besitzt das EP über seine Funktion als Haushaltsbehörde, was ihm die finanzielle 
Entscheidungshoheit über GASP, EAD sowie damit verbundene Mittel zuweist. Im 
Zuge der Verhandlungen mit dem HV über die Errichtung des EAD hat sich das EP 
so zum Beispiel ein Anhörungsrecht bei Besetzung der EAD-Spitzenpositionen 
gesichert.241 
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2.2.1.4 EUROPÄISCHER GERICHTSHOF, RECHNUNGSHOF UND ANDERE 
 
Dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) wird eine Zuständigkeit für die GASP/GSVP 
in Artikel 24(1) EUV ausdrücklich untersagt, bis auf die Kontrolle der 
Nichteinmischung der GASP in Gemeinschaftspolitiken.242 Der Europäische 
Rechnungshof wiederum kann jene budgetären Mittel des Gemeinschaftshaushalts 
prüfen, welche in Verbindung mit der GASP/GSVP stehen. Institutionen wie dem 
Ausschuss der Regionen (AdR) oder dem Wirtschafts- und Sozialausschuss 
kommen keine Kompetenzen im behandelten policy-Bereich zu. 
 
2.2.2 EUROPÄISCHE EINRICHTUNGEN UND AGENTUREN 
 
Neben den klassischen Institutionen der Europäischen Union wurden eigens für die 
GSVP weitere Gremien eingerichtet, welche sich auf Basis des Lissabon-Vertrages 
konstituierten oder sich davon unabhängig entwickelt haben. Vorweg kann 
festgestellt werden, dass ersteres die Ausnahme bildet und die strukturelle 
beziehungsweise institutionelle Entwicklung in der GSVP nicht zwingend in 
Verbindung mit dem Reformvertrag steht. Die wesentlichen Impulse reichen bis auf 
jenen Ratsgipfel zurück welcher 1999 in Köln tagte. 
 
2.2.2.1 POLITISCHES UND SICHERHEITSPOLITISCHES KOMITEE 
 
Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) geht auf einen Beschluss 
des Europäischen Rates von 1999 in Köln zurück und erhielt seine primärrechtliche 
Grundlage sowie erweiterte Kompetenzen mit dem Nizza-Vertrag, welche durch 
Lissabon übernommen wurden.243 Es kümmert sich mehrmals wöchentlich in 
Formation von Botschaftern und hohen Beamten nationaler Ministerien, um das 
„tägliche Geschäft“ wie die Aufbereitung von Ratssitzungen, dem Abgleich nationaler 
Interessen und der Überwachung von Beschlüssen – das PSK wird dabei von knapp 
30 Ausschüssen und Arbeitsgruppen des Rates unterstützt.244 Dadurch kann es 
gewissermaßen als GASP/GSVP-Äquivalent zum Ausschuss der Ständigen Vertreter 
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(COREPER) gesehen werden, untersteht dabei aber nicht dem rotierenden 
Ratsvorsitz, sondern über einen Vertreter welcher den ständigen Vorsitz inne hat 
direkt dem Hohen Vertreter der Union. Sofern vom Rat ermächtigt, kann das PSK im 
Rahmen einer Krisenbewältigungsoperation auch Beschlüsse betreffend Kontrolle 
und strategischer Durchführung der Operation fassen, damit nimmt es den Status 
eines „delegierten Rechtssetzers“ ein.245 
 
2.2.2.2 MILITÄRAUSSCHUSS UND MILITÄRSTAB DER EU 
 
Beim Militärausschuss (EUMC) handelt es sich um das höchste militärische Gremium 
der Europäischen Union, welches sich entweder aus den Generalstabschefs (CHOD) 
oder ihrer Vertreter (MILREP) der EU-Mitgliedstaaten zusammensetzt - die 
Einrichtung ist daher konsequenterweise dem Rat zugeordnet, welcher auch den 
Vorsitz für drei Jahre bestimmt.246 Grundsätzlich nimmt der Ausschuss eine 
Beratungsfunktion für das PSK ein und dient in Fällen einer Krisenbewältigung den 
nationalen Regierungen als Forum zwecks militärischen Austauschs, besitzt daher 
eine Schnittstellenfunktion zwischen Militär und Politik.247 Die Rechtsgrundlage geht 
auf einen Ratsbeschluss aus dem Jahre 1999 in Helsinki zurück und am 9. April 
2001 wurde der EUMC als ständiges Gremium etabliert248 - im Lissabon-Vertrag 
findet er keine Erwähnung. Er kann Ratschläge und Empfehlungen für folgende 
Bereiche abgeben, die Entscheidungsbefugnis bleibt dabei jedoch beim PSK und 
damit in weiterer Folge beim Rat:249 
 
 die militärischen Aspekte des allgemeinen Krisenbewältigungskonzepts, 
 die militärischen Aspekte der politischen Kontrolle und strategischen Leitung 
von Operationen, 
 die Risikobeurteilung bei potenziellen Krisen, 
 die militärische Dimension einer Krisensituation und deren Auswirkungen, 
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 die Ausarbeitung, Beurteilung und Überprüfung von Zielsetzungen, 
 die Veranschlagung der Kosten für Operationen und Übungen, 
 die militärischen Beziehungen zu Beitrittskandidaten, Drittländern und 
internationalen Einrichtungen. 
 
Außerdem überwacht der EUMC die Durchführung militärischer Operationen, nimmt 
im Krisenfall die militärische Leitung war und gibt dem Militärstab der EU (EUMS) die 
strategischen Ziele vor:250 
 
 auf Ersuchen des PSK erteilt er dem Generaldirektor des EUMS eine 
Grundsatzweisung, militärstrategische Optionen auszuarbeiten und 
vorzulegen, 
 er nimmt eine Beurteilung der vom EUMS ausgearbeiteten militärstrategischen 
Optionen vor und leitet diese zusammen mit seiner Beurteilung und seinen 
militärischen Empfehlungen dem PSK zu, 
 auf Grundlage der vom Rat ausgewählten militärischen Option genehmigt er 
eine grundsätzliche Planungsweisung für den Befehlshaber der Operation, 
 auf Grundlage der Beurteilung des EUMS erteilt er dem PSK Ratschläge und 
Empfehlungen hinsichtlich des vom Befehlshaber der Operation erstellten 
Operationsplanentwurfs, 
 er berät das PSK in der Frage der etwaigen Beendigung einer Operation. 
 
Bei Mitgliedstaaten, welche ebenfalls dem transatlantischen Bündnis angehören sind 
die Vertreter im EUMC oft zugleich auch Repräsentanten im Militärausschuss der 
Nato.251  
 
Der Militärstab der Europäischen Union (EUMS) geht auf die gleiche 
Rechtsgrundlage wie der EUMC zurück, umfasst eine Expertentruppe von knapp 130 
Personen und bildet mit seinem gesammelten militärischen Fachwissen das 
Fundament für operative Lagebeurteilungen.252 Er fungiert damit als Kernstab des 
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EU-Operationszentrums,253 ist jedoch an die vorgegebenen Leitlinien des 
Militärausschusses gebunden und arbeitet diesem beziehungsweise in weiterer 
Folge dem PSK zu.254 Als Bindeglied zwischen EUMC und den, der EU von den 
Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellten Kräften kommen ihm in Abstimmung mit der 
Nato folgende Aufgaben zu:255 
 
 die Überwachung potenzieller Krisensituationen, 
 die militärischen Aspekte der strategischen Vorausplanung für Petersberg-
Aufgaben, 
 die Organisation und Koordination der Verfahren mit den nationalen und 
multinationalen Hauptquartieren, auch mit den der EU zur Verfügung 
stehenden NATO-Hauptquartieren, 
 die Programmierung, Planung, Durchführung und Beurteilung der militärischen 
Aspekte der Krisenbewältigungsverfahren der EU, 
 die Herstellung ständiger Beziehungen zur NATO, 
 die Aufnahme eines Verbindungsteams der NATO und die Einrichtung einer 
EU-Zelle im Obersten Hauptquartier der alliierten Mächte in Europa (SHAPE), 
 die Unterstützung der militärischen Aspekte der GSVP-Dimension der 
Terrorismusbekämpfung. 
 
Vor allem auf Drängen Frankreichs, wollte die Europäische Union mit der Schaffung 
der beiden Gremien ihre Entschlossenheit bekräftigen, eigenständig und unabhängig 
auf internationale Krisen reagieren zu können – langfristig auch ohne Rückgriff auf 
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2.2.2.3 AUSSCHUSS FÜR ZIVILE ASPEKTE DER KRISENBEWÄLTIGUNG 
 
Wie zuvor bereits angeschnitten sieht der Lissabon-Vertragstext neben der 
militärischen auch eine zivile Komponente in der Operationsfähigkeit der EU vor.257 
Als Counterpart zum EUMC richtete der Rat daher bereits im Mai 2000 den 
Ausschuss für die zivilen Aspekte der Krisenbewältigung (CIVCOM) ein, welcher das 
PSK berät und zu einer besseren Koordinierung der zivilen Ressourcen der 
Mitgliedstaaten beitragen soll.258 Davon betroffen sind die Gebiete Polizei, 
Rechtsexperten, Zivilverwaltung und Katastrophenschutz.259 CIVCOM setzt sich 
ebenso aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen und nimmt im Falle reiner 
Zivilmissionen der GSVP auch Exekutiv- und Leitungsaufgaben wahr.260 
 
2.2.2.4 ZIVIL-MILITÄRISCHE ZELLE DER EU 
 
Die 2003 beschlossene Zivil-Militärische Zelle (CivMilCell) ist im EUMS angesiedelt 
und dem EUMC sowie CIVCOM berichtspflichtig.261 Sie setzt sich aus einer 
strategischen Planungseinheit mit 17 Mitarbeitern, davon zehn Militärs und sieben 
Zivilisten inklusive zweier Kommissionsmitarbeiter, als auch einer permanenten 
Einheit aus acht Offizieren zusammen.262 Ihre Aufgabe besteht darin die Planung von 
GSVP-Einsätzen zu erleichtern und die ausbaufähige Grundlage eines 
Operationszentrums zu schaffen, welches der EU die einfachere und schnellere 
Durchführung von Krisenmanagement-Operationen ermöglicht.263 
 
2.2.2.5 EUROPÄISCHE VERTEIDIGUNGSAGENTUR 
 
Die sogenannte EDA wurde mit dem Ziel ins Leben gerufen die Rüstungsindustrien 
sowie -technologien in Europa zu verbessern, effizienter zu gestalten und nationale 
Beschaffungsprogramme zunehmend zu europäisieren.264 Ihre offiziellen Aufgaben 
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sind dabei „die Entwicklung von Fähigkeiten, die Rüstungskooperation, die 
Förderung der europäischen Verteidigungsindustrie und des Rüstungsmarktes sowie 
die Förderung der europäischen Forschung und Rüstungstechnologie.“265 Mit einem 
Budget von knapp 32 Millionen Euro jährlich und ungefähr 100 Mitarbeitern kann die 
EDA rechtzeitig erkennen, „ob Komponenten erst entwickelt werden müssen, ob sie 
durch Rüstungskooperation bereitgestellt werden können oder ob sie einfach auf 
dem freien Markt zu beschaffen sind.“266 Die EDA geht auf einen Beschluss des 
Europäischen Rates von 2004 zurück und bis auf Dänemark sind alle EU-Staaten an 
ihr beteiligt.267 Die Agentur besitzt eine eigene Rechtspersönlichkeit, hat ihren Sitz in 
Brüssel, untersteht direkt dem Rat, wobei die Führung dem Hohen Vertreter obliegt 
und trifft Entscheidungen durch einen Lenkungsausschuss, in dem ein Vertreter 
jedes beteiligten Mitgliedstaates sowie ein Kommissionsvertreter zu mindestens zwei 
Sitzungen jährlich zusammentreffen.268 Alleine von 2006 bis 2010 wurden 534 
Aufträge ausgeschrieben – wovon es in 308 Fällen zu einem Bieterwettstreit kam – 
und die Verteidigungsaufträge unter EDA-Beteiligung belaufen sich auf knapp 21 
Milliarden Euro im genannten Zeitraum.269 Erst kürzlich beschlossen die 
Verteidigungsminister außerdem eine Liste von Projekten, welche den 
Mitgliedstaaten eine Beteiligungsmöglichkeit im Rahmen der EDA gibt, so unter 
anderem im Bereich der Seeüberwachung, der Bereitstellung von Feldlazaretten, der 
Anschaffung von Tankflugzeugen, der Pilotenausbildung oder dem gemeinsamen 
Transport von Soldaten sowie deren Familien in die Vereinigten Staaten.270 Durch die 
EDA lassen „Synergieeffekte […] bei konsequenter Umsetzung den finanziellen 
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2.2.2.6 EUROPÄISCHES SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSKOLLEG 
 
Das Europäische Sicherheits- und Verteidigungskolleg (ESDC) geht in seinem 
Ursprung ebenfalls auf den Europäischen Rat von 1999 in Köln zurück und nahm mit 
18. Juli 2005 im Rahmen der „Gemeinsamen Aktion“272 seine Tätigkeit offiziell auf.273 
Leitlinie ist der Ausbau einer europäischen Sicherheitskultur, welche über Kurse 
sowie Trainings in Kooperation mit am Programm teilnehmenden 
Sicherheitspolitischen Instituten in Europa, aber auch dem Nato Verteidigungskolleg 
oder Europol erreicht werden soll – neben einem umfassenden GSVP-
Kursprogramm richtete das ESDC zum Beispiel ein Erasmus-System für 
Jungoffiziere ein.274 Die Teilnahme steht dabei grundsätzlich jedem offen, so auch 
Drittländern, NGO’s oder Privatpersonen, um folgende Ziele zu erreichen:275 
 
 Festigung der europäischen Sicherheitskultur im Rahmen der ESVP, 
 Förderung eines besseren Verständnisses der ESVP, 
 Ausstattung der EU-Stellen, der Behörden und der Militärstäbe der 
Mitgliedstaaten mit sachkundigem Personal, 
 Beitrag zur Förderung beruflicher Beziehungen und Kontakte zwischen den 
Ausbildungsteilnehmern. 
 
Ausgestattet mit einem knappen Budget läuft die Finanzierung dezentralisiert und 
Kooperationspartner müssen für alle entstehenden Kosten selbst aufkommen.276 Das 
Fazit der ersten Arbeitsjahre fällt durchgehend positiv aus, wobei bereits über einen 
Ausbau zu einer Art „Europäischer Verteidigungsakademie mit einem festen Sitz“ und 
besserer Finanzierung diskutiert wird.277 
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2.2.2.7 SATELLITENZENTREN DER EUROPÄISCHEN UNION 
 
Das sogenannte EUSC existierte bereits seit 1992 innerhalb der Westeuropäischen 
Union und wurde am 20. Juli 2001 mittels Ratsbeschluss in die Europäische Union 
integriert.278 Das Satellitenzentrum besitzt eine eigene Rechtspersönlichkeit, hat 
seinen Sitz in Torrejón/Spanien und untersteht der politischen Aufsicht des PSK.279 
Zu seinen Aufgaben gehört die Übermittlung von Frühwarnungen vor potentiellen 
Krisen sowie auf Anfrage die Erstellung von Auswertungsberichten, um dem 
politischen Apparat Informationen zwecks Entscheidungsfindung zur Verfügung zu 
stellen.280 Die Tätigkeiten gliedern sich dabei in 25% Notfallplanung, 18% Allgemeine 
Überwachung, 15% Humanitäre Unterstützung, 15% Krisenüberwachung, 11% 
Rüstungskontrolle und 16% für Übungen, Ausbildung und sonstige Aufgaben.281 Mit 
einem Budget von 11,5 Millionen Euro und knapp 100 Mitarbeitern ist das EUSC laut 
dessen Leiter „die Augen Europas“, sieht sich dabei aber nicht „als Konkurrenten zu 
den nationalen Instanzen wie Geheimdienste oder militärische Aufklärung, sondern 
als sinnfällige Ergänzung“ – insofern eine Ironie, da mangels eigener Kapazitäten 
mehr als 80% der Satellitenbilder von kommerziellen Anbietern aus Israel oder den 
USA angekauft werden.282 Der Bedarf nach einem eigenen Satellitensystem wie dem 
Galileo-Projekt ist daher auch für die GSVP von enormer Bedeutung, wenn die EU 
sich in Krisenfällen nicht von externen Mächten abhängig machen will. 
 
2.2.2.8 INSTITUT DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR SICHERHEITSSTUDIEN 
 
Beim ISS handelt es sich um einen Think-Tank der Europäischen Union für 
Themenfelder welche die GASP/GSVP betreffen. Durch Studien, Analysen und 
Berichte unterstützt es auf allen Ebenen bei der Entscheidungsfindung. Ebenso wie 
das EUSC wurde es 2001 von der WEU übernommen, besitzt eine eigene 
Rechtspersönlichkeit und hat seinen Sitz in Paris.283 
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2.2.3 KOMMANDOSTRUKTUR BEI OPERATIONEN 
 
Seit 1. Jänner 2007 verfügt die EU in Brüssel über ein eigenes Operationszentrum 
(OC), welches zwar kein vollständig ausgerüstetes Hauptquartier darstellt, jedoch 
durch eine bestehende Kernmannschaft von acht Personen und entsprechender 
Infrastruktur innerhalb von fünf Tagen auf Basis eines Ratsmandats agieren kann – 
nach 20 Tagen sollte dadurch die volle Operationsleitung aufgestellt sein.284 Dabei 
muss mangels eigener Ressourcen jedoch für autonome militärische EU-
Operationen auf bestehende Operationshauptquartiere (OHQ) der Mitgliedstaaten 
zurückgegriffen werden, wobei Frankreich, Deutschland, Griechenland, Italien und 
Großbritannien ihre OHQ’s bei Bedarf zur Verfügung stellen.285 Im Operationsgebiet 
führt das sogenannte „Force Headquarter“ (FHQ), welches eine Ebene unter dem 
OHQ agiert, wobei beide Elemente alle Waffengattungen wie Heer, Luftstreitkräfte 
und Marine vereinen.286 Die zivile Operationsleitung obliegt dem Zivilen Planungs- 
und Durchführungsstab (CPCC), welcher im Ratssekretariat angesiedelt ist, dem 
Hohen Vertreter untersteht und mit anderen Gremien wie dem PSK 
zusammenarbeitet.287 Es bildet dabei das zivile Gegenüber des EUMS, arbeitet 
dabei aber nicht dem EUMC zu, sondern dem CIVCOM.288 Ob die Zivil-Militärische 
Zelle des EUMS in Zukunft die Aufgaben eines voll ausgerüsteten OHQ’s für alle 
Erfordernisse militärischer wie ziviler Operationen einnehmen kann, wird sich erst 
zeigen. Die Notwendigkeit eines ständigen Hauptquartiers, welches eine 
unabhängige und vollständige Leitung autonomer EU-Missionen ermöglicht, ist ohne 
Zweifel gegeben. Diese Ansicht teilen auch führende Mitgliedstaaten wie Frankreich, 
Deutschland oder Polen, welche im Juli 2011 einen Vorstoß dahingehend anstrebten. 
Mit dem Ziel, die „militärischen Fähigkeiten zu bündeln und zu verstärken“ 
präsentierte die Außenbeauftragte Catherine Ashton daher einen entsprechenden 
Vorschlag im Rat, welcher von der britischen Regierung jedoch umgehend abgelehnt 
wurde.289 Chefdiplomat William Hague begründete sein Veto folgendermaßen: 
„Damit [werden] die Nato-Strukturen kopiert und die EU-Planungen dauerhaft von 
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den Nato-Planungen abgelöst“, worauf der französische Außenminister Alain Juppé 
erwiderte, man lebe in einer gefährlichen und unvorhersehbaren Welt und „kein 
einzelnes europäisches Land hat allein alle notwendigen 
Verteidigungskapazitäten.“290 Die Auseinandersetzung verdeutlicht wie viele andere 
Beispiele, dass eine Diskussion zur Weiterentwicklung einer leistungs- und 
operationsfähigen GSVP nicht ohne eine Reform des transatlantischen Bündnisses 
funktionieren wird. Ob die Nato dabei ein nachhaltiger Bremsfaktor oder eine 
sinnvolle Ergänzung sein wird, kann aktuell nicht beurteilt werden. Eine breite 
Diskussion darüber wäre nicht zuletzt aufgrund der Erfahrungen mit dem 
Militäreinsatz in Libyen jedoch mehr als wünschenswert. 
  












































































































































































































(1) Ziviler Planungs- und Durchführungsstab des Ratssekretariates, daher keine nähere Behandlung zuvor als eigenes Gremium 
(2) Direktion Krisenbewältigung und Planung der Europäischen Kommission, daher keine nähere Behandlung zuvor als eigenes Gremium 
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GEMEINSAME STREITKRÄFTE  
– KAPAZITÄTEN, FINANZIERUNG UND RÜSTUNGSPOLITIK 
 
Nachdem die Entscheidungsprozesse und Strukturen innerhalb der GSVP 
verdeutlicht und Defizite aufgezeigt wurden, wird im Folgenden die Frage behandelt, 
wie es um die operativen Fähigkeiten der Union steht.  
 
3.1 MILITÄRISCHE KAPAZITÄTEN 
 
Einleitend muss klargestellt werden, dass Europa noch weit von einer eigenen Armee 
entfernt ist. Wie bereits im vorherigen Kapitel hervorgegangen ist, besteht ein 
Abhängigkeitsverhältnis der Union von den Mitgliedstaaten in 
verteidigungspolitischen Entscheidungsfragen und das Gleiche gilt im Bereich 
praktischer Operationsfähigkeit. Ohne zur Verfügung gestellte Truppen, Gerät und 
Führungsstrukturen kann die europäische Ebene nicht tätig werden. Diese Tatsachen 
sind insofern problematisch, da sie die Missionsausführung verzögern, schwerfällig 
machen und letztendlich in ihrer Effizienz dermaßen behindern, dass die 
grundsätzliche Relevanz des bestehenden Systems in Frage gestellt werden kann. In 
der Tschad-Mission 2008/2009 hatten sich zwar alle Mitgliedstaaten für die 
Notwendigkeit des Einsatzes ausgesprochen, als es jedoch darum ging Streitkräfte 
zur Verfügung zu stellen, zögerten diese und die EU konnte anfangs nicht einmal 
genügend Transporthubschrauber von den Mitgliedstaaten lukrieren291 – der 
Missionsbeginn wurde daher mehrmals verschoben, was vielen sudanesischen 
Flüchtlingen das Leben kostete. Strukturen zum Beschluss von Absichten und „soft 
power“ sind für die GSVP nicht ausreichend. Um schlagkräftig zu sein, rasch, 
effizient agieren zu können und damit in seinen Beschlüssen auch ernst genommen 
zu werden, braucht die Europäische Union eigene Einsatzkräfte und muss sich 
zumindest für kleinere und mittlere Operationen von den Mitgliedstaaten unabhängig 
machen. Der Weg zum gemeinsamen Heer, sofern es überhaupt kommen wird, ist 






noch steinig und lang. In Ansätzen gibt es jedoch bereits eine Entwicklung in 
Richtung EU-eigener Kontingente, welche nachfolgend dargestellt werden. 
 
3.1.1 EUROKORPS UND DER VERTRAG VON STRAßBURG 
 
Das Eurokorps hat seinen historischen Ursprung in der Deutsch-Französischen 
Brigade von 1989, als Bundeskanzler Helmut Kohl und Staatspräsident François 
Mitterand vereinbarten die europäische militärische Zusammenarbeit unter dem 
Dach der Westeuropäischen Union weiter auszubauen.292 Die Gründungsakte des 
Korps wurde am 22. Mai 1992 feierlich unterzeichnet und mit einem geplanten 
Hauptquartier in Straßburg, sollten zunächst deutsch-französische Soldaten das 
Fundament einer europäischen Verteidigungsidentität bilden.293 Wie im ersten Kapitel 
ersichtlich, wirkte sich der unterschiedliche Zugang Deutschlands und Frankreichs 
zur Nato auch auf die Anfänge des Eurokorps aus. Mitterand wusste, dass Kohl 
seinen sicherheitspolitischen Fokus auf das transatlantische Bündnis legte, ließ 
daher keine Chance aus, dass „europäische Gewicht inner- und außerhalb der Nato“ 
zu stärken „ohne die Allianz ernsthaft in Frage zu stellen.“294 Im geheimen SACEUR-
Abkommen vom 21. Jänner 1993 setzte Frankreich daher durch, dass das Eurokorps 
in erster Linie der EU und erst dann der Nato zugeordnet wird.295 Um die Bedenken 
der Vereinigten Staaten zu zerstreuen, verwies Deutschland auf das beschränkte 
Aufgabenspektrum des damals auf 40.000 Mann angelegten Korps, welches neben 
Kampfeinsätzen auch Missionen zur Erhaltung des Friedens, zur 
Katastrophenbekämpfung und zur humanitären Hilfe vorsah.296 Es handelt sich um 
einen multinationalen Verband europäischer Staaten, welcher im Rahmen der EU 
ebenso wie der Nato tätig werden kann, jedoch nicht um einen europäischen, im 
Sinne von der EU unterstellten, Verband.297 In seinem offiziellen Internetauftritt 
bezeichnet sich das Eurokorps selbst als „eine Kraft für die Europäische Union und 
die Atlantische Allianz.“298 Die Teilnahme ist prinzipiell für alle EU- und Nato- 
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Mitglieder möglich und mittlerweile gehören ihm fünf Rahmennationen an 
(Deutschland, Frankreich, Spanien, Belgien und Luxemburg), welche auch den 
Großteil der Einsatzkräfte stellen.299 Zusätzlich sind Armeeteile der „beitragenden 
Staaten“ wie Finnland, Griechenland, Kanada, Österreich, Polen und die Türkei 
integriert sowie Verbindungsoffiziere Italiens, Großbritanniens und der Niederlande 
vertreten.300 In Summe besteht der größte Militärverband seiner Art aus über 50.000 
Soldaten, wird von einem multinationalen Stab geleitet, welcher von einem 
multinationalen Stabs- und Versorgungsbatallion unterstützt wird und gliedert sich 
wie folgt in fünf Großverbände:301 
 
 Deutsch-Französische Brigade mit 4.300 Mann als leicht gepanzerter 
Verband, 
 Belgische 1. Mechanisierte Division mit 10.500 Soldaten, 
 Deutsche 10. Panzerdivision mit 18.000 Mann, 
 Französische 1. Panzerdivision mit 12.500 Soldaten, 
 Spanische 21. mechanisierte Brigade mit 4.500 Mann sowie eine 
Panzerdivision mit 10.500 Soldaten, 
 Luxemburgisches Kontingent von 120 Mann. 
 
Sofern das Eurokorps im Auftrag der Nato eingesetzt wird, sind die Bedingungen 
streng reglementiert: Es bedarf einer gemeinsamen Entscheidung von Deutschland 
und Frankreich; der Einsatz darf ausschließlich zur Friedenserhaltung stattfinden; 
zum Ausdruck der europäischen Verteidigung darf das Korps nur als Ganzes und 
nicht aufgeteilt tätig werden.302 Die militärpolitischen Entscheidungen werden 
intergouvernemental über das „Gemeinsame Komitee“ getroffen, welches neben der 
Koordinierung auch für die Beziehungen zur Nato und internationalen Organisationen 
wie UNO oder OSZE zuständig ist.
303
 Der kommandierende General, welcher 
rotierend zwischen den beteiligten Nationen besetzt wird, ist dem Komitee 
verantwortlich und darf sonst keine nationalen Kompetenzen inne haben, er soll und 
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muss als „Europäer“ agieren.304 Bisher absolvierte das Eurokorps drei Einsätze 
inklusive temporärer Führungsaufgaben, diese jedoch unter Beteiligung der Nato, 
darunter im Rahmen der SFOR in Bosnien-Herzegowina, der KFOR im Kosovo und 
der ISAF in Afghanistan. Mit dem Vertrag von Straßburg, welchen die teilnehmenden 
Staaten am 22. November 2004 ratifizierten und welcher am 25. Februar 2009 in 
Kraft getreten ist, erhielt das Eurokorps eine eigene Rechtspersönlichkeit, die 
autonome Entscheidungsbefugnis über Personal und andere operationelle Güter im 
Sinne einer Geschäftsfähigkeit und nicht zuletzt bekräftigte man den europäischen 
Charakter des Kontingents inklusive der Einladung an alle EU-Staaten daran zu 
partizipieren.305 Es ist damit die einzige europäische Militärorganisation, welche in 
einem internationalen Vertrag geregelt ist. Demnächst wird auch Polen als 
Vollmitglied und Italien, Rumänien und die Vereinigten Staaten als beitragendes 
Mitglied im Eurokorps partizipieren.306 Vor allem Letzteres erscheint im Sinne der 
Nato-Kooperation zwar verständlich, wirft aber doch einige Fragen auf wenn man an 
den Aufbau des Eurokorps als europäische Streitkraft denkt. Im Zuge dessen wurde 
eine Anfrage per E-Mail an das Eurokorps Hauptquartier gestellt welche leider 
unbeantwortet blieb. Aufgrund oft divergierender nationaler Interessen unter den 
Teilnehmerstaaten bleibt „die Wirksamkeit des Eurokorps für die militärische Praxis 
begrenzt“, die politische Symbolkraft dagegen ist um ein Vielfaches höher 
einzuschätzen.307 Neben dem Eurokorps gibt es noch das Deutsch-Niederländische 
Korps als multinationalen Verband europäischer Staaten, da dieses jedoch direkt der 
Nato unterstellt ist, erfährt es hier keine nähere Behandlung. 
 
3.1.2 EU-EINGREIFTRUPPE UND HELSINKI HEADLINE GOAL 
 
Beim Europäischen Rat 1999 in Helsinki verabschiedeten die Staats- und 
Regierungschefs unter dem Namen Helsinki Headline Goal (HHG) ein Streitkräfteziel 
für die damalige ESVP. Auf freiwillig koordinierter Basis sollte bis 2003 eine 50.000 
bis 60.000 alle Waffengattungen umfassende Eingreiftruppe (RRF)308 aufgebaut 
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werden, welche binnen 60 Tagen zur Erfüllung der Petersberg-Aufgaben309 
mobilisiert werden kann, bereit ist einen Einsatz für mindestens ein Jahr aufrecht zu 
erhalten und in allen Bereichen selbstversorgend agiert.310 Ausschlaggebend waren 
unter anderem die Erkenntnisse aus den Kriegen in Bosnien und im Kosovo311, 
welche zeigten, dass Europa seine Militärbudgets und die strategische 
Unabhängigkeit gegenüber den USA ausbauen muss.312 Jedoch nicht, um über eine 
globale Interventionsarmee zu verfügen, sondern um der europäischen Diplomatie 
ein sicherheitspolitisches Rückgrat zu geben und deren Glaubwürdigkeit 
beziehungsweise Durchschlagskraft zu verstärken.313 Die Truppe sollte sich aber aus 
nationalen Kontingenten zusammensetzen und keine EU-integrierte Armee 
darstellen.314 Unabhängigkeit oder gar Konkurrenz zur Nato wurde mit diesem 
Vorhaben ebenfalls nie angestrebt, ganz im Gegenteil, die explizite Erwähnung, dass 
die EU-Eingreiftruppe der kollektiven Verteidigung der Nato nicht gegenübersteht, 
war eine „conditio sine qua non“ für die Zustimmung der neutralen sowie nicht-
bündnisgebundenen Staaten als auch zur Besänftigung der Nato selbst.315 Der 
potentielle Einsatzradius sollte bis zu 4.000 km um Brüssel herum liegen, was jedoch 
in einigen Ländern auf Differenzen stieß.316 So hatte das Nato-Mitglied Türkei starke 
Bedenken und forderte, dass „bei Einsätzen in geographischer Nähe zur Türkei und 
im Falle einer Beeinträchtigung der türkischen Sicherheitsinteressen Ankara in den 
Entscheidungsgremien der [G]ESVP nicht nur konsultiert [wird], sondern auch 
mitwirken [kann].“317 Diese Forderung stellte sich jedoch für die Europäische Union 
verständlicherweise als inakzeptabel dar, worauf die türkische Regierung einlenkte 
und sich mit der Zusicherung zufrieden gab, dass die Eingreiftruppe niemals gegen 
ein Nato-Mitglied eingesetzt werden dürfe.318 Daraufhin stieg Griechenland auf die 
Barrikaden und forderte wiederum von der Nato die Zusicherung, dass kein EU-
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Mitglied angegriffen werden dürfe, bevor man sich schließlich einigen konnte.319 
Trotzdem wurde die Helsinki Headline Goal im Jahr 2003 nicht erreicht, da kein 
Konsens über wesentliche Fragen des Truppentransportes und Unterstützung am 
Einsatzort unter den Mitgliedstaaten erreicht werden konnte.320 Im Zuge der HHG-
Revision 2003 verfolgte man daher einen neuen Ansatz, welcher als nächstes 
untersucht wird. Die geplante EU-Eingreiftruppe in ihrer ursprünglichen Form existiert 
jedoch bis heute nicht.321 
 
3.1.3 EU-BATTLEGROUPS UND MILITARY HEADLINE GOAL 
 
Mit dem Military Headline Goal 2010 (MHG) versuchte die Union im Jahr 2003 den 
Kern der gescheiterten HHG weiterzudenken und konzentrierte sich auf den Aufbau 
kleinerer, schnell verfügbarer Kampftruppen, welche als EU-Battlegroups bezeichnet 
werden, um die militärische Handlungsfähigkeit sicherzustellen.322 Der 
Strategiewechsel von einer bis zu 60.000 Mann starken, schwer ausgerüsteten 
Eingreiftruppe mit Luft- und Seeunterstützung hin zu kleinen, flexiblen und mobilen 
Gefechtsverbänden erschien in seiner Umsetzung realistischer. Die initiale Idee dazu 
kam von Frankreich und Großbritannien an ihrem bilateralen Gipfel in Le Touquet am 
4. Februar 2003, wurde ein Jahr später auch von Deutschland unterstützt und nach 
umfassender Prüfung durch das Politische- und Sicherheitspolitische Komitee sowie 
dem Militärausschuss schließlich vom Rat abgesegnet, bis 2007 sollten sechs bis 
zehn Battlegroups voll einsatzfähig sein.323 Primär, aber nicht ausschließlich, auf 
Basis eines UN-Mandats plante der Rat nach Beschluss innerhalb von zehn Tagen 
zwei Battlegroups á 1.500 Mann gleichzeitig für 120 Tage in Missionen einsetzen zu 
können.324 Der Aufstellungssprozess läuft dabei unter folgenden Zeitvorgaben ab: 
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An zentraler Stelle steht die Interoperabilität, im Sinne von einem funktionierenden 
Zusammenwirken verschiedener Waffengattungen, Verbänden und im EU-Kontext 
vor allem von Mitgliedstaaten. Auch wenn die MHG 2010 zum Beispiel eine 
Angleichung der Kommunikationsausrüstung vorsah, konnte man sich nicht auf ein 
einheitliches Training für multinationale Battlegroups einigen und begnügte sich 
damit, Interoperabilität auf nationaler Ebene zu trainieren.325 Aus militärischer Sicht 
erscheint dies insofern problematisch, da einheitliche Kommunikationsschemen á la 
Nato, ein paar Trainingseinheiten in englischer Sprache sowie ein bis zwei 
grenzüberschreitende Übungen pro Jahr nicht ausreichend sind, um ein 
harmonisches Zusammenwirken und die Interoperabilität unter Ländern mit 
verschiedener Ausrüstung, anderen Trainingsstandards und nahezu keiner 
gemeinsamen Übungspraxis zu gewährleisten. Angesichts eines potentiellen 
Kampfeinsatzes, wie in den Petersberg-Aufgaben festgelegt und der damit 
verbundenen Gefahr und dem Stresszustand einzelner Soldaten im Feld, eine äußert 
fahrlässige und effizienzmindernde Entscheidung der Mitgliedstaaten. 
 
Die politische Zielsetzung des Battlegroup-Konzeptes beinhaltet auch eine 
Transformation der nationalen Streitkräfte zur Befähigung internationale Krisen zu 
bewältigen sowie es der EU zu ermöglichen, unabhängig von der Nato eigenständige 
Operationen durchführen zu können - obwohl sich die Mitgliedstaaten im MHG zu 
konstanten „checks“ und „balances“ der Battlegroups verpflichtet hatten, blieb eine 
offizielle und transparente Evaluierung bis heute aus.326 Nationale Befindlichkeiten 
legten auch hier abermals Steine in den Weg. So hatte zum Beispiel Großbritannien 
unter der Labour-Regierung von Tony Blair zwar federführend an der Schaffung des 
Battlegroup-Konzepts mitgearbeitet, aber selbst aus dem eigenen Land hagelte es 
massive Kritik. Vor allem die britischen Konservativen mokierten sich über das 
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Vorhaben, da es sich ihrer Meinung nach um ein Duplikat der Nato Response 
Force327 handle und diese lediglich dupliziere.328 Geoffrey Van Orden, Sprecher der 
Conservative Party im Europaparlament, ging sogar noch weiter und kritisierte die 
gesamte GSVP als sinnlose Doppelstruktur zum transatlantischen Bündnis, welche 
keine neuen Vorteile bringe.329 Mit Ausnahme von Dänemark und Malta beteiligen 
sich alle EU-Staaten sowie die Kandidaten Türkei, Mazedonien, Kroatien, das EWR-
Mitglied Norwegen als auch die Ukraine an den Battlegroups. Die nationalen 
Beiträge schlüsseln sich dabei in zwei Verbände mit sechsmonatigem 
Rotationsprinzip auf, wie hier in der Planung von 2005 – 2014 veranschaulicht 
werden soll: 
 
I/2005 BG1: GB / BG2: FR 
II/2005 BG1: IT / BG2: keine 
I/2006 BG1: FR, DE / BG2: ES, IT, GR, PT 
II/2006 BG1: FR, DE, BE / BG2: keine 
I/2007 BG1: DE, NL, FN / BG2: FR, BE 
II/2007 BG1: IT, HU, SL / BG2: GR, BG, RO, CY  
I/2008 BG1: SE, FN, N, EST, IR / BG2: ES, DE, PT, FR  
II/2008 BG1: DE, FR, BE, LUX, ES / BG2: GB 
I/2009 BG1: IT, ES, PT, GR / BG2: GR, BG, RO, CY 
II/2009 BG1: CZ, SK / BG2: FR, BE, LUX 
I/2010 BG1: PL, DE, SK, LIT, LV / BG2: GB, NL 
II/2010 BG1: IT, RO, TRK / BG2: ES, FR, PT 
I/2011 
BG1: NL, DE, FN, AT, LIT / BG2: SE,FN,N, EST, 
IR 
II/2011 
BG1: GR, BG, RO, CY, UKR / BG2: PT, ES, FR, 
IT 
I/2012 BG1: FR, DE, NL / BG2: nicht komplett 
II/2012 BG1: IT, SL, HU / BG2: DE, AT, CZ, HR, FYROM 
I/2013 BG1: PL, DE, FR / BG2: nicht komplett 
II/2013 BG1: GB, SE / BG2: nicht komplett 
I/2014 BG1: GR, BG, RO, CY / BG2: nicht komplett 
Abbildung 10 
 
Daraus ergibt sich folgende Teilnahmehäufigkeit nach Ländern geordnet, welche 
grundsätzlich im Vergleich zur Landesgröße unter den EU-Staaten als ausgewogen 
erscheint, aber doch auch Besonderheiten aufweist: Frankreich 11 / Deutschland 10 / 
Italien 7 / Spanien 6 / Griechenland 5 / Portugal 5 / Rumänien 5 / Belgien 4 / 
Bulgarien 4 / Großbritannien 4 / Niederlande 4 / Zypern 4 / Finnland 3 / Schweden 3 / 
Estland 2 / Litauen 2 / Luxemburg 2 / Irland 2 / Österreich 2 / Polen 2 / Slowakei 2 / 
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Slowenien 2 / Tschechische Republik 2 / Ungarn 2 / Lettland 1 sowie die Nicht-EU-
Staaten: Norwegen 2 / FYROM 1 / Kroatien 1 / Türkei 1 / Ukraine 1 
 
Dabei sticht heraus, dass die größeren EU-Staaten Großbritannien und Polen trotz 
ihrer Landesgröße und Militärmacht eher in geringerem Maße Kontingente zur 
Verfügung stellen. Vor allem bei ersterem paradox, da Großbritannien in Kooperation 
mit Frankreich das Battlegroup-Konzept federführend vorgeschlagen hat. Portugal 
und Zypern liegen bei den Militärausgaben gemessen am Bruttoinlandsprodukt unter 
dem europäischen Durchschnitt, sind in den Battlegroups dafür aber 
überdurchschnittlich aktiv. Dänemark resigniert trotz überdurchschnittlichen 
Militärbudgets komplett, ist jedoch in der Nato äußerst aktiv und stellt sogar mit 
Anders Fogh Rasmussen seit 2009 deren Generalsekretär. Bei Malta erscheint die 
nicht vorhandene Beteiligung angesichts der Länderwerte wie Größe, Budget und 
Einwohnern noch eher verständlich, wobei dieses Argument auch auf Luxemburg 
zutreffen würde, das sich immerhin bisher zweimal beteiligte und auch im 
Eurokorps330 aktiv ist. Wie sich ein EU-Battlegroup strukturiert, welche Elemente 
dabei auf Abruf (Standby) verfügbar sind und welche erst im Einsatzfall mobilisiert 
werden, wird im Folgenden illustriert: 
 
Core-Battlegroup (im Standby) 
(Force-)Headquarter 
einschließlich Gefechtsstandunterstützung und Führungs- und Informationssystem 
Sowie eine Auswahl aus den Fähigkeiten 
Infanteriebataillon 
 Gefechtsstand 
 Stabs- und 
Versorgungskompani
e 







 Führungs- und 
Informationssystem 
Einsatzunterstützung 








Strategische und operative Enabler (nicht im Standby) 
Auswahl aus den Fähigkeiten 
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kräfte            
Abhängig von der Charakteristik der jeweiligen Mission 
Abbildung 11 
 
Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass das Battlegroup-Konzept in seiner 
Umsetzung das bisher erfolgreichste der GSVP-Geschichte darstellt, wenn es auch 
noch einige Defizite aufweist. Aufgrund ihres geringen Umfangs sind selbst die BG’s 
nicht in der Lage das gesamte Spektrum der Petersberg-Aufgaben zu erfüllen, 
zusätzlich divergieren sie in ihrer Stärke je nach Länderzusammensetzung, sodass 
im Ernstfall ein Rückgriff auf die Strukturen der stärksten Länder wie Deutschland, 
Frankreich oder Großbritannien als unvermeidlich angesehen werden kann.331 
Demokratiepolitisch wichtig ist die Rücksichtnahme auf nationale 
Verfassungsprozesse, in militärischer Hinsicht ist dieser Umstand jedoch insofern 
problematisch, da zum Beispiel ein nationales Parlament einen Mission, welche 
rasch aufgestellt sein sollte massiv verzögern oder komplett blockieren kann.332 Vom 
politischen Gesichtspunkt stellen die Battlegroups einen Erfolg dar, auf dem sich 
aufbauen lässt, militärisch sind die Einsatzmöglichkeiten aber eingeschränkt und 
erfüllen somit auch nicht die primärrechtlichen Verpflichtungen der EU-Staaten über 
die GSVP-Bereiche im Lissabon-Vertrag. Bis dato konnten sich die Einsatzkräfte 
lediglich in militärischen Übungen beweisen, zu einer echten Mission kam es noch 
nicht. Wobei es nicht an der Notwendigkeit, sondern vielmehr am politischen Willen 
mangelte. Zum Schutz und zur Evakuierung europäischer Bürgerinnen und Bürger 
wurde zum Beispiel eine Mobilisierung im Libyen-Krieg angedacht und erste 
Einsatzplanungen durchgeführt.333 Letztendlich gab der Ministerrat aber kein grünes 
Licht, da sich die UNO gegen den Einsatz militärischer Kräfte für humanitäre Zwecke 
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ausgesprochen hat.334 Die Mission wäre insofern brisant gewesen, als auch 
(neutrale) österreichische Truppen an der im Zeitraum betroffenen Battlegroup 
beteiligt waren. Erst kürzlich schlug der österreichische Verteidigungsminister Norbert 
Darabos mit seinen ungarischen und bulgarischen Amtskollegen einen BG-Einsatz 
zur Ablösung der EUFOR/Althea-Mission in Bosnien vor,335 ob die Kräfte dort 
erstmals in der Praxis zum Einsatz kommen wird sich erst zeigen. Es gilt jedoch als 
unwahrscheinlich, da sich bereits die ersten Probleme auftun. Die EU-Staaten 
zögern mittlerweile weitere Verbände für die Battlegroups zur Verfügung zu stellen, 
da ein Engagement zusätzlich Millionen kostet – Schweden müsste dafür zum 
Beispiel eigens Soldaten anwerben – und für das eben begonnene Rotationshalbjahr 
ist eine BG-Besetzung noch immer vakant.336 Der Ministerrat hat daher beschlossen 
das System zu reformieren, wobei ein Jahresrotationsprinzip eingeführt werden soll 
und die Herabsetzung der Einsatzfähigkeit geplant ist – nur mehr das erste BG-
Kontingent müsste innerhalb von fünf Tagen aktiv werden, das zweite erst in dreißig 
Tagen.337 Aufgrund der bisherigen Analyse kann jedoch behauptet werden, dass die 
Battlegroups am ehesten dem Anspruch eines EU-Verbandes gerecht werden und es 
den Mitgliedstaaten bei allen Mängeln letztendlich gelungen ist ein rasch verfügbares 
Krisenreaktionskontingent aufzubauen. 
 
3.1.4 WEITERE MILITÄRISCHE ELEMENTE 
 
Neben den behandelten gibt es in Europa noch weitere kleinere Zusammenschlüsse 
militärischer Strukturen, welche nicht direkt der Nato unterstellt sind und auch 
Synergien für die GSVP mit sich bringen. Darunter fällt in den wichtigen Bereich der 
Luftstreitkräfte die European Air Group (EAG), welche Verbesserungen der 
Interoperabilität und Zusammenarbeit unter den Teilnehmerstaaten zum Ziel hat. Das 
Hauptquartier der sieben Teilnehmerstaaten (Belgien, Frankreich, Deutschland, 
Italien, Niederlande, Spanien, Großbritannien) befindet sich im englischen High 
Wycombe und mittels gemeinsamer Übungen und einer eigens eingerichteten 
Arbeitsgruppe versucht man koordinierte Standards einzuführen und die 
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Operationsfähigkeit für alle zu stärken.338 Konkrete Erfolge dabei waren unter 
anderem die Standardisierung von Hubschrauber-Betankungsverfahren in 
Einsatzgebieten339 sowie die Schaffung einer Datenbank von 
Überwachungsdrohnen- (UAV) und Aufklärungsflügen.340 Aus ihr ging auch 2007 das 
Movement Coordination Centre Europe (MCCE) hervor, welches mehrere 
Kooperationsstrukturen zur gemeinsamen Nutzung von Transportkapazitäten zu 
Land, See und in der Luft vereinte.341 Insofern eine wichtige Einrichtung, da gerade 
dieser Bereich eine der großen Schwachstellen und auch Hindernisse in der GSVP 
darstellt. Unter den Namen EUROFOR und EUROMARFOR schufen die 
Mittelmeerstaaten Frankreich, Italien, Portugal und Spanien im Jahr 1995 zwei 
weitere multinationale Verbände, welche vereinte Land- beziehungsweise 
Seestreitkräfte bilden und anfangs im Rahmen der WEU zwecks Erfüllung der 
Petersberg-Aufgaben zur Verfügung standen.342 Sie konstituieren sich auf Basis 
loser Kommandostrukturen und stehen gleichermaßen der Nato zur Verfügung, 
obwohl die EUROFOR mittlerweile auch als EU-Battlegroup eingesetzt wird.343 Vor 
allem für den zivil-militärischen Ansatz ist die teils militärpolizeiliche European 
Gendarmerie Force (EGF) essentiell, was sie bereits in einigen Missionen unter 
Beweis stellen konnte. Gegründet von Frankreich, Italien, Holland, Portugal und 
Spanien hat sie ihren Sitz in Vicenza und dient der Erfüllung folgenden 
Aufgabenspektrums bei EU-Einsätzen: Sicherstellung der öffentlichen Ordnung, 
Bekämpfung des organisierten Verbrechens, Beratung sowie Training lokaler 
Polizeikräfte und polizeilicher Schutz militärischer Tätigkeiten bei Operationen.344 Im 
Jahr 2008 hatte sich die ambitionierte französische Ratspräsidentschaft unter 
anderem die Schaffung gemeinsamer EU-Lufttransporter sowie eines 
Flugzeugträgerverbandes vorgenommen.345 Über die Planungsphase kam man aber 
bis heute mangels Bereitschaft der Mitgliedstaaten noch nicht hinaus. 
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3.1.5 MILEX UND CME ÜBUNGEN 
 
Durch die vorhin genannten Probleme im Aufbau eigener Verteidigungskapazitäten 
der Europäischen Union setzt man zusätzlich auf die Verbesserung der 
gemeinsamen Einsatzfähigkeit existierender militärischer Strukturen von 
Mitgliedstaaten. Dabei greifen die nationalen Armeen nicht nur auf gemeinsame 
Standards in einfachen Fragen zurück, wie zum Beispiel einem Funkalphabet, 
welches europaweit auch von neutralen Staaten wie Österreich von der Nato 
übernommen wurde. Viel essentieller für den realen Einsatz ist aber die regelmäßige 
Praxis in Form multilateraler, europäischer Übungen, um Erfahrungswerte sowie 
gegenseitiges Vertrauen und Kenntnis der Verbündeten aufzubauen. Im Zuge 
dessen hat der Rat der Europäischen Union im Winter 2005 das MILEX-Konzept 
(Military Exercise) für die (G)ESVP etabliert, welches auf fiktiven Krisenszenarien 
basiert und auf „militärische Kernaspekte“ ausgerichtet ist.346 Die eigenständige, 
fiktive EU-Operation wird dabei von einem OHQ und einem FHQ in jeweils 
unterschiedlichen Ländern geleitet und vom EUMC, EUMS nach Vorgabe des PSK 
koordiniert, somit sind auch alle EU-Kommandostrukturen in den Übungsprozess 
integriert.347 Generell werden dabei Aspekte der Petersberg-Aufgaben trainiert, wie 
zum Beispiel die Beendigung eines Bürgerkriegs zwischen ethnischen Gruppen in 
Afrika.348 Bis heute wurden bereits fünf MILEX Übungen in jährlichen Abständen 
erfolgreich absolviert.349 Seit 2002 existiert ebenfalls das CME-Konzept (Crisis 
Management Exercise) für die (G)ESVP, welches seinen Schwerpunkt anders als 




Wegen der geschaffenen EU-GSVP Strukturen sahen sich die nationalen und 
supranationalen Behörden auch mit juristischen Herausforderungen betreffend 
Rechtsstellung des Militärpersonals konfrontiert. Anders als zivile Kräfte unterliegen 
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Soldaten besonderen zivil-, sozial- und strafrechtlichen Normen, welche einer 
einheitlichen Grundlage für Mitarbeiter der neuen GSVP-Gremien bedurften. Durch 
den zivil-militärischen Ansatz und die zivil-militärische Verflechtung in 
Krisenbewältigungsprozessen werden im europäischen Truppenstatut, aber auch 
Bestimmungen für Zivilpersonal und Familienangehörige geregelt.351 Mit der 2003 
geschaffenen Norm wird dem unterstellten Personal unter anderem das Recht 
eingeräumt nationale Militärführerscheine anzuerkennen, Medizinische 
Heeresdienste in Anspruch zu nehmen, die nationale Uniform im Empfängerstaat des 
Behördenstandorts zu tragen, Waffen zu führen oder gerichtliche Immunität bei 
Dienstausübungen zu genießen – weiters werden Schadenersatzansprüche und 
militärische Strafbestimmungen geregelt.352 Kritikpunkt des Statuts ist seine 
beschränkte Gültigkeit auf im EU-Gemeinschaftsgebiet befindliche GSVP-
Einrichtungen und Übungen, für Aktivitäten außerhalb des Hoheitsgebiets bedarf es 
gesonderter, individueller Vereinbarungen mit den betreffenden Drittländern.353 Da 
die Petersberg-Aufgaben größtenteils auf Operationen außerhalb des EU-
Territoriums abzielen, wäre eine ausgearbeitete EU-Regelung die vom Drittstaat bei 
Bedarf ratifiziert werden kann wünschenswert, um rasch agieren zu können und 
Verhandlungen über detaillierte Rechtsfragen einzelner Soldaten nicht den gesamten 
Einsatz verzögern zu lassen. Außerdem sollten einheitliche soziale Standards bei 
Todesfall, Invalidität und damit verbundene  Unterstützung der Familienangehörigen 
oder ähnliches im Sinne des Gleichheitsgrundsatzes für Einsatzkräfte bei eigenen 
EU-Operationen allgemeine und umfassende Gültigkeit besitzen. Hier wird nach wie 
vor nationales Recht angewandt, die Truppenteile daher bei gleichem 
Bedrohungsszenario und unter europäisiertem Kommando unterschiedlich schlecht 
oder gut behandelt. 
 
3.2 FINANZIERUNG DER GSVP 
 
Die GSVP wird der Budgetlinie der GASP im Unionshaushalt zugeordnet, welche 
wiederum zur Rubrik vier, „Die EU als globaler Akteur“, gehört. Eine eigene 
Kategorisierung und Aufschlüsselung der Ausgaben exklusiv für GSVP-Segmente ist 
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aus den offiziellen Finanzberichten heraus nicht möglich. Für den aktuell gültigen, 





Anteil in % 
von der 
Rubrik 4  
Gesamthaushalt 
Rubrik 4  
(Mil. €) 
Finanzrahmen 
2007 – 2013 






2007 156 2,4 6.500 6.578 121,3 
2008 286,7 3,9 7.352,9 7.002 130,9 
2009 314 4,03 7.788 7.440 112,11 
2010 251,3 3,42 7.340 7.893 120,49 
2011 282 3,9 7.200 8.430 126,5 
2012 363,21 4 6.900 8.997 129,1 





Es lässt sich erkennen, dass die GASP-Mittel mit einem konstanten 
Finanzierungsvolumen im vier-prozentigen Bereich vergleichsweise gering ausfallen. 
Die größten Anteile in der Rubrik vier sind den Bereichen Heranführungshilfe, 
Nachbarschaftspolitik, Entwicklungszusammenarbeit oder humanitäre Hilfe 
zugeordnet.355 Durch die Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes im 
Kontext des Lissabon-Vertrages wurden die GASP-Mittel zwar aufgestockt, folgt man 
dem Konzept, ein Budget sei eine in Zahlen gegossene Politik, muss aber festgestellt 
werden, dass der GASP/GSVP nicht jene Bedeutung zukommt, die sie eigentlich 
verdienen würde. Die größten Kostenstellen im GASP Budget selbst fallen wiederum 
in die zivile Krisenbewältigung im Rahmen von EU-Missionen an, wobei es dem 
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Gemeinschaftshaushalt grundsätzlich nicht gestattet ist die militärische Dimension 
der GSVP zu finanzieren.356 Artikel 41(2) des Lissabon-Vertrags normiert, dass 
„Ausgaben aufgrund von Maßnahmen mit militärischen oder verteidigungspolitischen 
Bezügen“ nicht zulasten des Haushalts der Union gehen dürfen und nach einem 
Bruttosozialprodukt-Schlüssel von den Mitgliedstaaten finanziert werden müssen – 
der Rat hat jedoch das Recht mittels einstimmigem Beschluss sich für andere 
Finanzierungsmodalitäten zu entscheiden.357 Dieser Aufteilungsschlüssel wird als 
Athena-Mechanismus bezeichnet und geht auf einen Ratsbeschluss von 2004 
zurück, welcher 2008 adaptiert wurde.358 Er ist mit der erforderlichen Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit ausgestattet und dient vorrangig für „klassische Militäreinsätze“ 
oder „Einsätze, die der Rat zur Unterstützung eines Drittstaats oder einer 
Drittorganisation beschließt.“359 Die Administration und Exekutivbefugnisse des 
Athena-Budgets übernimmt dabei ein Verwalter, welcher vom Generalsekretär des 
Rates ernannt wird und dessen Pläne von einem Sonderausschuss in 
Zusammensetzung je eines Vertreters der teilnehmenden Staaten abgesegnet 
werden müssen.360 Selbst wenn ein Mitgliedstaat einer potentiellen Mission 
ablehnend gegenübersteht, geben die Konsensnormen des Lissabon-Vertrages und 
das System des Athena Mechanismus nur geringen Spielraum eine gemeinsame 
Aktion gänzlich zu blockieren.361 Mit Ausnahme von Dänemark, welches sich nicht an 
der GSVP beteiligt, sind alle Mitgliedstaaten Teil davon.362 Da Finanzierungsfragen 
oft kritische Prozesse darstellen und entsprechend Zeit konsumieren, führte der 
Lissabon-Vertrag zwei weitere Instrumente ein, um dringend nötige Operationen 
nicht zu verzögern. So kann der Rat besondere Verfahren beschließen, welche einen 
Zugriff auf Unionsbudget „zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung, Stärkung der 
internationalen Sicherheit und im erweiterten Spektrum der Petersberg-Aufgaben“ 
zulassen – dabei ist eine vorherige Anhörung des Europaparlaments als 
Haushaltsbehörde nötig.
363
 Zusätzlich finanzieren die Mitgliedstaaten einen 
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Abschubfonds, welcher für Tätigkeiten nach Artikel 42(1) sowie Artikel 43 zur 
Verfügung steht, die nicht zulasten des Haushalts der Union gehen.364 Alle 
Verwaltungsausgaben, die in Zusammenhang mit der GSVP stehen, werden direkt 
aus dem Haushalt der Union bereitgestellt. 
 
3.3 EUROPÄISCHE RÜSTUNGSPOLITIK UND -INDUSTRIE 
 
Die praktische Umsetzung einer erfolgreichen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
bedarf auch einer koordinierten rüstungspolitischen Zielsetzung und eines 
Verteidigungsmarktes, um die Einsatzkräfte mit modernem Gerät auszustatten, 
Forschung voranzutreiben, die nebenbei bemerkt auch zahlreiche Fortschritte für den 
zivilen Sektor bringt, sowie um Synergien zu bündeln und damit letztendlich Kosten 
zu sparen. Der globale Wettbewerb in diesem Sektor ist hart und wenn die 
Europäische Union ihre Interessen weltweit durchsetzen möchte und die GSVP nach 
außen hin auch ernst genommen werden soll, dann darf auch dieser 
Wirtschaftszweig nicht vernachlässigt werden. Es geht dabei weniger um Fragen der 
Militarisierung als um interessenspolitische Durchsetzungsfähigkeit oder den Schutz 
europäischer Bürgerinnen und Bürger im Einsatzgebiet durch hochwertiges, 
modernes Gerät. Mit der durch den Lissabon-Vertrag geschaffenen 
Verteidigungsagentur365 ist man einen Schritt in die richtige Richtung gegangen, aber 
wie steht es um den europäischen Verteidigungsmarkt wirklich? Werfen wir zuerst 
einen Blick auf die Verteidigungsausgaben in Europa: 
 
Land  
(geordnet nach Ausgabenhöhe) 
Verteidigungsbudget  
in Mil. $ (2010) 
% Anteil des Bruttoinlandsprodukts 
Frankreich 61,285 2,32 
Großbritannien 57,424 2,32 
Deutschland 46,848 1,27 
Italien 38,303 1,44 
Spanien 25,507 1,16 
Niederlande 11,604 1,43 
Polen 10,800 1,66 
Griechenland 10,398 3,30 
Schweden 5,500 1,23 
Belgien 4,440 1,24 
Dänemark 4,330 1,32 
Finnland 4,051 1,32 
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Österreich 3,650 0,94 
Portugal 3,825 1,53 
Tschechische Republik 2,529 1,44 
Rumänien 2,164 1,24 
Irland 1,354 0,58 
Ungarn 1,323 1,22 
Slowakei 1,010 1,53 
Slowenien 0,788 1,48 
Bulgarien 0,698 2,34 
Zypern 0,550 1,78 
Litauen 0,427 1,12 
Estland 0,336 1,85 
Luxemburg 0,301 0,53 
Lettland 0,268 1,60 
Malta 0,051 0,50 
Abbildung 13 
 
Frankreich und Großbritannien nehmen in finanzieller Hinsicht die gewichtigste Rolle 
ein und kommen zusammen für 39% des europäischen Verteidigungsetats auf, 
stellen 50% der militärischen Kapazitäten und finanzieren 70% der militärischen 
Forschung und Entwicklung.366 Zählt man das Verteidigungsbudget aller 27 EU-
Staaten zusammen erreicht man für das Jahr 2010 einen Gesamtbetrag von 299,768 
Milliarden US-Dollar, was 1,63% des Bruttoinlandsprodukts der Europäischen Union 
ausmacht. Die militärischen Ausgaben der Vereinigten Staaten belaufen sich im 
Vergleichszeitraum auf 698,1 Milliarden US-Dollar und damit 4,5% des 
amerikanischen Bruttoinlandsprodukts.367 Europa erreicht damit fast die Hälfte der 
Ausgaben des transatlantischen Partners, aber laut Einschätzung von Experten nur 
zwischen zehn und 20 Prozent der Effizienz.
368
 Doppelgleisigkeiten, 
Verwaltungsausgaben, keine einheitlichen Standards und wettbewerbstechnischer 
Protektionismus im Rüstungssektor sind die Hauptursachen dafür. So kommen laut 
Schätzungen dem einzelnen Soldaten in Europa rund 33.500 US-Dollar und in 
Amerika knapp 122.000 US-Dollar zugute.369 Nicht zuletzt angesichts massiven 
Spardrucks auf die Staatshaushalte würde eine stärkere Europäisierung in diesem 
Bereich enormes Einsparungspotential bei gleichzeitiger Effizienzsteigerung mit sich 
bringen. Gleichzeitig gingen im Zuge der globalen Finanzkrise die nationalen 
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Militärausgaben der EU-Staaten zurück, während weltweit die Ausgaben steigen.370 
Europa läuft durch die aktuelle Politik dadurch Gefahr den Anschluss zu verlieren 
und seine hehren GSVP-Ambitionen noch schwieriger als bis jetzt erfüllen zu 
können. Bis auf wenige zwischenstaatliche Kooperationsprojekte wie den Euro-
Fighter gibt es auf europäischer Ebene noch immer keine gemeinsame 
Rüstungsindustrie - der renommierte Deutsche CDU-Europaabgeordnete Elmar Brok 
schreibt „so hat die EU nicht einmal gemeinsame Funkgeräte […] Nur wenn die EU 
eine europäische Rüstungsindustrie hätte, könnte man die spill-over Effekte 
nutzen.“371 Es stellen sich auch Fragen der Souveränität, denn ohne eigene 
Kapazitäten begibt man sich in Abhängigkeit von anderen und wird immer nur die 
zweite Wahl an Technologie bekommen.372 
 
Seit den 90er Jahren drängen verstärkt US-Rüstungsunternehmen auf den 
europäischen Markt, was hiesige Konzerne teilweise dazu brachte sich 
zusammenzuschließen um ihre Wettbewerbsposition zu stärken - die führenden 
Unternehmen gründeten daher 2004 die AeroSpace and Defence Industries 
Assocation (ASD), um die rüstungspolitische Integration in Europa voranzutreiben, 
welche als Vertreter von 30 Wirtschaftsverbänden und 800 Unternehmen 
Hauptansprechpartner für die Europäische Kommission und die 
Verteidigungsagentur ist.373 Von privatwirtschaftlicher Seite besteht daher durchaus 
der Wunsch an die Politik protektionistische Schranken am Verteidigungsmarkt 
abzubauen, wenn auch vermutlich mehr zum eigenen ökonomischen Vorteil als aus 
sicherheitspolitischen Gründen. Die größten Fortschritte wurden im Bereich der Luft- 
und Raumfahrt durch die Fusion der deutschen Dasa, der französischen Aérospatiale 
und der spanischen Construcciónes Aeronauticas zur European Aeronautic Defence 
and Space Company (EADS) und der englischen Unternehmen British Aerospace 
und GEC-Marconi zur BAe Systems erzielt, klassische Rüstungsbereiche wie 
Infanteriewaffen-, Schiff- oder Panzerproduktion sind hingegen nach wie vor stark 
national organisiert.374 Das Ungleichgewicht zur Produktion in den USA konnte damit 
aber bei weitem nicht überwunden werden. Während viele europäische Streitkräfte 
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Güter aus Übersee verwenden, haben es europäische Unternehmen am US-Markt 
schwer, da die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten im Bereich der nationalen 
Sicherheit oberstes Credo ist.375 Letztendlich geht es auf beiden Seiten aber nicht 
nur um Sicherheitspolitik und Wirtschaft, sondern auch um Sozialpolitik im Sinne 
zehntausender Arbeitsplätze. Europaweit wird die Zahl der in der Rüstungspolitik 
direkt und indirekt über Zulieferbetriebe Beschäftigten auf bis zu 1,64 Millionen 
Menschen geschätzt,376 in den Vereinigten Staaten auf 5,7 Millionen.377 Der Leiter 
des Themenbereichs Wirtschaft der österreichischen Bundesheerreformkommission, 
Brigadier Harald Pöcher, schrieb dazu „Europa als ehemaliger Beherrscher der Welt 
hinkt den Errungenschaften der Rüstungsindustrie der USA hinterher und kann nur 
dann wieder an die führende Stelle der USA aufschließen, wenn die einzelnen 
Nationalstaaten bereit sind, all ihre technologischen Entwicklungen im 
Rüstungsbereich zu teilen und ohne Rücksicht auf eigene Vorteile den europäischen 
Rüstungsmarkt ohne Wenn und Aber einzurichten.“378 Trotz Globalisierung sind nicht 
nur in Europa, sondern weltweit die Verteidigungsmärkte stark protektioniert, was zu 
Monopolstellungen führt und letztendlich auch die hohen Preise von Rüstungsgütern 
und große Gewinnspannen erklärt.379 Betrachtet man den europäischen 
Rüstungsmarkt unabhängig von den Vereinigten Staaten und klammert 
Doppelstrukturen oder fehlende Synergien mangels Europäisierung aus sieht man, 
dass dieser zahlenmäßig aber nicht zu unterschätzen ist. Die Verteidigungsausgaben 
der EU-27 übertreffen die direkt nachfolgenden Militärmächte China, Russland, 
Japan, Saudi Arabien, Indien und Südkorea und in den Bereichen Militärjets, 
Kampfhubschraubern, Artilleriesystemen, Panzern sowie Lenkraketen nimmt Europa 
eine Führungsrolle ein – ein erfolgreicher Abschluss des Sattelitenprogramms Galileo 
oder des Ariane-Raketenprogramms würden diese noch verstärken.380 
 
Wie aber müsste im konkreten eine Vergemeinschaftung des Rüstungssektors 
vonstattengehen, welcher nach Artikel 346 des AEUV als einziger Wirtschaftszweig 
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vom Binnenmarkt ausgenommen ist? Laut der Europäischen Kommission währen 
davon folgende Bereiche betroffen:381 
 
 Nachfrage nach Rüstungsgütern: Harmonisierung von Planung und 
Beschaffung, 
 Angebot an Rüstungsgütern: Konsolidierung der Rüstungsindustrie durch die 
Betriebe, 
 Markt für Rüstungsgüter: Regelungsrahmen für internen und Export-Bereich, 
 Forschung: Stärkere Förderung und bessere Vernetzung mit Zivilsektor. 
 
Im Grünbuch der Kommission von 2004 über die Beschaffung von 
Verteidigungsgütern382 werden die Mitgliedstaaten daher aufgefordert folgende 
Maßnahmen voranzutreiben:383 
 
 Erstellung eines Leitfadens für die Normung: Verbesserung der Kompatibilität 
nationaler Rüstungsgüter, 
 Beobachtung der auf dem Rüstungssektor tätigen Industriezweige: 
Leistungsmessung und bessere Kenntnis der Marktbedingungen, 
 Vereinfachung der Verfahren bezüglich innergemeinschaftlicher Verbringung: 
Verwaltungsvereinfachung bei gleichzeitiger Kontrolle von Rüstungsexporten 
im Binnenmarkt, 
 Auf die Bedürfnisse des militärischen Bereichs abgestimmte 
Wettbewerbspolitik: Förderung von Innovation, Verhinderung von 
Kartellbildung und Wettbewerbsverzerrungen trotz legitimer staatlicher 
Beihilfen im Rüstungssektor, 
 Beschaffung von militärischem Gerät: Öffnung des Binnenmarktes, 
 Kontrolle der Ausfuhr von Gütern und Technologien für zivile und militärische 
Zwecke: Exportkontrollen dürfen die Wettbewerbsfähigkeit nicht 
beeinträchtigen, 
 Konsistenz im Bereich der zukunftsorientierten Forschung: Erstellung einer 
Agenda für Sicherheitsforschung, 
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 Öffnung anderer Märkte im Außenhandel: Im spezifischen der USA. 
 
Seitdem ist jedoch bis heute nur ein Punkt wirklich umgesetzt worden. Auf Initiative 
der französischen Ratspräsidentschaft 2008 einigte man sich auf eine gemeinsame 
Richtlinie zu öffentlichen Aufträgen im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich.384 
Dadurch werden EU-Verfahren implementiert, die bei der Beschaffung von 
militärischen Gütern Lieferanten aus ganz Europa berücksichtigen, sofern ein Wert 
von mindestens 412.000 Euro bei Liefer- und Dienstleistungsverträgen und von 5,15 
Millionen Euro für Werkverträge erreicht wird – Aufträge zu Aufklärungszwecken und 
Verträge mit Drittländern sind jedoch ausgenommen.385 Am 13. Juli 2009 wurde die 
Richtlinie vom Europäischen Parlament und vom Rat unterzeichnet und innerhalb 
von zwei Jahren von den Mitgliedstaaten umgesetzt,386 daher liegen zum jetzigen 
Zeitpunkt kaum Daten für eine praktische Beurteilung vor. Primärrechtlich ist die 
Regelung insofern gedeckt, als Artikel 346 AEUV den Mitgliedstaaten die 
Entscheidung über die Wahrung ihrer Sicherheitsinteressen „soweit sie die 
Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmaterial sowie den Handel damit 
betreffen“ freistellt.387  
 
Wie im Folgenden ersichtlich ist vor allem die Nichtberücksichtigung des Exports 
militärischer Güter kritisch zu bewerten, da die Bekenntnisse der europäischen 
Rüstungspolitik oft in krassem Widerspruch zum faktischen Handeln europäischer 
Staaten stehen. Bereits 1998 verabschiedete man auf EU-Ebene einen 
Verhaltenskodex für den Rüstungsexport, welcher 2008 durch den Rat erneuert 
wurde und unter anderen folgende Kriterien beinhaltet: Achtung der Menschenrechte 
und des humanitären Völkerrechts durch das Endbestimmungsland; 
Aufrechterhaltung von Frieden, Sicherheit und Stabilität in einer Region; 
Vereinbarkeit der Ausfuhr von Militärtechnologie oder Militärgütern mit der 
technischen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Empfängerlandes.388 Der 
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Verhaltenskodex ist jedoch juristisch nicht bindend und nicht einmal alle Länder der 
EU unterziehen sich der Verpflichtung zur jährlichen Veröffentlichung ihrer 
Exportzahlen im EU-Rüstungsexportbericht, darunter Belgien, Großbritannien, Italien 
und Schweden.389 Dass der Kodex und andere Abrüstungsbekundungen in der 
Realität oft ignoriert werden, zeigt folgende Tabelle:390 
 
Importeure Exporteure 
 EU USA Russland China 
Irak 131 63 68 0 
Iran 10 0 3437 840 
Israel 1121 5503 0 0 
Saudi A. 3274 5253 0 0 
Syrien 0 0 512 0 
GKR
391
 1783 1499 94 89 
Gesamt 11838 15538 4421 929 
Abbildung 14 
 
Die Unionsländer sind dabei im Fall des Irak und den Staaten des 
Golfkooperationsrates Exportspitzenreiter, wobei betont sei, dass in der Statistik 
Kleinwaffen ausgenommen sind und in beiden Fällen auch nicht realpolitisch mittels 
Verbundenheit, Allianz oder Machtkalkül argumentiert werden kann. Denkt man 
neben den sich selbst gegebenen Auflagen noch an Fälle wie Muammar al-Gaddafi 
und den Lybien-Konflikt oder die Rücktrittscausa des ehemaligen deutschen 
Bundespräsidenten Horst Köhler, welcher sagte, dass am Hindukusch wirtschaftliche 
Interessen verteidigt werden, dann muss sich Europa den Vorwurf gefallen lassen mit 
zweierlei Maß zu messen. Ein mehr an Ehrlichkeit und Selbstkritik würde daher auch 
den europäischen Staaten nicht schaden und einer Europäisierung des 
Rüstungssektors entgegenkommen. Mittelfristig wird sich der Rüstungsbereich aber 
nicht nur europäisieren, sondern aufgrund geänderter Bedrohungsszenarien wie 
asymmetrische Kampfführung oder Cyberwar auch umstrukturieren müssen. Gerade 
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bei zweiterem verfügt Europa mit privatwirtschaftlich organisierten Klein- und 
Mittelbetrieben über viel Expertise, in denen sich amerikanische und chinesische 
Firmen bereits einkaufen392 – die EU sollte auch hier aktiver werden, wenn sie nicht 
vor vollendete Tatsachen gestellt werden will. Abschließend ist zu sagen, dass trotz 
vieler Bekenntnisse und mancher Initiativen die heutige Rüstungspolitik am 
gesamten Kontinent noch nicht als europäisch bezeichnet werden kann. Trotz der 
Ambitionen eine stärkere Rolle in internationalen Krisen und Konflikten 
einzunehmen, prägen nationale Egoismen sowie wirtschaftliche Interessen die 
Entscheidungen, die Effizienz der GSVP leidet darunter und für den europäischen 
Steuerzahler handelt es sich um eine Verschwendung öffentlicher Gelder.393 Die 
Fehler sind bekannt, Lösungsvorschläge am Tisch und die europäischen Institutionen 

























 Wulf 2007 
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3.3.1 ÜBERSICHT DER STÄRKEN, SCHWÄCHEN, CHANCEN UND RISIKEN 
 
Stärken Schwächen 
- Vorhandene Weltmarktführer in Europa 
- Duale Markte 
- Hohe Internationalisierung von 
Hauptakteuren 
- Vorhandene Kompetenznischen 
- Konsolidierung/Umstrukturierung in 
bestimmten Segmenten bereits im 
Gange 
- Ausgeglichene Alterspyramiden bei 
großen Auftragnehmern in der 
Rüstungsindustrie 
- Hohes Qualifikationsniveau der 
Beschäftigten in der europäischen 
Rüstungsindustrie 
- Berufliche Mobilität zwischen 
Unternehmen möglich 
- Fragmentierte EU-Branche, geringe 
Internationalisierung von KMUs 
- Steigende Kosten für neue Ausrüstung 
und Verteidigungssysteme 
- Verhältnismäßig geringe Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung 
- Schwierigkeiten bei der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 




- Risiken aufgrund der Alterspyramiden in 
KMUs 
- Geringe Attraktivität der 
Rüstungsindustrie für neue 
Arbeitsmarkteinsteiger 
Chancen Risiken 
- Neue EU-Gesetzgebung für die 
Rüstungsindustrie 
- Hoher Bedarf an Austausch, 
Aktualisierung und Nachrüstung von 
Verteidigungsausrüstungen und -
systemen 
- Wachsender Markt für Wartung 
- Auslagerung von traditionellen 
Militärfunktionen 
- Wachsender Markt für Sicherheit 
- Zivile Anwendungen für 
Verteidigungstechnologien 
- Steigende Nachfrage aus Nicht-EU-
Ländern 
- Stagnierende oder abnehmende 
Verteidigungsbudgets innerhalb der EU 
- Geringes Wachstum bei der globalen 
Beschaffungsnachfrage 
- Zunehmende Konkurrenz von neuen 
Herstellern in anderen Ländern 
- Hohe Eintrittsbarrieren in Nicht-EU-
Markte 
- Geringe Attraktivität von 












DIE GSVP IN DER POLITIK  
– DOKTRIN, PARTEIEN UND AUSBLICK 
 
Grundlage für alle Entscheide der Sicherheitspolitik sollte eine gesamtstrategische 
Ausrichtung sein. Im vorliegenden Kapitel wird daher der Frage nachgegangen wie 
diese für Europa aussieht beziehungsweise ob die Union überhaupt eine solche 
besitzt. Außerdem werden auf Basis der gewonnen Erkenntnisse, einer Analyse der 
der Programmatik europäischer Parteien und neuer Konzepte die 
Entwicklungsmöglichkeiten als auch Erfordernisse für künftige Szenarien der GSVP 
dargestellt. 
 
4.1 EUROPÄISCHE SICHERHEITSDOKTRIN 
 
In den bisher aufgezeigten Entwicklungen schaffte sich die Europäische Union mit 
der (G)ESVP einen mehr oder weniger geordneten Rahmen für institutionelle 
Strukturen, Prozesse und Kapazitäten zur Durchführung ihrer Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik. Stellt man sich die Frage unter welcher strategischen 
Ausrichtung diese Errungenschaften stattgefunden haben, fällt es zumindest in den 
90er Jahren schwer eine einheitliche, für ganz Europa gültige Antwort zu geben. Erst 
2003, auf Initiative der Außenminister Deutschlands, Frankreichs und 
Großbritanniens sowie dem damaligen Hohen Vertreter Javier Solana entschloss 
sich der Rat eine EU-Sicherheitsstrategie (ESS) auszuarbeiten, welche im Dezember 
2003 unter italienischer Ratspräsidentschaft verabschiedet wurde.394 Manche 
Experten sahen darin eine notwendige Antwort auf die nationale Sicherheitsstrategie 
der USA vom September 2002, welche im Zuge der globalen Veränderungen nach 
den Anschlägen vom 11. September 2001 in Kraft trat.395 Einen Kurswechsel 
bedeutete aufgrund der Erfahrungen im Irak-Krieg die Tatsache, dass die EU künftig 
ein gewaltsames und präventives Vorgehen gegen Terrorismus unterstützende 
Staaten oder Länder, welche zur Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
beitragen, nicht mehr kategorisch ausschloss – Europa näherte sich damit eindeutig 
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den Doktrin der Bush-Administration an.396 Bis zu diesem Zeitpunkt herrschte die 
einhellige Meinung im Völkerrecht vor, dass eine Präventiv- oder Putativnotwehr 
einen Verstoß gegen das Gewaltverbot nach Artikel 2(4) der Satzung der Vereinten 
Nationen darstellt – die neuen Doktrin können somit als eine Art politische 
Absicherung verstanden werden.397 Robert Cooper, damals Büroleiter Solanas und 
damit treibende Kraft hinter der ESS, ging sogar noch weiter und forderte einen 
liberalen Imperialismus, die EU müsste „auf die raueren Methoden einer 
vergangenen Ära zurückgreifen - Gewalt, präventive Angriffe, Irreführung, was auch 
immer nötig ist, um mit denen klarzukommen, die immer noch im 19. Jahrhundert 
leben.“398 An dieser Stelle sei erinnert, dass Javier Solana ein Vertreter der 
Sozialdemokratie war. Die Aussage soll an dieser Stelle nicht weiter kommentiert 
werden, es ist jedoch klar, dass Europa einen gefährlichen Weg einschlagen würde, 
wenn es seine Prinzipien der Menschenrechte, des Rechtsstaats und der 
Friedensmacht verlassen würde, was jedoch nicht heißen soll, dass es keiner 
starken GSVP inklusive militärischer Kapazitäten bedarf, um diese Werte auch zu 
bewahren. 
 
Stellt man die Doktrin der EU 2003 und der USA 2002 gegenüber identifiziert man 
ähnliche globale Bedrohungen wie Terrorismus, „failed-states“, Proliferation, 
regionale Konflikte und organisiertes Verbrechen fest und konzentriert sich in beiden 
Fällen mehr auf die militärische Herangehensweise als auf die Ursachenbekämpfung 
wie Armutsbekämpfung.399 Die Europäische Union sieht sich selbst in der ESS 2003 
„zwangsläufig“ als globalen Akteur und begründet dies mit ihrer territorialen Größe, 
Einwohnerzahl sowie Wirtschaftsstärke – „sie sollte daher bereit sein, Verantwortung 
für die globale Sicherheit und für eine bessere Welt mit zu tragen.“400 Warum man in 
der Diktion den Konjunktiv verwendet, bleibt schleierhaft. Die Hauptbedrohungen für 
den europäischen Kontinent im engeren Sinn werden folgendermaßen ausgeführt, 
wobei ein „großer Angriff“ gegen Mitgliedstaaten vorweg als „unwahrscheinlich“ 
abgetan wird:401 
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 Terrorismus: Die ESS nimmt explizit Bezug auf religiösen Extremismus und 
grenzt dessen komplexe Ursachen auf Modernisierungsdruck, kulturelle, 
soziale als auch politische Krisen sowie Entfremdung junger Menschen in 
unseren Gesellschaften ein. Europa wird als Ziel und Stützpunkt beschrieben 
und stützt sich dabei auf identifizierte Al Qaida-Zellen in Großbritannien, 
Italien, Deutschland, Spanien und Belgien. 
 Massenvernichtungswaffen: Sie werden als potenziell größte Bedrohung 
dargestellt und die EU erwähnt konkret das mögliche Wettrüsten im Nahen 
Osten. Erschreckender Gedanke ist dabei der Besitz von 
Massenvernichtungswaffen durch terroristische Gruppierungen. 
 Regionale Konflikte: Direkte und indirekte Auswirkungen werden Instabilitäten 
in Kaschmir, der Region der Großen Seen, der koreanischen Halbinsel oder 
dem Nahen Osten zugeschrieben. Europa sieht es als das Naheliegendste an 
den Gründen dafür nachzugehen. 
 Scheitern von Staaten: Sogenannte „failed-states“ werden in Zusammenhang 
mit schlechter Staatsführung durch Korruption, Machtmissbrauch, schwachen 
Institutionen, mangelnder Rechenschaftspflicht oder zivilen Konflikten 
gebracht. Wie in den Beispielen Somalia, Liberia und Afghanistan wird die 
globale Politikgestaltung untergraben und die regionale Instabilität vergrößert. 
 Organisierte Kriminalität: Illegaler Handel mit Drogen, Frauen, Einwanderern 
und Waffen werden auch zur Finanzierung des globalen Terrorismus benutzt. 
Zusätzlich wird die steigende Seeräuberei erwähnt. 
 
Den aufgelisteten Bedrohungen soll dabei mit folgenden strategischen Zielen 
entgegen getreten werden. Nicht zuletzt aufgrund der Annäherung an Konfliktherde 
durch die Osterweiterung oder die Mittelmeerunion muss Europa einen Beitrag zur 
politischen Stabilität in den betroffenen Regionen leisten; Weiters bedarf es einer 
Weltordnung, die sich am wirksamen Multilateralismus orientiert und internationale402 
sowie regionale403 Organisationen spielen dabei eine wichtige Rolle; Nicht zuletzt 
muss sich die EU auf alte und neue Bedrohungen einstellen und rasch auf diese 
reagieren können.404 Dabei wird unter anderem kritisiert, dass weder zur Verfügung 
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stehende Mittel und Ressourcen noch Gegner eindeutig benannt werden, es mangelt 
an einer Verknüpfung von Bedrohungen und einer Strategie zu deren 
Bekämpfung.405 Außerdem vermisst man Indikatoren, um eine Bewertung von Erfolg 
und Misserfolg zuzulassen.406 Kritisiert wird auch, dass die Europäische Union den 
Punkt Nukleardoktrin fast gänzlich ausklammert, da diese und die 
Sicherheitsstrategie einander bedingen und man sich die Frage stellen sollte, was 
nukleare Waffen im postnuklearen Zeitalter bedeuten, nicht zuletzt, da diese immer 
mehr unberechenbaren Mächten zugänglich werden.407 Nach Ansicht Franco Algieris 
liegt der „qualitative Fortschritt“ der ESS für die GASP/GSVP aber darin, dass sich 
die nationalen Regierungen „auf einen gemeinsamen strategischen 
Orientierungsrahmen“ einigen konnten und Sicherheit als „umfassend“ verstanden 
wird, ergo alle, die Sicherheit betreffenden Faktoren ins Kalkül gezogen werden.408 
Hier sollte man jedoch kritisch anmerken, dass es fraglich ist, ob die Einigung auf 
den kleinsten gemeinsamen Nenner bei Aussparung konkreter „checks“ und 
„balances“ wirklich einen qualitativen Fortschritt bringt, vor allem da es sich um kein 
rechtsverbindliches Dokument handelt und die Handlungspraxis der Mitgliedstaaten 
seit der Verabschiedung der ESS auch eine andere Sprache spricht. Europa muss 
seinen Anspruch höher als beim kleinsten gemeinsamen Nenner ansetzen, wenn es 
in Zukunft eine erfolgreiche GSVP weiterentwickeln möchte, bei allem nötigen 
Verständnis für die Schwierigkeit EU-interner Einigungsprozesse. 
 
4.1.1 UMSETZUNGSBERICHT ESS 2008 
 
Im Jahr 2008 publizierte der Hohe Vertreter Javier Solana im Auftrag des Rates 
einen Umsetzungsbericht der ESS. Dabei wird gleich in der Einleitung erwähnt, dass 
die Strategie von 2003 „weiterhin in jeder Hinsicht relevant“ ist und der Bericht „die 
ESS nicht ersetzen, sondern vielmehr verstärken“ soll.409 Wegen des negativen 
irischen Referendums 2007 fürchtete man, dass ein komplettes Aufschnüren der 
ESS 2003 innerhalb der EU-27 zu keiner ähnlich kompakten Einigung führen 
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würde.410 Wegen der Schwierigkeiten um den Lissabon-Vertrag und die damals 
aktuelle Georgien-Krise wollte sich der Rat nicht direkt mit dem neuen Dokument 
befassen, delegierte daher an das PSK und nahm den Bericht am 9. Dezember 2008 
ohne inhaltliche Debatte zur Kenntnis – der Fortschrittsbericht ist daher kein 
rechtsbegründender Akt, sondern ein politisches Dokument der 
intergouvernementalen Zusammenarbeit.411 Neu ist, dass 
Massenvernichtungswaffen noch vor dem Terrorismus genannt werden, organisierte 
Kriminalität und Terrorismus zu einem Punkt verschmolzen sind, die neue 
Herausforderung Sicherheit im Internet hinzugefügt wurde, wobei Angriffe auf private 
oder staatliche IT-Systeme als „potentielle neue wirtschaftliche, politische und 
militärische Waffe“ klassifiziert werden und die EU auf Energiesicherheit und 
Klimawandel eingeht.412 Obwohl der Fortschrittsbericht GSVP relevante 
Verbesserungen hinsichtlich Prioritätensetzung, Kommandostrukturen und 
Verbindung zivil-militärischer Elemente vorsieht, werden keine unmittelbaren 
Auswirkungen auf die Entwicklung europäischer Streitkräfte gesehen.413 Auf Länder-
Kooperationsebene wird den USA nach wie vor eine privilegierte Rolle zugestanden 
und man bezeichnet sich sogar gemeinsam als „eindrucksvolle Streiter für das Gute 
in der Welt.“414 Das Europäische Parlament bedauerte vor allem die nach wie vor 
vagen Formulierungen durch die keine echte Strategie beschrieben wird und forderte 
im Rahmen eines GSVP-Weißbuchs eine breite öffentliche Debatte sowie die 
Bestimmung gemeinsamer europäischer Sicherheitsinteressen und Kriterien für die 
Entsendung von Missionen, als auch Vorschläge für eine neue EU-Nato 
Partnerschaft, zusätzlich sollte die ESS alle fünf Jahre einer Überprüfung unterzogen 
werden.415 Die European Security Foundation, ein einflussreicher Think-Tank zur 
GSVP, schlug außerdem vor, sich im Zuge eines Weißbuchs mit der Frage nach 
permanenten EU-Streitkräften auseinanderzusetzen und damit verbunden ein neues 
Truppenstatut zu schaffen, welches allen unter EU-Flagge operierenden Soldaten 
den längst überfälligen sozialen Schutz und gleiche Rechte zukommen lässt.416 Nicht 
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zuletzt würde der Prozess eine öffentliche Debatte in Gang setzen, welche alle 
Akteure sowie die Zivilgesellschaft involviert und damit ein Bewusstsein für die 
Bedeutung und Notwendigkeit einer Forcierung der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik mit sich bringt.417 Die EU braucht in Zukunft eine „grand 
strategy“, die klar festlegt „wo, wann, warum, wie und womit“ sie agieren kann und 
auf dem Verständnis unteilbarer Sicherheit basiert, ergo die Aktivitäten der nationalen 
Regierungen im Sinne einer gemeinsamen Strategie auch zusammengeführt 
werden.418 Das ist umso nötiger, als man sich nicht länger unter dem Schutz der 
Vereinigten Staaten verstecken kann, welche in ihrer neuen Sicherheitsdoktrin 2011 
in Zukunft einen klaren Fokus auf pazifischen Raum legen und bereits beginnen 
auch Truppen aus Europa abzuziehen.419 Wie auch immer der Prozess sich 
entwickeln mag, die Leitlinie der Sicherheitsstrategie oder besser Friedensstrategie 
der Union muss auch in Zukunft die Verbreitung des Modells Europa sein, um 
Stabilität und Sicherheit durch demokratische Strukturen, ökonomische Entwicklung 
und Kooperation zu fördern.420 
 
4.2 GSVP-STANDPUNKTE EUROPÄISCHER PARTEIEN 
 
Um die künftigen Entwicklungen der GSVP besser abschätzen zu können ist es auch 
immanent, sich mit den Positionen europäischer Parteien dazu auseinander zu 
setzen. Die höchste Relevanz kommt dabei jenen Parteien zu, welche auch in 
nationalen Regierungen vertreten sind, da den Mitgliedstaaten im Rat für GSVP-
Entscheide auch nach dem Lissabon-Vertrag die größte Bedeutung zukommt. 
Zusätzlich werden Gruppierungen behandelt, welche eine Vertretung im 
Europäischen Parlament innehaben, somit als zweites legislatives Gremium im 
Sekundärrecht der Union Geltung finden und für GSVP-Beschlüsse entscheidend 
sein können. Gereiht nach Abgeordnetenanzahl im Europaparlament finden sich in 
der Abbildung unten die stärksten politischen Kräfte auf supranationaler Ebene. 
Fraktionslose Abgeordnete und Gruppierungen mit weniger als zehn Mandataren 
werden in weiterer Folge jedoch nicht behandelt, da dies den Rahmen sprengen 
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4.2.1 EUROPÄISCHE VOLKSPARTEI 
 
Die EVP stellt die aktuell stärkste politische Kraft in Europa dar, wenn sie auch in der 
jüngsten Vergangenheit einige Wahlrückschläge auf nationaler Ebene hinnehmen 
musste. Ihr gehören 271 Abgeordnete im Europäischen Parlament an und sie stellt 
die Staats- und Regierungschefs in 16 Mitgliedstaaten, darunter Schwergewichte wie 
Deutschland, Frankreich, Spanien oder Polen und besitzt damit eine klare Mehrheit 
im Europäischen Rat als Leitlinienorgan der EU. Zusätzlich gehören ihr der 
amtierende Kommissionspräsident José Manuel Barroso und der Präsident des 
Europäischen Rates Herman Van Rompuy an, wenn diese auch im Rat selbst kein 
Stimmrecht besitzen. Das Parteiprogramm der EVP stammt aus dem Jahr 1992 und 
seine heutige Relevanz ist aufgrund massiver Veränderungen seit dem Maastricht-
Vertrag in Frage zu stellen. Trotzdem bekannte sich die Gruppierung schon damals 
zu einer gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Europa und widmete 
dem Thema einen eigenen Punkt in ihrem Grundsatzpapier. Es fällt auf, dass als 
sicherheitspolitisches Risiko bereits Anfang der neunziger Jahre auf das hohe  
Bevölkerungswachstum im Nahen Osten sowie Nordafrika und wachsendem 
Fundamentalismus mit Auswirkungen auf Europa hingewiesen wurde.425 Weiters 
bekennt sich die EVP darin zur gemeinsamen Verteidigungspolitik, welche zur 
gemeinsamen Verteidigung unter der EU führen soll und Folgendes zum Ziel haben 
muss:426 eine kollektive Verteidigung der Alliierten, Unabhängigkeit und territoriale 
Integrität der Union, Sicherung des Friedens, Krisenprävention und -management, 
humanitäre Maßnahmen und damit verbunden eigene militärische Kapazitäten in 
enger Zusammenarbeit mit der Nato. Betreffend den Aufbau einer Europaarmee 
zeigte sich die Volkspartei im Zuge der Verfassungsdiskussion aber gespalten, 
obwohl die Mehrheit eine solche bereits mit in Kraft treten der EU-Verfassung 
unterstützt hätte.
427
 Gerade die Mitgliedsparteien in den großen Ländern wie 
Deutschland,  Frankreich, Spanien oder Polen sind Vertreter eines pro-
Europaarmee-Kurses, wenn auch in unterschiedlicher Ausgestaltung. Während die 
deutsche CDU, die spanische PP und die polnische PO eine Armee als europäische 
Kraft der Nato fordert, vertritt die französische UMP die Ansicht, dass diese Europa 
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zu größerer Unabhängigkeit verhelfen würde und es auch eine politische Union ohne 
militärischen Arm nicht geben kann – Grundprämisse für eine Vergemeinschaftung 
der Sicherheitspolitik ist für Frankreich aber die Einigkeit mit Deutschland und 
Großbritannien.428 Spanien fordert zusätzlich eine vereinheitlichte EU-Vertretung im 
UN-Sicherheitsrat sowie ein Abkommen vom Einstimmigkeitsprinzip in der GSVP.429 
Es zeigt sich die Fortführung historischer „cleavages“ im Sinne eines 
unterschiedlichen Zugangs zum transatlantischen Verhältnis. Unabhängig vom 
Zugang zur Nato sind sich die wichtigsten Akteure der EVP jedoch einig, dass 
Europa eine eigene Armee und einen Ausbau der GSVP braucht, wenn es weiterhin 
eine gewichtige Rolle in einer multipolaren Weltordnung spielen möchte. Die 
deutsche Bundeskanzlern Angela Merkel,430 der französische Präsident Nicolas 
Sarkozy431 oder der ehemalige italienische Außenminister Franco Frattini432 
bekräftigten diese Forderung in der jüngsten Vergangenheit auch öffentlich.  Die 
EVP-Fraktion im Europäischen Parlament verfolgt eine ähnliche Linie und macht den 
Aufbau eines „sicheren Europas“ zu einer ihrer Prioritäten.433 Sie fordert dabei 
„gemeinsame europäische Interessen zu ermitteln, sich mit zivilen und militärischen 
Mitteln auszustatten, gemeinsame Mittel zu schaffen, die Europäische 
Verteidigungsstrategie zu überarbeiten und sie mit einem langfristigen Konzept zu 
ergänzen, die Rolle der EVA zu stärken sowie einen Binnenmarkt für 
Verteidigungsgüter aufzubauen“. – Prämisse dabei stellt die demokratische 
Legitimierung eines Europas der Verteidigung dar.434 Auf nationalstaatlicher Ebene, 
im Rat und im Europäischen Parlament lässt sich also erkennen, dass die Vertreter 
der Europäischen Volkspartei mit großer Mehrheit für ein Europa der Verteidigung, 
inklusive Europäischer Armee eintreten. Größtes Hindernis ist dabei die in der 
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4.2.2 SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI EUROPAS 
 
Mit 190 Abgeordneten im Europäischen Parlament und vier Staats- und 
Regierungschefs stellt die SPE gegenwärtig die zweitstärkste politische Kraft in 
Europa dar. Zusätzlich gehört die Hohe Vertreterin Catherine Ashton der 
Sozialdemokratischen Partei Europas an, was eine außerordentliche 
Gestaltungshoheit in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik mit sich bringt. Anders 
als die EVP besitzt die SPE kein politisches Grundsatzprogramm, welches 
länderübergreifend für ihre Mitglieder als Leitlinie interpretiert werden könnte. Der 
deutsche SPD-Parteichef Sigmar Gabriel hat diese Problematik erkannt und schlug 
daher am letzten SPE-Parteitag die Ausarbeitung politischer Leitlinien vor.435 In 
diesem Kontext legte die SPD den europäischen Schwesterparteien einen Entwurf 
aus deutscher Sicht vor, über welchen zurzeit diskutiert wird. Dieser nimmt auch zur 
Sicherheitspolitik Stellung und plädiert interessanterweise für eine „glaubwürdige, 
präventive Interventionspolitik“,436 was vermutlich nicht von allen sozialistischen 
Mitgliedern in Europa unterstützt werden dürfte. Weiters lässt sich die Erkenntnis 
ablesen, dass äußere Sicherheit nur über europäische Kooperation garantiert 
werden kann, da der Entwurf eine „eigenständige europäische Friedenspolitik“ sowie 
eine „gemeinsame ressourcenschonende Verteidigungspolitik“ vorsieht. Eine höhere 
Aussagekraft, da von allen Mitgliedsparteien verabschiedet, kommt der Strategie 
2010 bis 2014 und dem Programm der Europawahlen 2009 zu. Ersteres behandelt 
das Thema GSVP jedoch nur oberflächlich und spricht grob von Friedenssicherung 
und dem Angehen globaler Sicherheitsherausforderungen.437 Konkreter gestaltet sich 
hingegen das SPE-Manifest anlässlich der Wahlen 2009. Darin wird ein stärkeres 
Engagement der Union zur Beilegung von Konflikten und langfristigen 
Friedenssicherung, inklusive eines Ausbaus der gemeinsamen Fähigkeiten mit 
effektiver Lastenteilung bei Friedensmissionen vorgeschlagen.
438
 Es wird 
desweiteren auf die Notwendigkeit verstärkter Abrüstung eingegangen und damit 
verbunden mehr Transparenz und Restriktion beim EU-Verhaltenskodex zu 
Rüstungsexporten439 gefordert.440 Zusätzlich dazu wird eine verstärkte Kooperation 
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auf dem Gebiet der Verteidigung vorgeschlagen, jedoch ohne Nachteile für nationale 
Spezifika einzelner Mitgliedstaaten und in enger Abstimmung mit der Nato.441 
Innerhalb der SPE spielt die britische Labour-Partei eine kritische und gewichtige 
Rolle, welche sich eindeutig gegen eine Vergemeinschaftung der GSVP ausspricht 
und dieses Politikfeld auf rein intergouvernementaler Ebene weiterführen möchte.442 
Die SPE-Parlamentsfraktion ist hingegen ein starker Befürworter einer 
supranationalisierten Verteidigungspolitik und damit verbundener Strukturen, 
orientiert sich dabei aber stark transatlantisch und spricht sich nicht direkt für eine 
eigene EU-Armee aus wobei sie außerdem eine Überarbeitung der 
Sicherheitsstrategie fordert.443 Als Gründe nennt die Fraktion dafür vor allem 
steigende Haushaltszwänge, Veränderungen im nachbarschaftlichen Umfeld 
Europas und eine Verminderung des amerikanischen Sicherheitsengagements am 
europäischen Kontinent.444 Innerhalb der Sozialdemokratie ist man sich zwar einig, 
dass es eine verstärkte Zusammenarbeit in den GSVP-Politikfeldern geben muss, 
was eine europäische Armee betrifft, gehen die Meinungen jedoch auseinander. 
Während der deutsche SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel sich aus Kosten- und 
Effizienzgründen eindeutig für eine Europaarmee aussprach,445 vertritt das Gros der 
SPE die Ansicht, dass Europa für eine Harmonisierung in diesem Bereich noch nicht 
bereit ist.446 
 
4.2.3 EUROPÄISCHE LIBERALE, DEMOKRATISCHE UND REFORMPARTEI 
 
Zwei Premierminister und 85 Europaabgeordnete machen die ELDR zur 
drittstärksten Kraft in der europäischen Politik. Die Liberalen gehören gleichermaßen 
wie die Volkspartei zu den größten Befürwortern einer gemeinsamen Sicherheits- 
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und Verteidigungspolitik. Sie verfügen auf europäischer Ebene zwar über kein 
einheitliches Parteiprogramm, lassen aber in einer Resolution des ELDR-Kongresses 
von 2006 zur GSVP eine klare Tendenz erkennen. Sie fordern darin, dass eine 
europäische Armee aufgebaut werden muss, da sich die Union nicht nur auf 
„policing“ beschränken dürfe, sondern auch in der Welt handeln müsse.447 Weiters 
plädieren die Liberalen für eine Überprüfung des Verhältnisses zu den Vereinigten 
Staaten und legen programmatisch fest, dass die GSVP die Nato zwar ergänzen 
kann, aber eigenständig und gleichberechtigt sein muss.448 Herausgestrichen werden 
die Notwendigkeit verstärkter demokratischer Kontrolle im behandelten Politikfeld, 
eine Erhöhung der nationalen und europäischen Rüstungsbudgets sowie eine 
verstärkte GSVP-Finanzierung durch den Gemeinschaftshaushalt.449 Die 2006 
ausgearbeiteten Positionen wurden im Wahlprogramm der Europawahlen 2009 noch 
einmal bekräftigt. Darin fordert die die ELDR, „dass die EU eine wichtige Rolle in der 
Sicherheitspolitik spielen und einen effektiven Beitrag zur weltweiten Sicherheit 
leisten sollte; und, wenn angemessen, auch im Rahmen einer Kooperation mit der 
NATO. Aus diesem Grund fordern wir [die ELDR, Anm.] erhebliche neue 
Bemühungen zur Stärkung der europäischen Sicherheits-und Verteidigungspolitik 
durch Zusammenlegung der europäischen Ressourcen und Möglichkeiten im 
Verteidigungsbereich.“450 Der Fraktionsvorsitzende der Liberalen im Europäischen 
Parlament, Guy Verhofstadt, plädierte 2010 erneut für einen raschen Aufbau einer 
europäischen Armee, angesichts steigenden Spardrucks und Fragen der Effizienz – 
während Europa zusammen zwei Millionen Soldaten stelle und die USA lediglich 
300.000, ist die amerikanische Armee viel effizienter.451 Die ELDR ist damit in 
Summe der stärkste Verfechter einer umfassenden GSVP-Weiterentwicklung und 
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4.2.4 ALLIANZ DER EUROPÄISCHEN KONSERVATIVEN UND REFORMISTEN 
 
Die Allianz der Europäischen Konservativen und Reformisten bildet mit 54 
Fraktionsmitgliedern im Europäischen Parlament zwar nur die viertstärkste Kraft, 
stellt jedoch die Premierminister in der Tschechischen Republik und in 
Großbritannien. Aufgrund der strategischen Bedeutung der Briten für die GSVP, 
kommt ihr eine besondere Rolle zu. Ursprünglich der Europäischen Volkspartei 
angehörend waren es vor allem föderalistische Bestrebungen im Bereich der 
Sicherheitspolitik, wie die Forderung nach einer europäischen Armee oder einem 
vereinheitlichten EU-Sitz im UN-Sicherheitsrat, welche die britischen Konservativen, 
die polnische Partei Recht- und Gerechtigkeit, die tschechische ODS und einzelne 
Kleinparteien zur Gründung einer eigenen europaskeptischen Partei vor den 
Parlamentswahlen 2009 bewegten.452 Im Juli 2010 wollte die Parlamentsfraktion gar 
gegen den Aufbau des Europäischen Auswärtigen Dienstes stimmen, wurde jedoch 
von Tory-Außenminister William Hague in letzter Minute auf einen 
Unterstützungskurs gebracht.453 Obwohl die Gruppierung bis dato kein 
Parteiprogramm oder Resolutionen zur GSVP verabschiedet hat, lassen sich die 
Positionen aus ihren Prinzipien und Stellungnahmen ablesen. So tritt sie gegen 
jedweden Ansatz von europäischem Föderalismus auf und fordert eine Erneuerung 
und „Wiederbelebung“ der Nato in Verbindung mit vorrangigem Fokus auf ein 
transatlantisches Sicherheitskonzept.454 Der Verteidigungssprecher der AECR 
Geoffrey Van Orden geht noch weiter und bezeichnet die GSVP als „ein teures 
Einbildungsprojekt welches nur wenige wirklich wollen“ und das Militäroperationen 
besser anderen überlassen werden sollen.455 
 
4.2.5 EUROPÄISCHE GRÜNE PARTEI 
 
Die Grünen sind auf europäischer Ebene mit 57 Abgeordneten im Europäischen 
Parlament vertreten und verfügen im Moment über keine Regierungsbeteiligung. 
Obwohl ihr damit eine begrenzte Entscheidungsrelevanz zukommt, darf die 
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Mobilisierungskraft als auch die „grass-root“ Kampagnenfähigkeit der ehemaligen 
Bürgerbewegungen nicht unterschätzt werden. Durch Aktionismus und innovative 
Konzepte war es den Grünen schon öfters möglich einen wesentlichen Beitrag zur 
öffentlichen Meinungsbildung zu leisten. In ihrem Grundsatzprogramm findet sich nur 
eine prinzipielle Anmerkung zum Thema GSVP unter dem Stichwort 
„Gewaltfreiheit“.456 So fordert die Europäische Grüne Partei (EGP) „weniger 
militärische Interventionen und die Umsetzung des Konzepts einer zivilen Außen- 
und Sicherheitspolitik“, was eine Entwicklung von Instrumenten zur 
Konfliktprävention und zum zivilen Konfliktmanagement erfordert.457 Obwohl die 
Gruppierung stark föderalistisch ausgerichtet ist, beinhaltete das Wahlprogramm 
2009 nicht das Thema europäische Sicherheitspolitik.458 Ursprünglich war die EGP 
gegen die Vergemeinschaftung der Sicherheitspolitik, da sie darin eine Militarisierung 
der EU sah, welche ihrem Konzept einer „Zivilmacht Europa“ gegenüberstehen 
würde.459 Der Irak-Konflikt brachte die Grünen jedoch dazu ihre Position 
abzuschwächen, da ohne eine GSVP mit militärischen Mitteln, laut Aussage des 
deutschen Grünen Aachim Schmillen, „alles vom Pentagon und dem Weißen Haus 
entschieden wird.“460 Das deutsche Bündnis-90/Die Grünen widersetzt sich in ihrer 
Programmatik grundsätzlich der amerikanischen Hegemonialstellung und tritt für eine 
gleichberechtigte Partnerschaft ein, was auch ein Überdenken der Nato erfordern 
würde.461 Nationale Armeen sollten nach Ansicht des deutschen Mitglieds in der EGP 
in ein Pan-europäisches Kommando transferiert und integriert werden.462 Die 
britischen Grünen unterstützen in einer für Großbritannien unüblichen Weise eine 
Distanzierung von den Vereinigten Staaten, lehnen aber jeglichen Föderalismus in 
der GSVP ab, vielmehr fordern sie eine zivile Ausrichtung der Europäischen Union im 
Sinne der OSZE.463 Innerhalb der Fraktion im Europaparlament steht man 
geschlossen zu den Vorschlägen ein gemeinsames, ständiges EU-Hauptquartier zu 
schaffen und mittels „pooling“ und „sharing“ der militärischen Kapazitäten auf 
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europäischer Ebene die nationalen Verteidigungshaushalte zu reduzieren.464 Die 
Finanzierung von Rüstungsforschung, militärischem Erasmus-Programm oder dem 
Verteidigungskolleg465 aus dem Gemeinschaftshaushalt wird jedoch abgelehnt.466 Es 
lässt sich erkennen, dass die Europäischen Grünen trotz pazifistischer 
Grundeinstellung mittlerweile zu Befürwortern einer stärkeren Vergemeinschaftung 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik gehören. Selbst eine Europaarmee wird von 
Teilen unterstützt, wobei der Fokus hierbei mehr auf ziviler Krisenbewältigung als auf 
militärischer Friedenssicherung liegen sollte. Eine einheitliche Linie auf europäischer 
Ebene ist jedoch bei den Grünen in der GSVP nur schwer erkennbar. 
 
4.2.6 EUROPÄISCHE LINKE 
 
Die Europäische Linke (EL) kann mit 33 Parlamentariern im EP und einem 
Staatsoberhaupt im Rat für politische Entscheidungen ausschlaggebend sein. 
Aufgrund kontroverser und radikaler Positionen ist es für andere Parteien jedoch 
oftmals schwierig einen Kompromiss mit den Linken auf europäischer Ebene zu 
finden. So lehnte die Fortschrittspartei des werktätigen Volkes vom zypriotischen 
Staatsoberhaupt Dimitris Christofias den EU-Beitritt generell ab und obwohl Zypern 
2012 die rotierende Ratspräsidentschaft übernimmt, stellte sich Christofias klar 
gegen ein vorbereitendes EU-Verteidigungsministertreffen auf zypriotischem 
Boden.467 In der Europäischen Linken Partei und deren Parlamentsfraktion gestalten 
sich die Positionen als gleichermaßen schwierig und wenig konstruktiv. So lehnte die 
EL zuerst den Verfassungsentwurf und später den Lissabon-Vertrag primär mit dem 
Vorwurf ab, er diene der Militarisierung Europas, schaffe eine Europaarmee unter 
dem Schirm der Nato und steigere die Rüstungsausgaben468 wobei es sich hier um 
Argumente handelt, welche faktisch nicht den Tatsachen entsprechen. Ebenso sieht 
die Linke sich selbst als „integeren Part der pazifistischen Bewegung“, lehnt jede 
Form von militärischer Gewalt und GSVP-Entwicklungen ab und fordert eine 
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gänzliche Abschaffung der Nato in Europa.469 Trotz wenig auffindbarer Quellen lässt 
sich daraus erkennen, dass die Europäische Linke in fundamentaler Opposition zur 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU steht. 
 
4.2.7 EUROPA DER FREIHEIT UND DER DEMOKRATIE 
 
Die 2009 entstandene Gruppierung hat sich bis dato noch nicht als europäische 
Partei konstituiert und existiert lediglich als Fraktion mit 29 Abgeordneten im 
Europaparlament. Sie ging aus den europaskeptischen Parlamentsklubs 
„Unabhängigkeit und Demokratie“ sowie „Union für ein Europa der Nationen“ hervor, 
welche bei den Wahlen 2009 erhebliche Verluste erleiden mussten und dadurch 
mangels ausreichender Mitglieder der Verlust des Fraktionsstatus drohte.470 Durch 
häufigen Wechsel unter den Klubangehörigen ist eine parteipolitische Linie in 
einzelnen Politikfeldern nicht identifizierbar. Durch die rechtspopulistische und 
nationalistische Ausrichtung der Mitgliedsparteien sowie die damit verbundene 
Ablehnung des gesamten europäischen Projekts471 lässt sich jedoch darauf 
schließen, dass auch die GSVP, geschweige denn eine Europäische Armee, von der 
EFD-Fraktion nicht unterstützt wird. 
 
4.3 KÜNFTIGE ENTWICKLUNGEN 
 
Mit Blick auf die Programmatik europäischer Parteien lässt sich für die GSVP eine 
gute Prognose abgeben. Die deutliche Mehrheit der Parlamentsfraktionen spricht 
sich zumindest für eine Weiterentwicklung der GSVP aus. Abgeordnete der 
Liberalen, das Gros der Volkspartei und auch Teile der Sozialdemokratie und der 
Grünen plädieren gar für eine Europaarmee. Gerade letzteres liegt jedoch in der 
alleinigen Entscheidungsbefugnis der Mitgliedstaaten und somit des Rates, wobei 
das Europäische Parlament dafür so gut wie keine rechtlichen 
Handhabemöglichkeiten hat. Auch wenn der Rat durch häufigere 
Premierministerwechsel auf nationaler Ebene einer größeren politischen Instabilität 
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unterliegt, lassen sich Länderspezifisch doch gewisse Konstanten erkennen. Allen 
voran sprechen sich in Deutschland die Führungspersönlichkeiten aller namhaften 
Parteien für die Europaarmee und eine vergemeinschaftete GSVP als Ziel aus. 
Gleichermaßen herrscht innerhalb der Führungsriege in Frankreich die Meinung vor, 
dass Europa im Sinne einer globalen Unabhängigkeit das Politikfeld europäisiert 
werden sollte und dafür eigene schlagkräftige Kapazitäten aufgebaut werden 
müssen.  Historisch gesehen war die Frankophonie  meist Impulsgeber für weitere 
Entwicklungen in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Dem gegenüber stand oft 
Großbritannien und auch unter der heutigen Regierung Camerons scheint die 
Oppositionspolitik der Briten keinen Kurswechsel zu verzeichnen doch genau hier 
liegt das Problem. Eine Einigkeit der drei größten europäischen Länder Deutschland, 
Frankreich und Großbritannien ist fundamentale Prämisse für nennenswerte 
Entwicklungsschritte. Hinzu kommen das ungeklärte Verhältnis und der 
unterschiedliche Zugang zur Nato und dieser Frage wird die europäische Politik nicht 
mehr lange ausweichen können. 
 
Das Europaparlament hat in seiner jüngsten Stellungnahme vom 14. Dezember 2011 
mit Sorge bekundet, dass „man sich weiterhin in unverhältnismäßiger Weise auf die 
Fähigkeiten der Vereinigten Staaten in Verteidigungsfragen stützt, da der Anteil der 
USA an den gesamten Verteidigungsausgaben im Nordatlantischen Bündnis auf 75 
% angestiegen ist.“472 Gleichzeitig setzt sich der Trend zu Kürzungen in den 
nationalen Verteidigungsbudgets infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise 
ungebremst fort, was zum vollständigen Verlust militärischer Fähigkeiten in Europa 
führen könnte.473 Der ehemalige österreichische Bundeskanzler Wolfgang Schüssel 
sagte dazu: „Auf der ganzen Welt findet ein Wettrüsten wie schon lange nicht mehr 
statt, und wir Europäer glauben, dass man darauf keine Antwort zu geben braucht. 
Das halte ich für sehr gefährlich.“474 Gerade der Einsparungsdruck auf die Haushalte 
der Mitgliedstaaten könnte den entscheidenden Impuls für einen Ausbau der GSVP 
darstellen, um einen Effizienzverlust zu vermeiden, beziehungsweise die finanziellen 
Mittel gezielter einzusetzen. So forderte die französische Tageszeitung „Le Monde“ in 
einem Leitartikel bereits 2010 ein „Europa der Verteidigung“ und prognostizierte 
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angesichts der Budgetkürzungen ein „Hinausgleiten Europas aus der Geschichte“ 
wobei die EU damit Gefahr läuft nicht einmal die einfach gesetzten Petersberg-
Aufgaben künftig erfüllen zu können, da die zusammengesparten nationalen Heere 
der Union keine Kontingente mehr zur Verfügung stellen werden können.475  
 
Die bisherige Institutionalisierung der gemeinsamen Sicherheit hat sicherlich Vorteile 
gebracht, doch bringt die Gefahr sich im Institutionalismus auf Kosten der 
militärischen und zivilen Fähigkeiten zu verlieren mit sich, dass die Gesamtstrategie 
aus den Augen verloren wird, sofern die aktuelle Sicherheitsstrategie diesem 
Anspruch überhaupt gerecht werden kann.476 Die GSVP ist gegenwärtig „reaktiv“ und 
hat sich überwiegend aufgrund regionaler Ereignisse wie den Balkankriegen 
entwickelt, der Anspruch und das Interesse Europas sind jedoch global.477 
Bürgerkriege, Proliferation von Massenvernichtungswaffen, Piraterie oder 
Terrorismus sind künftige Bedrohungen, welche vor allem außerhalb der EU-Grenzen 
situiert sind. Bereits heute verfügen nicht alle Heere der Mitgliedstaaten autonom 
über alle militärischen Fähigkeiten478 und nur sechs der 26 GSVP-Teilnehmerstaaten 
erreichen ihre selbst gesetzten Ziele479, daher würde eine Bündelung der 
Ressourcen zur Aufrechterhaltung und Steigerung der Operationssfähigkeit der EU 
dienlich sein. Dafür braucht es nicht unbedingt eine Europaarmee, aber neue 
Konzepte zur Nutzung von Synergien unter den Streitkräften und vor allem in 
politischen und strategischen Entscheidungsprozessen. Eine solche Vorgehensweise 
wäre auch realpolitisch einfacher durchzusetzen. Zentrale Elemente sind dabei:480 
 
 Europäische „top-down“ Streitkräfteplanung, 
 Zentralisierung der Fassung von Einsatzbeschlüssen durch den Europäischen 
Rat, 
 Ausübung der parlamentarischen Kontrolle durch das Europaparlament, 
 Gemeinsame Finanzierung der Einsätze und zumindest der strategischen 
militärischen Fähigkeiten aus dem EU-Haushalt, 
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 Autonome Planungs- und Führungsfähigkeit von EU-Einsätzen durch ein 
Europäisches Hauptquartier, 
 Bereitstellung multinationaler Streitkräfteelemente, die „needs driven“ sind 
(was aus einer europäischen Perspektive eigentlich benötigt wird)481 sowie 
 Standardisierung und Europäisierung der Ausbildung und Übungstätigkeit. 
 
4.3.1 SYNCHRONIZED ARMED FORCES EUROPE 
 
Ein erstes auf diesem Ansatz basierendes, praktisches Konzept namens 
„Synchronized Armed Forces Europe“ (SAFE) wurde vom ehemaligen Präsidenten 
des Europäischen Parlaments Hans-Gert Pöttering am 10. November 2008 auf einer 
Sicherheitskonferenz in Berlin präsentiert.482 Es verfolgt das Prinzip einer 
koordinierten „europaweiten Arbeitsteilung und Angleichung von Strukturen“483 und 
entwirft ein für alle gültiges Soldatenstatut, welches Ausbildungsstandards, 
Einsatzdoktrin, Handlungsfähigkeit im Einsatz, Rechte und Pflichten, das 
Qualitätsniveau der Ausrüstung, medizinische Versorgung, die soziale Absicherung 
im Falle von Tod, Verwundung und Dienstunfähigkeit regelt sowie einen 
Wehrbeauftragten im Europaparlament schaffen würde.484 Die Teilnahme der 
Mitgliedstaaten würde nach einem „opt-in Modell“ funktionieren, wie man es bereits 
vom Schengen-System oder der Eurozone kennt und damit genügend Spielraum für 
neutrale oder bündnisverpflichtete Staaten lassen.485 Was in der belgischen Armee, 
als auch der deutschen und niederländischen Reserve bereits gängige Praxis ist, soll 
durch SAFE in allen teilnehmenden Staaten eingeführt werden, die Öffnung der 
nationalen Armeen für alle EU-Bürgerinnen und Bürger.486 Durch die 
Vereinheitlichung der Rechte und Pflichten sowie der Ausbildungsstandards wäre 
dies bei Erfüllung von Sprach- und Leistungskriterien auch praktisch leicht 
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umsetzbar. Laut Pöttering hätte diese Öffnungsklausel auch den Vorteil, „dass die 
durch sinkende Geburtenjahrgänge härter werdende Konkurrenz um geeignete 
Talente leichter zu bestehen sein wird“ und sollte als Erweiterung des militärischen 
Erasmus Programms dienen.487 In Verbindung mit SAFE wird außerdem die 
Erarbeitung eines „umfassenden sicherheitspolitischen Ansatz[es], der über die 
bekannte Europäische Sicherheitsstrategie hinausgeht“, als auch die Einrichtung 
eines „Rat[s] der Verteidigungsminister“ und die gemeinsame Finanzierung von 
SAFE über den Gemeinschaftshaushalt gefordert.488 Dadurch könnten bei EU-
Missionen komplizierte Geberkonferenzen vermieden und dadurch rascher agiert 
werden als auch ein einheitliches Entlohnungsniveau hergestellt werden, welches 
bestehende soziale Ungleichheiten ausräumt.489 SAFE wäre ein Kompromiss für 
jene, welche sich eine europäische Armee nicht vorstellen können, aber eine vertiefte 
Zusammenarbeit in der GSVP unterstützen. Dass eine realpolitische Umsetzung 
dieses neuen Konzeptes möglich ist, zeigt der zugehörige Beschluss des 
Europäischen Parlaments vom 19. Februar 2009, indem SAFE mit 483 zu 111 
Stimmen angenommen wurde.490 Weiters verfolgt der Stab des Hohen Vertreters die 
Entwicklungen dazu bereits sehr genau.491 Will Europa seine gesetzten Ziele 
erfüllen, braucht es ein Bindeglied zwischen zwar teils interoperablen, aber noch 
ausschließlich national organisierten Streitkräften und einer europäisierten 
Zukunft.492 Pötterings Konzept kann dieses Bindeglied darstellen und erfolgreich 
sein, da es die Dynamik der europäischen Entscheidungsprozesse berücksichtigt 
und keine „Radikallösung“ darstellt, sondern auf dem Status-quo basierend einen 
Vergemeinschaftungsprozess auslösen würde, welcher auch den Grundsätzen der 
„Monnet-Methode“493 entspricht. Ob die „Synchronized Armed Forces Europe” in 
Zukunft wirklich umgesetzt werden oder diese gar den Kern einer kommenden 
Europaarmee bilden, wird sich zeigen. Konzept, parteipolitische Programmatik, Spar- 
und Effizienzdruck sowie ein Rückgang des Engagements der Nato beziehungsweise 
die neue Doktrin der USA sprechen dafür. Entscheidend wird sein, ob die 
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Umfeldbedingungen genügend Druck auf politische Entscheidungsträger erzeugen 
können um den nötigen Willen zur Umsetzung herbeizuführen. Der wesentlichste 
Part wird dabei jedoch oft übersehen: die demokratische Legitimierung solch 
umfassender Änderungen europäischer Politik und die damit verbundene 
Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger.  Gerade Änderungen in der 
Sicherheitspolitik polarisieren, da sie den Kern nationalstaatlicher Souveränität 
treffen. Interessanterweise ist die Befürwortung einer GSVP-Vergemeinschaftung in 
der Bevölkerung jedoch überdurchschnittlich hoch. Laut einer Eurobarometerstudie 
von 2008 sprechen sich europaweit 68 Prozent dafür aus, für 36% hat die GSVP 
sogar absolute Priorität unter allen Politikfeldern.494 
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Seitdem die Vision einer gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik mit dem 
gescheiterten Pleven-Plan zum ersten Mail in Erscheinung getreten ist, hat sie 
zahlreiche Rückschläge, aber auch Erfolge verzeichnen können. Bereits  in den 
fünfziger Jahren kristallisierte sich heraus, dass diesem Politikbereich eine 
besondere Bedeutung in Europa zukommen wird. Mittels der Westeuropäischen 
Union versuchte dann die damalige EG erstmals Tritt zu fassen, bis schließlich nach 
mehreren Jahrzehnten der Eurosklerose, mit dem Vertrag von Maastricht, die ESVP 
ins Leben gerufen wurde. Sie war gleichzeitig Meilenstein im schwierigen Umfeld 
europäischer Politdynamik und Notwendigkeit angesichts einer neuen Weltordnung 
nach dem Zerfall der Sowjetunion. Mit der Schaffung europäischer, multinationaler 
Verbände wie dem Eurokorps und dem Battlegroup-Konzept im Bereich militärischer 
Fähigkeiten oder der europäischen Sicherheitsstrategie als einheitlicher 
Politikrahmen entwickelte sich die GSVP überraschend schnell fort. Seit in Kraft 
treten des Lissabon-Vertrages besitzt das Politikfeld auch eine starke 
primärrechtliche Verankerung und über innovative Konzepte wie die 
Verteidigungsagentur, als auch der institutionelle Fortschritt über das Politische und 
Sicherheitspolitische Komitee und die Position des Hohen Vertreters kam die 
Europäische Union dem Ziel einer verwirklichten Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik näher. Die in der Arbeit behandelten Entwicklungen sollten 
angesichts der Schwierigkeit, unterschiedlichen Interessen und Komplexität 
europäischer Entscheidungsfindung als große Fortschritte betrachtet werden. Lässt 
man den politischen Fortschrittsaspekt jedoch außer bedacht,  so muss sich die 
GSVP auch in der post-Lissabon Ära noch herbe Kritik gefallen lassen. Den 
geschaffenen militärischen Kapazitäten kommt so gut wie keine praktische 
Bedeutung zu und ihre Einsatzfähigkeit ist auch aufgrund ihrer Zusammensetzung 
beschränkt. Die eingerichteten GSVP-Institutionen sind in ein enormes Kompetenz-
Wirr-War eingebettet, welches Entscheidungen nur schwer nachvollziehen lässt und 
sich als intransparent, als auch wenig demokratisch gestaltet, denn dem 
Europaparlament kommt lediglich ein Anhörungsrecht und die Budgethoheit zu und 
die nationalen Parlamente haben noch weniger Mitsprachemöglichkeiten in der 
GSVP. Die etablierten Kommandomechanismen für die Einsatzführung und damit die 
Sicherheit der europäischen Soldaten sind nach  wie vor vom „good-will“ der 
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Mitgliedstaaten abhängig, da es kein eigenes EU-Hauptquartier gibt. Außerdem 
herrscht zwischen den nationalen Truppen, selbst in europäischen multilateralen 
Verbänden und bei EU geführten Missionen eine starke Ungleichbehandlung vor, da 
es keine einheitlichen Rechtsgrundlagen und soziale Standards gibt. In der 
Rüstungspolitik machte man mit der Verteidigungsagentur zwar einen Schritt 
vorwärts, verglichen mit den gesamten Rüstungsausgaben in Europa hält sich ihre 
Bedeutung gemessen am Auftragsvolumen jedoch in Grenzen. Am wichtigsten ist 
aber vermutlich der Umstand, dass es der Union an einer klaren Strategie mangelt, 
welche die zentralen Fragen beantwortet: was ist die europäische Stellung in der 
Welt? Was sind die europäischen Interessen und wie können diese wirksam 
gesichert werden? Die Sicherheitsstrategie in der überarbeiteten Fassung von 2008 
gibt zwar einen Handlungsrahmen vor, dieser gestaltet sich jedoch sehr allgemein, ist 
nicht rechtsverbindlich und beantwortet auch nicht die offenen Fragen nach einer 
Gesamtstrategie für den europäischen Kontinent inklusive deren Umsetzung. Alle 
bisher getätigten Maßnahmen wirken wenig ineinandergreifend und nicht als Teil 
eines umfassenden Konzepts für die EU-Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 
Europa ist oftmals Synonym für eine Politik der kleinen Schritte und das trifft auch für 
die GSVP zu. Resultat dessen ist, dass die Union enorme Chancen verspielt, viel 
Geld der Steuerzahler verschwendet und weit unter ihren theoretischen 
Möglichkeiten agiert. Letztendlich schadet dieser Umstand nicht primär der 
Europäischen Union selbst, sondern trifft langfristig jeden einzelnen Mitgliedstaat. 
Europa ist auch für die Sicherheit der europäischen Bevölkerung nicht das Problem, 
sondern Teil der Lösung, um Sicherheit auch im multipolaren 21. Jahrhundert 
gewährleisten zu können. Und es gibt auch für die GSVP eine Perspektive und 
Hoffnung, immerhin ist Europa historisch gesehen aus Missständen gewachsen und 
hat aus Fehlern gelernt. Die bisher erreichten Fortschritte sind ein praktikables 
Fundament, auf welchem die EU weiter aufbauen kann, sofern der Handlungswille 
der relevanten Entscheidungsträger gegeben ist. Die Programmatik europäischer 
Parteien oder Wortmeldungen bedeutender Politiker zeugen von diesem 
Bewusstsein und die Eurobarometerdaten von 2008 geben keinen Spielraum, um 
sich hinter der Bevölkerung zu verstecken, denn diese unterstützt eine Intensivierung 
ihrer gemeinsamen Sicherheit. Europa muss lernen sich selbst von außen zu 
betrachten und im großen Ganzen zu sehen, denn das Zeitalter des Eurozentrismus 
ist längst vorüber. Erst dann wird man feststellen, dass die Union sich nicht mehr 
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länger mit sich selbst beschäftigen kann. Gerade in der GSVP darf es keine reaktive 
Politik geben, es müssen aktiv Entscheidungen getroffen werden, um das 
sicherheitspolitische Umfeld in unserer Nachbarschaft und der Welt mitzugestalten. 
Nur so kann die EU den in der Arbeit behandelten Bedrohungen entgegenwirken und 
im Sinne eines präventiven Ansatzes sicherstellen, dass diese erst gar nicht 
aufkommen. Dafür braucht es rasche Entscheidungsprozesse, effiziente Mittel und 
eine gemeinsame Strategie. In den kommenden Jahrzehnten wird die Verflechtung 
zwischen Sicherheitspolitik und wirtschaftlichen Aspekten noch größer werden. 
Rohstoffknappheit, Demographie, Zuwanderung, China und Afrika sind laut einer 
Zukunftsstudie jene ökonomischen Faktoren, welche das globale Umfeld am 
stärksten prägen werden.495 All diese Aspekte weisen auch eine starke 
sicherheitspolitische Komponente auf, welche nicht außer Acht gelassen werden 
darf. Sicherheitspolitik ist daher in Zukunft mehr als nur Sicherheit im engeren Sinn, 
da sie auch die Wirtschaft und damit Arbeitsplätze und Wohlstand betrifft. Will sich 
die Europäische Union auch in den kommenden Jahrzehnten gegenüber 
sogenannten „emerging powers“ wie China, Brasilien oder Indien behaupten können 
und in globalen Entscheidungen gehört werden, dann braucht sie nicht nur eine 
koordinierte und bessere Außenpolitik mit einer Stimme, sondern auch das 
zugehörige sicherheitspolitische Rückgrat, um ernst genommen zu werden und sich 
vom „global payer“ zum „global player“ zu entwickeln. Dabei geht es nicht um Fragen 
wie „Neo-Kolonialismus“, „Militarismus“ oder das Durchsetzen von Interessen mittels 
Waffengewalt, vielmehr geht es um den realistischen Zugang zum bereits 
existierenden rücksichtslosen, globalen Wettbewerb. Europa muss auch im Rahmen 
einer starken GSVP eine „Friedensmacht“ bleiben und darf seine über Jahrhunderte 
gewachsenen Grundsätze wie Demokratie und Rechtsstaatlichkeit niemals 
aufgeben. In der multipolaren Weltordnung braucht Europa im Rahmen einer 
strategischen Orientierung  auch neue Partner, bei aller Notwendigkeit eines 
transatlantischen Bündnisses mit den Vereinigten Staaten. Vor allem die Politik der 
USA ist stark interessensgeprägt und das strategische Interesse liegt nicht mehr in 
Europa, wie auch die neue US-Sicherheitsdoktrin dokumentiert. Daher ist es umso 
nötiger auch sicherheitspolitisch auf eigenen Beinen zu stehen und zusätzliche 
Verbündete zu finden. Ob die Union es sich dabei noch leisten kann mit erhobenem 
Zeigefinger Außen- und Sicherheitspolitik zu betreiben, ist zu bezweifeln. Der 
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deutsche Altbundeskanzler und Sozialdemokrat Helmut Schmidt brachte es auf den 
Punkt, als er sagte: „Wenn in wenigen Jahrzehnten die Europäer nur noch fünf 
Prozent der Weltbevölkerung ausmachen, während China und Indien zusammen ein 
Drittel stellen, und wenn dann die Europäer den Chinesen die Demokratie einführen 
wollen, kommt mir das komisch vor. Wenn der Westen meint, das Wichtigste für 
China sei es, die Demokratie einzuführen, ist das ziemlich lächerlich. Die Chinesen 
müssen ihren eigenen Weg gehen. Wir sind nicht ihre Mentoren. Weder die Europäer 
– und die Deutschen schon gar nicht! – noch die Amerikaner. Europa kauft die Masse 
seines Öls von diktatorischen Staaten. Also die Aufspielerei des Westens, man 
mache nur mit sauberen Menschen Geschäfte, ist eine ziemliche Verkehrung der 
Tatsachen.“496 In diesem Kontext wird Europa verstärkt das Instrument einer 
„coersive diplomacy“ und einen Mix aus „hard-“ und „soft-power“ anwenden müssen. 
Die EU sollte dabei den zivilen Sicherheitsaspekt nicht aufgrund militärischer 
Bemühungen zurückstellen, aber ohne eine glaubwürdige militärische Komponente 
werden alle anderen Instrumente der EU, ob diplomatischer, wirtschaftlicher, 
gesellschaftlicher oder kultureller Natur deutlich geschwächt.497 Wenn es Europa 
nicht gelingen sollte strategische Lücken zwischen jenem, was die EU gegenwärtig 
zur weltweiten Stabilität beiträgt und dem, was sie aufgrund ihrer Geltung und Größe 
leisten müsste, abzubauen, werden die Gefahren auch für die eigenen 
Bevölkerungen größer werden498, denn die Welt wartet nicht auf innereuropäische 
Einigungen. Darum ist die Notwendigkeit einer Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, welche dem Namen gerecht wird auch gegeben. Dass der 
Quantensprung hin zu einer europäischen Armee in absehbarer Zeit kaum 
umsetzbar sein wird, erscheint angesichts des realpolitischen Umfeldes als 
verständlich. Vermutlich würde dies auch die europäische Öffentlichkeit gegenwärtig 
überfordern, womit ein Scheitern vorprogrammiert wäre. Innovative „opt-in 
Konzepte“, wie Hans-Gert Pötterings SAFE-Programm wären aber durchaus 
implementierbar, würden die Kritikpunkte ausräumen und der GSVP auch 
schlagkräftige Mittel in einem strategischen Kontext zur Verfügung stellen. Das 
Europäische Parlament hat sich bereits dafür ausgesprochen, die Bevölkerung 
unterstützt die vorgegebene Richtung, die Parteipolitik, zumindest in ihrer 
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Programmatik, ebenso und die Krise der Staatshaushalte sowie laufende 
Heeresreformen in einigen Ländern erzeugen ein „window of opportunity“, um das 
Thema aufzugreifen. Die Verantwortung liegt dabei bei den 27 nationalen 
Regierungen  und es bleibt abzuwarten wie sich diese Verhalten werden. Eines kann 
zum jetzigen Zeitpunkt mit Sicherheit festgestellt werden, Europa braucht nicht nur 
für die GSVP eine klare Richtung in die es steuert und welchen Ansprüchen es 
gerecht werden will. Es braucht eine Gesamtstrategie und muss seinen Platz in einer 
unbekannten, globalisierten, multipolaren Weltordnung neu definieren. Denn, um mit 
einem Zitat des deutschen Altbundeskanzlers und großen Europäers Helmut Kohl 
abzuschließen: 
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Die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Europäischen Union hat ihren Ursprung in den 
fünfziger Jahren des letzten Jahrhunderts und geht auf den Pleven-Plan zurück, welcher 
erstmals eine Vergemeinschaftung des Politikfeldes und europäische 
Verteidigungskapazitäten forderte. Nach den Jahren der Eurosklerose entwickelte sich der 
Bereich mit den Verträgen von Maastricht, Amsterdam und Nizza rasant, jedoch wurde die 
GSVP erst durch den Lissabon-Vertrag als aktuelle primärrechtliche Grundlage geschaffen 
und ausgebaut. Die heutige EU verfügt zwar über keine eigenen militärischen Fähigkeiten, 
ist aber aufgrund multinationaler Verbände der Mitgliedstaaten und  gemeinsamer 
Verteidigungsstrukturen in der Lage auch selbst zu agieren. Strategische Grundlage bilden 
dabei die Petersberg-Aufgaben als auch die Sicherheitsdoktrin in der überarbeiteten 
Fassung von 2008. Trotz vieler Fortschritte weist die GSVP nach wie vor große Mängel auf 
und lässt Zweifel aufkommen, ob wirklich von einer „gemeinsamen Sicherheitspolitik“ 
gesprochen werden kann. Dennoch bildet der Status-quo ein Fundament auf dessen Basis 
sich die policy der EU weiterentwickeln kann und die nächsten Schritte sind bereits in 
Planung. Die Diplomarbeit beschreibt und analysiert diesen gegenwärtigen Zustand und gibt 
einen Überblick über künftige Entwicklungen - von einem europäisierten Rüstungssektor, 





The Security and Defence Policy of the European Union has its origins in the fifties of last 
century, dating back to the Pleven plan, which first called for a pooling of European defense 
policy and field capacity. After years of Euro-sclerosis, the policy field developed rapidly with 
the Treaties of Maastricht, Amsterdam and Nice, but only by the Lisbon Treaty, as the current 
primary law, the CSDP was created and further developed. Today, the EU does not have its 
own military capabilities, but acts upon multinational groups from the Member States and 
common defense structures. Strategic basis form the Petersberg tasks and the security 
doctrine in the revised version of 2008. Despite many advances, the CSDP shows major 
deficits and raises doubts whether there can be really spoken of a "common security policy". 
However, the status quo is a fundament to further develop the policy of the EU and the next 
steps are already being planned. The thesis describes and analyzes this current state and 
provides an overview of future developments - from a Europeanized defense sector, a White 
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